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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Erster Teil 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
. Anwendungsbereich 

(!) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und Bau­
produkte. Es gilt auch für bebaute und bebaubare Grund­
stücke sowie für andere Anlagen und Einrichtungen, an die 
in diesem Gesetz oder in Vorschriften auf Grund dieses 
Gesetzes Anforderungen gestellt werden. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
1. Anlagen des öffentlichen Verkehrs und ihre Neben­

anlagen, mit Ausnahme von Gebäuden, 
2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen;. mit Aus­

nahme von oberirdischen GcbäudCn, 
J, Leittlngcn, die der öffentlichen Versorgung m.it Wasser,. 

Gas, Elektrizität, Wärme1 der öffentlichen Abwasscr­
_beseitigung oder dem Fernmeldewesen dienen, 

4; Rohrleitungen, die dem Fcrntraf}sport von Stoffen 
dienen, · 

5. Krane, mlt Ausnahme von Kranbahnen und deren 
Unterstützungen. 

§2 
·Begriffe 

(1) Bauliche Anlagen sind mit ~em Erdboden verbundene,· 
aus Bauprodukten hergestellte Anlagen. Eine Verbindung 
mit dem Erdboden besteht auch dann, wenn •die Anlage 
durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder wenn sie 
nach ihrem Verwendungszweck dazu besti~mt.ist, über­
wiegend ortsfest benutzt zu werden. 
Als bauliche Anlagen gelten 

. 1. Aufschüttungen und Abgrabungen, 
2. Lager-, Abstell-, Auf Stell- und Ausstellungsplätze1 
3. Camping- und Woch~ncndplätze, 
4. Stellplätze, 
5. Sport- und Spielplätze, 
6. Schiffe und sonstige schwimmfähige Anlagen, die orts­

fest benutzt werden und dem \X'ohnen Oder gewerb­
lichen, sportlichen oder ähnlichen Zwecken dienen, 

7. Gerüste, 
8. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicher~ng von Bauzu­

ständen. 

(2) Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte bau­
liche Anlagen, die von Menschen betreten werden können 
und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von 
Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen. Sie werden in 
folgende Gebäudeklassen eingeteilt: 
1. Gebäudeklasse 1 

Freistehende Wohngebäude mit:einer Wohnung in nicht 
mehr als zwei Geschossen, andere freistehendC Gebäude 
ähnlicher Größe, freistehende landwirtschaf~liche 
Betriebsgeb~ude. 

•2. Gebäuci'eklasse 2 
W ~hngebäude, bei denen der Fußboden keines Geschos­
ses, in dem Aufenthaltsräume möglich sind, im Mittel 
mehr als 7 m über der Geländeoberfläche liegt,. 

a) mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
b) mit drei Wohnungen in freistehenden Gebäuden in· 

Hangla:ge, wenn die dritte Wohnung im untersten 
Geschoß liegt und ihren Zugang unmittelbar vom 
Freien aus hat. · 

3. Gebäudeklasse 3 
Sonstige Gebäude, bei denen der Fußboden keines Ge­
schossf!s1 irt dem Aufenthaltsräume möglich sind, im 
Mittel mehr als 7 m über der Geländeoberfläche liegt. 

4. Gebäudeklasse 4 
. Sonstige Gebäude. 

(J) Hochhäuser sind Gebäude, bei denen der Fußboden 
eines Aufenthaltsraums mehr als 22.m über der Gelände­
oberfläche liegt. 

(4) Geschoss-e über der Geländeoberfläche sind Geschosse, 
die im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche 
hinausragen. VollgCscho.sse · sind Gescho~se über der 
Geländeoberfläche, die über zwei Drittel, bei Geschossen 
im Dachraum über drei Viertel ihrer Grundfläche eine 
Höhe -von 2,30 m haben. Gegenüber einer Außenwand 
zurückgesetzte obci-ste _Geschosse sind nur Vollgeschosse, 
wenn sie diese Höhe über zwei Drittel der Grundfläche des 
darunterliegenderi Geschosses haben. Die Höhe wird von 
Oberkante Fußboden bis Oberkante Fußboden oder Ober­
kante Dachhaut gemessen. 

(5) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum nicht nur vor­
übergehenden Aufe_nthalt von Menschen bestimmt oder ge­
eignet sind. 

(6) Geländeoberfläche ist die in der Baugenehmigung fest­
gelegte, im übrigen die natürliche, an das Gebäude angren­
zende Geländeoberfläche. 

(7) Feuerstätten sird in oder an Gebäuden ortsfest benutzte 
Anlagen oder Einrichtungen, die dazu bestimmt sind1 durch 
Verbrennun.g Wärme_ zu erzeugen . 

(8) Stellplätze sind ·Flachen zum Abstellen von Kraftfahr­
zeugen außerhalb öffentlich~r Verkehrsflächen. Garagen 
sirld ganz oder teilweise umschlossene Räume zum Ab­
stellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, 
Werk- und Lagerräume gelten nicht als Garagen. 

(9) Bauprodukte sind 
1. Baustoffe, B.iuteile und Anlagen, die hergestellt werden, 

um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu werden, 
2. aus Baustoffen und Bauteilen vorgefertigte ·Anlagen, die 

hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu 
werden, wie Fertighäuser, Fertiggaragen und Silos. 

(10) Bauart ist das Zusammenfügen von Bauprodukten zu · 
baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen Anlagen. •. 

§ 3 
Sicherheit.und Ordnung 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrich­
tungen im Sinne des§ 1 Abs. 1 Satz 2 sind so anzuordnen, zu 
errichten, zu ändern· und instand zu halten, daß sie die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen nicht gefährden. Dies gilt entsprechend 
für die Änderung ihrer Benutzung und ihren Abbruch. 
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(2) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden. wenn bei 
ihrer Verwendung die baulichen Anlagen -bei ordnungS­
gemäßer Instandhaltung w~hrend einer dem Zweck ent­
sprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen 
dieses Gesetzes oder der Vorschriften auf Grund dieses Ge­
setzes erfüllen und gebrauchs.tauglich sind. 

(3) Die von der obersten Bauaufsichtsbehörde durch Ver­
waltungsvorschrift eingeführten technischen Baubestim­
mungen sind zu beachten. Von den technischen Baubestim­
mungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen 
Lösung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderungen 
des Absatzes 1 erfüllt werden; § 18 Abs. 3 und § 21 bleiben 
unberührt, 

§4 
Soziale Belange 

Bei der Anordnung, Errichtung, I~standhaltung, Änderuflg 
und Nutzungsänderung baulicher Anlagen sind die allge­
meinenAnforde_rungcn an gesunde \V/ohn- und Arbeitsver-. 
hältnisse und die besonderen Belange der Familien, der 
Kinder, der Behinderten und der alten Menschen zu 
berücksichtigen. 

§ 5 
Gestaltung 

(1) Bauliche Anlagen sind so zu gestalten, daß sie -nach 
Form, Maßstab, Verhältnis der Baumassen und Bauteile zu..: 
einander, Werkstoff und Farbe nicht verunstaltet wirken. 

{2) Bauliche Anlagen sind mit ihrer Umgebung so in Ein­
klang zu bringen, daß sie benachbarte bauliche Anlagen so­
wie das Straßen-, Ortsr oder Landschaftsbild nicht verun­
stalten und deren beabsichtigte Gestaltung nicht stören. Auf 
Kultur- und Naturdenkmäler und auf andere erhaltens­
wCrte Eigenarten der Umgebung ist besondere Rücksicht 
zu nehmen. 

Zweiter Teil 
Das Grundstück und seine Bebauung 

§6 
Bebauung der Grundstücke 

{ 1) Grundstücke, die mit umweltgefährdenden Stoffen be­
lastet sind, dürfen nur bebaut werden, wenn von ihnen 
keine Gefährdungen für die Umwelt, insbesondere die 
menschliche Gesundheit, ausgehen oder die Gefährdung 
nach Art der vorgesehenen Bebauung unschädlich ist. 

(2) Gebäude dürfen nur errichtet werden, wenn gesichert 
ist, daß bis zum Beginn ihrer Benut~ung 
1. das Grundstück in angemessener Breite an einer befahr­

baren öffentlichen Veikehrsfläche liegt, eine öffentlich­
rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren öffent- · 
liehen Verkehrsfläche hat oder bei Vorhaben im Sinne 
des§ 35 Abs.! Nr.! bis 3 des Baugesetzbuchs über einen 
Wirtschaftsweg erreichbar ist; ein nicht befahrbarer 
Wohnweg genügt, wenn.der Brandschutz gewährleistet 
istl 

2. die erforderlichen Wasserversorgungs- ·und Abwasser­
anlagen benutzbar sind. 

Als Sicherung der Zufahrt genügt eine Dienstbarkeit, wenn 
sie vor dem·1. Oktober 1974 begründet word~n ist. 

(3) Ein Gebäude darf nur dann auf mehreren Grundstücken 
errichtet werden, v_.renn durch Baulast gesichert ist, daß sie 
für die Dauer der Bebauung als Grundstückseinheit zu­
sammengefaßt bleiben. 

§ 7 

Zugänge und Zufahrten 

(1) Zu Gebäuden der Gebäudeklassen2 und J ist von öffc~t­
lichcn Verkehrsflächen ein geradliniger Zu- oder Durch­
gang zu schaffen,\venn der zweite Rettungsweg dieser Ge­
bäude über Rettungsg~räte der Feuerwehr führt. Der Zu­
oder Durchgang muß 1,25 m bre)t sein. Bei Türöffnunged 
und anderen geringfügigen Einengungen genügt eine licht_e 
Breite von 1 rn. Die lichte· Höhe des Zu- oder Durchgangs 
muß 2 m betragen. 

{2) Zu Gebäuden der Gebäudeklasse 4 ist an Stelle eines Zu­
oder Durchgangs nach Absatz 1 eine J m breite Zu- oder 
Durchfahrt zu schaffen. Die lichte Höhe der Zu- oder 
Durchfahrt muß senkrecht zur Fahrbahn gemessen 
3150 m betragen. \V/ände und Decken von Durchfahrten 
müssen feuerbeständig sein. 

(J) Eine andere Verbindung als nach den Absätzen 1 oder 2 
kann gestattet werden, wenn dadurch der Einsatz der 
Feuerwehr nicht behindert wird. Bei Gebäuden, deren 
zweiter Rettungsweg nicht über Rettungsgeräte der Feuer- . 
wehr. führt, kann eine Verbindung nach den Absätze~ 
1 Oder 2 verlangt werden, wenn der Einsatz der Fe:uerwehr 
dies erfordert. 

(4) Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 müssen die mit 
Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbaren Stellen(§ 15 
Abs, 4) von Ciner für Feuerwehrfahrzeuge be(ahrbaren 
Fläche anleitcrbar sein. Die Fläche muß ein Aufstellen der 
Fahrzeuge in einem Abstand von mindestens J m und höch­
stens 9 m, bei mehr als 18 m Brilstungshöhe in einem Ab­
stand von höchstens 6 m von de·r Außenwand ermöglichenj 
größere Abstände sind ~ulässig, wenn ein wirksamer. Ein­
satz der Rettungsgeräte gewährleistet ist. 

(5) Die Zu- und Durchfahrten nach Absatz 2 sowie die 
Flächen nach Absatz 4 dürfen nicht durch Einbau.ten einge­
engt werden und müssen für Feuerwehrfahrzeuge aus­

reichend befestigt und tragfähig sein; sie sind ständig freizu­
halteIL · 

§ 8 
Abstandsflächen 

(1) Vor Außenwänden oberirdischer Gebäude sind Flächen 
von Gebäuden freizuhalten (Abstandsflächen). Abstands­
flächen sind nicht erforderlich vor Außenwänden, die an· 
Nachbargrenzen errichtet werden, wenn nach planungs­
rechtlichen Vorschriften 
1. das· Gebäude an die Grenze gebaut werd~n muß oder 
2, das Gebäude an die Grenze gebaut werden darf und 

öffentlich-rechtlich gesichert ist, daß vom Nachbar­
grundstück angebaut wird. 
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Darf nach planungsrechtlichen Vorschriften nicht an die 
Nachbargrenze gebaut werden, ist aber auf dem Nachbar­
grundstück ein Gebäude an der Grenze vorhanden1 so kann 
gestattet oder verlangt werden, daß angebaut wird. Muß 
nach pbnungsrechtlichen Vorschriften an die Nachbar­
grenze gebaut werden, ist aber auf dem Nachbargrtindscück 
ein Gebäude mit Abstand zu dieser Grenze vorhanden, so 
kann gestattet oder verlangt werden, daß eine Abstands­
fläche eingehalten wird. 

(2) Die Abstandsflächen müssen auf dem Grundstück selbst· 
liegen. Sie dürfen auch auf Öffentlichen Verkehrs-, Grün­
oder Wasserflächen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte. 

(3) Die AbstandsfläChen vor Wänden, die einander gegen­
überstehen, dürfen sich nicht überdecken; dies gilt nicht für 
1. Wände, die in einem Winkel von mehr als 75° zueinander 

stehen, 
2. Gebäude und andere bauliche Anlagen, die in den Ab-

standSflächen zulässig sind oder gestattet werden. 

(4) Die Tiefe der Abstandsfläche bemißt sich nach der Höhe 
der Wand oder des Wandteils (Wandhöhe); sie wird senk­
recht zur Wand gemessen. Als Wandhöhe gilt das M~ß von 
der Geländeoberfläche bis zur Schnittlinie def Wand mit 
der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluß der Wand. Bei 
Wänden unter Giebelflächen gilt als oberer Abschluß der 
Wand die Waagr:echte in Höhe der Schnittlinien nach Satz 2; 
liegen die Schnittlinien 11icht auf einer Höhe, ist die Waag­
rechte in der Mitte zwischen den Schnittlinien anzunehmen. 
Maßgebend ist die im Mittel gemesse~e Höhe der \Y/~nd 
odei des Wandteils. Zur Wandhöhe werden hinzugerechnet 
1. voll die Höhe von 

a) Dächern und Dachteilen mit einer Dachneigung von 
mehr als 70°, 

b) Giebelflächen, wenn die Summe der Dachneigungen 
mehr als 140° beträgt1 sowie Giebelflächen von Pult­
dächern mit einer Dachneigung von mehr als 70°, ' 

2. zu einem Drittel die Höhe von 
a) ,Dächern und Dachteilen mit einer Dachneigung von 

mehr als 45°1 

b) Dächern mi~ Dachgauben oder anderen Dachauf­
bauten, wenn diese zusammen mehr als halb so breit 
wie die Wand sind, 

c) G.iebe!flächen, die nicht unter Nummer 1 Buchst. b 
fallen. 

NiC:ht hinzugerechnet wird in den Fällen des Satzes 5 Nr. 1 
Buchst. b und Nr. 2 Buchst. c die Höhe von Giebelflächen, 
die innerhalb eines Dreiecks mit einer in Höhe der Waag­
rechten nach Satz 3 anzunehmenden Grundlinie von 
8 m Lä~ge und -mit 4 m Höhe liegen; dies gilt nicht, wenn 
Dachaufbauten weniger als l 150 m von der GiebelflächC ent­
fernt sind. Die Summe der Maße nach den Sätzen 2 bis 6 
ergibt das Maß H. 

(5) für vor- oder zuriicktretende Wandteile wird die Ab­
standsfläche gesondert ermittelt. Vor die Wand vortretende 
Gebäudeteile wie Pfeiler, ·Gesimse, DachvOrsprünge, 
Blumenfenster, Hauseingangstreppen und deren Über­
dachungen sowie untergeordnete Vorbauten wie Erker und 
Balk9ne bleiben bei der Bemessung der Tiefe der Abs_tands­
fläche außer Betracht1 wenn si·e nicht mehr als 1,50 m vor­
treten; von der gegenüberliegenden Nachbargrenze müssen 
sie mindestens 2 m entfernt bleiben. · 

(6) Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt 0,4 H 1 in Gewerbe­
und Industriegebieten 0,25 H. In Kerngebieten sowie in 
Sondergebieteni· die nicht der Erholung dienen, kann Cine 
geringere Tiefe als 014 H gestattet werden, wenn die 
Nutzung der Gebiete dies rechtfertigt. In allen Fällen müß 
die Tiefe der Abstandsfläche jedoch mindestens 3 m be­
tragen. 

(7) Vor Wänden aus brennbaren Baustoffen, die nicht 
mindestens feuerhemmend sind, sowie vor feuerhemmen­
den Wänden, die eine Außenfläche oder überwiegend eine 
Bekleidung aus normalentflammbaren Baustoffen haben, 
darf die Tiefe der Absta.ndsfläche 5 m flicht unterschreiten. 
Dies gilt nicht für Gebäude mit nicht mehr als zwei 
Geschossen über der Geländeoberfläthe. 

(8) Für bauliche Anlagen, andere Anlagen und Einrich­
tungen, vorl denen Wirkungen wie von oberirdischen 
Gebäuden ausgehen, gelten die Absätze 1 bis 7 gegenüber 
Gebäuden und Nachbargrenzen entsprechend. Sie können 
ohne eigene Abstandsflächen und in den AbstandsfläChen 
von Gebäuden gestattet werden, wenn die Beleuchtung mit 
Tageslicht nicht erheblich beeinträchtigt wird und der 
Brandschutz gewährleistet ist. 

(9) In den Abstandsflächeri eines Gebäudes sowie ohne 
eigene Abstandsflächen oder mit einem Abstand von Nach­
bargrenzen bis zu 1 m sind zulässig: 
1. Garagen und sonstige Gebäude ohne Aufenthaltsr~ume 

und Feuerstätten) jeweils bis zU einer mittleren Wand"' 
höhe von 3,20 m über der Geländeoberfläche an der 
Grenze; die Höhe der an der Grenze erri<;:hteten \'(fand 
darf ari der Einfahrtseite (Straßenseite) nicht mehr als 
2,80 m befragen; die Gebäude dürfen eine Länge von 
12 man einer Nachbargrenze und von insgesamt 18 man 
allen Nachbargrerizen des Griindstücks 'nicht über­
schreiten, 

2. Gebäude und Anlagen zur örtlichen Versorgung mit 
Elektrizität, Wärme, Gas und Wasser bis zu 12 ffi Länge 
und bis Zl,1 einer mittleren Wandhöhe von J,20 m über 
der Geländeoberfläche an .der Grenze, 

J. Einfriedungen und Stützmauern bis zu 2 m Höhe, in 
Gewerbe- --und Industriegebieten ohne Begrenzung der 
Höhe. 

Satz 1 gilt nicht, wenn Dächer zur Grenze mehr als 45° ge­
neigt sind oder bei Giebeln an der Grenze eine Höhe von· 
4 m über der Geländeoberfläche überschritten wird. Dächer 
von Gebäuden nach Satz 1 Nr. 1 dürfen mit dem Dach eines · 
anderen GebäudeS, das für sich betrachtet die erforderliche 
Abstandsfläche einhält1 baulich verbunden werden. 

(10) Geringere Tiefen der Abstandsflächen können gestattet 
werden 
1. vor Wänden, die auf demselben Grundstück in ~inem 

Winkel von 75° oder weniger zueinander stehen, wenn es 
sich handelt um 
a) Wände von Gebäuden1 die nicht dem Wohnen 

dienen, 
b) Wände von Wohngcbäuden1 in denen keine Fenster 

von Wohn- oder Schlafräumen angeordnet sind, 
c) Wände derselben Wohnung zu einem eigenen Innen­

hof, 
2. in überwiegend bebauten Gebieten, wenn die Gestaltung 

:lj 

'i 
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des Straßenbildes oder städtebauliche Verhältnisse dies 
erfordern, 

sofern die Beleuchtung mit Tageslicht und· die Lüftung von 
Aufenthaltsräumen nicht erheblich beeinträchtigt werden 

.. und der Brandschutz ge_währleistet.ist. 

(11) Geringere Abstandsflächen sind zulässig, wenn durch 
Festsetzungen der Grundflächen der Gebäude und der Zahl 
der Vollgeschosse oder durch andere zwingende Fest­
setzungen eines Bebauungsplans die Beleuchtung mit 
Tageslicht, die Lüftung und der Brandschutz gewährleistet 
sind, 

§ 9 
Übernahme von Abständen und Abstandsflächen 

3.uf Nachbargrundstücke 

(1) Soweit na.ch dieSem Gesetz oder nach Vorschriften auf 
Grund dieses Gesetzes Abstände und Abstandsflächen auf 
dem Grundstück selbst liegen müssen, kann gestattet 
werden, daß sie sich ganz ode_r teilweise auf andere Grund­
stüc_ke erstrecken1 wenn öffencl\ch-rechtlich gesichert ist, . 
daß sie nicht überbaut und auf die auf diesen Grundstücken 
erforderlichen Abstände und Abstandsflächen nicht ange­
rechnet werden. Vorschriften, nach denen eine Überbauung 
zulässig ist oder ausnahmsweise gestattet werden kann, 
bleiben unberührt. 

(2) Die bei der Errichtung eines Gebäudes vorge~chriebe­
nen Abstände und Abstandsflächen dürfen auch bei nach­
träglichen Grenzänderungen und Grundstücksteilungen 
nicht unterschritten oder üb'erbaut werden, Absatz 1 gili 
entsprechend. · 

§ 10 
Höhenlage, nicht überbaute Flächen 

(1) Bei der Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen 
kann verlangt werden, daß die Oberfläche des Grundstücks 
erhalten oder ih ihrer Höhenlage verändert wird, um eine 
Störung des Straßen-, Orts- oder Landschaftsbildes zu ver­
meiden oder zu beseitigen oder um die Oberfläche an die 
Höhe der Verkehrsfläche oder der Nachbargrundstücl<e an­
zugleichen. 

(2) Die Höhenlage der baulichen Anlagen ist, soweit erfor­
dCrlich, festzusetzen. Hierbei sind die Höhenlage der Ver­
kehrsflächen und die Anforderungen an die Abwasserbesei­
tigung zu beachten. 

(3) Nicht überbaute Flächen bebauter Grundstücke. sollen 
begrünt w«rden, soweit sie nicht für eine zulässige Nutzung 
benötigt werden. Befestigungen, die die Wasserdurchlässig­
keit des Bodens wesentlich beschränken, sind nur zulässig, 
soweit ihre Zweckbestimmung dies erfordert, . 

§ 11 
Kinderspielplätze 

(1) Bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als drei 
Wohnungen ist ein Spielplatz für Kleinkinder herzustellen1 

der nach seiner Lage und Beschaffenheit ein gefahrloses 
~pielen ermöglicht. Der SP,ielplatz soll besonnt und win4ge-

·schützt liegen. Seihe Größe richtet sich nach der Zahl der 
Wohnungen, 

(2) Der Spielplatz ist auf dem zu bebauenden Grundstück 
herzustellen. Es kann gestattet werden1 ihn in unmittelbarer 
Nähe auf einem anderen Gmndstück, auch in einer Ge­
meinschaftsanlage1 herzustelle11i wenn dieses Grundstück 
von den Kindern gefahrlos erreicht werden kann und seine 
Benutzung als Spielplatz öffentlich-rechtlich gesichert ist. 
Es kann ferner gestattet werden, daß der Bauherr seine Ver­
pflichtung nach Absatz 1 dadurch erfüllt, daß er sich an den 
.Kosten für.die Herstellung und Unterhaltung eines öffent­
lichen Spielplatzes in unmittelbarer Nähe des Baugrund­
stücks in angemessener Höhe beteiligt; die Gemeinde kann 
Sicherheitsleistung verlangen. 

(3) Der Spielplatz muß späteste)ls sechs Monate nach Bezug 
der Wohnungen benutzbar sein; die·Frist kann verlängert 
werden, wenn besonde_re Umstände die Einhaltung der 
Frist nicht zulassen oder die Herstellung eines Spielplatzes 

· noch nicht erfordern. 

(4) Bei bestehenden Gebäuden kann die Herstellung und 
Instandhaltung von Spielplätzen verlangt werden, wenn 
dies wegen der Gesundheit der Kinder oder zum Schutz vor 
Verkehrsgefahren erforderlich ist und die Grundstücksver­
hältnisse nicht entgegenstehen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn nach der Art der 
Wohnungen ein Spi~lplatz nicht erforderlich ist. 

§ 12 
Einfriedungen 

(1) Wenn die Verkehrssicherheit es erfordert, kann verlangt 
werde11i daß Grundstücke eingefriedet o?er abgegrenzt 
werden. Dies gilt auch für bauliche Anlagen im Sinne des 
§ 2 Abs, 1 Satz J Nr. 1 bis 5. 

(2) Für Einfriedungen und Abgrenzungen, die keine bau­
lichen Anlagen sind, gelten die §§ 5 und 17 entsprechend. 

Dritter Teil 
Bauliche Anlagen 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Anforderungen 

§ 1J 
Standsicherheit 

(l)Jede bauliche Anlage muß im ganzen und in ihren einzel­
nen Teilen sowie für sich allein standsicher und dauerhaft 
sein. Die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die 
Tragfähigkeit des Baugrundes des Nachbargrundstücks 
dürfen nicht gefährdet werden. 

(2) Die Verwendurlg gemeinsamer Bauteile für mehrere 
bauliche Anlagen ist zulässig, wenn öffentlich-rechtlich Und 
technisch gesichert ist, daß die gemeinsamen Bauteile beim 
Abbruch einer baulichen Anlage erhalten bleiben, 
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§ 14 
Sc-hutz gegen Feuchtigkeit, Korrosion 

und Schädlinge 

(1) Bauliche Anlagen müssen so bes,chaffen sein, daß durch . 
\'v'asser, Feuchtigkeit, fäulniserregende Stoffe, Einflüsse der 
\X'itterung, andere chemische oder physikalische Einflüsse 
und pflanzliche oder tierische Schädlinge Gefahren oder 
unzumutbare :Belästigungen nicht entstehen. . 

(2) Werden in Gebäuden Bauteile aus Holz oder anderen 
organischeO Stoffen vom Hausbock, Echten .Haus­
schwamm oder von Termiten befa!Ien1 so haben die nach 
§ 52 Abs. 2 verantwortlichen· Personen der Bauaufsichts­
behörde unverzüglich Anzeig~ zu erstatten. 

§ 15 
Brandschutz 

(1) Bauliche Anlagen müssen so angeordnet und beschaffen 
sein, daß der, Entstehung eines Brandes und der Ausbr~i­
tungYon Fell.er und Rauch vorgebeUgt wird und bei einem 
Brand die. Rettung von Menschen ulld Tieren und wirksame 
Löscharbeiten möglich sind. 

(2) Leichtentflammbare Baustoffe dürfen nicht verwendet 
·werden; dies gilt nicht, wenn sie durch Verhindung mit 
anderen Baustoffen 'nicht mehr leichtentflammbar sind. 

(J) Feuerbeständige Bauteile· müssen mindestens in den 
wesentlichen Teilen aus· nichtbrennbaren Baustoffen be­
stehen; dies gilt nicht für Abschlüsse von Öffnungen. 

(4) Jede Nutzungseinheit mit einem oder mehreren Aufent­
haltsräumen muß in jedem Geschoß über mindestens zwei 
voneinander unabhängige Rettungswege erreichbar sein. 
Die Rettungswege müssen bei Nutzungseinheiten, die nicht 
zu -ebener Erde" liegen, über notwendige Treppen (§ 30 
Abs. 1) führen. Bei Gebäuden, die nicht Hochhäuser sind, 
,darf der zweite Rettungsweg- über mit vorhandenen 
RettungsgerätCn der Feuerwehr erreichbare Stellen 
(Oberkante der Brüstung eines notwendigen Fensters 
oder sonstige geeignete Stellen) führeh; diese Stellen 
dürfen bei Gebäuden der Gebäudeklassen_ 2 urid 3 nicht 
mehr· als 8 m über der Geländeoberfläche liegen. Ab­
weichend von Satz r genügt ein Rettungsweg, wenn der· 
Treppenraum der notwendigen Treppe so angeordnet und 
beschaffen ist, daß Feuer und Rauch nicht eindringen 
können (Sicherheitstrepp_enraum). 

(5) Bauliche Anlagen, bei denen.Blitzschlag leicht eintreten 
oder zu besonders schweren Folgen führen kann, sind.mit 
dauernd wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen. 

§ 16 
Wärme-, Schall- und Erschütterungsschutz 

(1) Gebäude müssen einen ihrer Nutzung und den klimati­
s~hen Verhältnissen e~tsprechenden Wärmeschutz haben, 

· (2) Gebäude müssen einen ihrer Lage und Nutzung entspre­
chenden Schallschutz haben. Gerä"1sche1 die von ortsfesten 
Anlagen und Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf~ 

Grundstücken ausgeheri, sind so zu dämmen, daß Gefahren 
oder unzu~utbare Belästigungen nicht enstehen. 

(J) Erschütterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten 
Anlagen und Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf 
Grundstücken ausgehen, sirid so zu dämmen, daß Gefahren 
oder unzumutbare·Belästigungen nicht entstehen. 

§ 17 

Verkehrssicherheit 

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden.nicht 
überbauten Flächen bfb.iuter Grundstücke müssen ver­
kehrssicher sein. 

(2) Bauliche Anlagen und ihre Benutzung dürfen die Sicher­
heit ode.r: Leichtigkeit des öffentlichen Verkehrs nicht 
gefährden. 

ZWeit~r Abschnitt 
Bauprodukte und Bauarten 

§ 18 
Bauprodukte 

(1). Bauprodukte dürfen für die Errichtung, Änderung und 
Instandhaltung baulic~er, Anlagen nur verwendet werden, 
wenn sie für den Verwendungszweck 
l. von den nach Absatz 2 Satz 1 bekanntgemachten techni­

schen Regeln nicht oder nicht wesentlich abweichen 
(geregelte Bauprodukte) oder nach Absatz 3 zulässig 

. sind und wenn sie auf Grund des Übereinstimmungs-
nachweises nach § 22 das Übereinstimmungszeichen 
(Ü-Zeichen) tragen oder 

2. nach den Bestimmungen 
a) des Bauproduktengesetzes (BauPG) vom 10. Au­

gust 1992 (BGB!. I. S. 1495), 
b) anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­

schaften oder anderer Vertragsstaaten des Abkom­
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum zur 
Umsetzung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates 
vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorsthriften der Mitglied­
staaten über Bauprodukte (ABI. EG 1989 Nr. L 40 
S. 12) (Bauproduktcnrichtlinie) oder 

c) . zur Umsetzung sonstiger Richtlinien der Europäi­
s~hen. Gemeinschaften, soweit diese die wesentlichen 
Anforderungen nach§ 5 Abs. 1 ,BauPG berücksichti­
gen, in den Verkehr gebracht und gehandelt werden 
dürfen, insbesondere das Zeichen der· Europäischen 
Gemeinschaften (CE-Zeichen) tragen und dieses 
Zeichen dle nach Absatz 7 Nr. 1 festgelegten Klassen 
und Leistungsstufen ausweist, 

Bauprodtlkte, die allgemein ai:ierkannten Regeln det 
Technik entsprechen, dürfen auch verwendet wei-den, wenn 
diese Regeln nicht in der Baur~gelliste A bekanntgemacht 
sind. Bauprodukte, die von diesen allgemein anerkannten 
Regeln der Technik abweichen, bedürfen keines Nach­
weises ihrer Verwendbarkeit nach Absatz J: 

(2) Das Deutsche Institut für Bautechnik, Berlin; macht im 
Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde für 
Bauprodukte, für die _nicht nur Qie VOrschriftcn nach 
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Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 maßgebend silld, in der Bauregelliste 
A die t·echnischen Regeln bekannt, die zur Erfüllung der in 
diesem Gesetz und in Vorschriften auf Grund dieses Geset­
zes an bauliche A nlage:n gestellten Anforderungen erforder­
lich sind. Diese technischen Regeln gelcen als technische· 
Baubestimmungen im Sinn_e des§ J Abs. '3 Satz 1. 

(3) Bauprodukte, für die technische Regeln in der Bauregel­
liste A nach Absatz 2 Satz 1 bekanntgemacht worden sind 
und die von diesen wesent_lich abweichen oder für die es 
technische Baubestimmungen oder allgemein anerkannte 
Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bau­
produkte), müssen 
1. eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassun_g (§ 19), 
2, ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis (§ 19 a) 

ade~ 
3. eine Zustil]lmung im Einzelfall(§ 20) haben. 
Ausgenommen sind Bauprodukte, die nur eine unterge­
ordnete Bedeutung für die Erfüllung der Anforderungen 
dieses Gesetzes und der Vorschriften auf Grund dieses 
Gesetzes haben und durch das Deutsche Institut für Bau­

-technik im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbe­
hörde in einer Liste C öffentlich bekanntgemacht.worden 
sind. 

(4) Der Minister der Finanzen kann durch Rechtsverord­
nung vorschreiben, daß für bestimmte Bauprodukte, auch 
soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften 
unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderungen bestimmte 
Nachweise der Verwendbarkeit und bestimmte Überein­
stimmungsnachweise nach Maßgabe der §§ 18 bis 20 und 
der§§ 22 bis 2_2 c zu führen sind, wenn die anderen Rechts­
vorschriften diese Nachweise verlangen oder zulassen. 

(5) Bei Bauprodukten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, deren 
Herstellung in außergewöhnlichem Maß von der Sach­
kunde und Erfahrung der damit betrauten Persone_n oder 
von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen 
abhängt, kann in d~r allgemeinen bauaufsichtlichen Zu­
lassung, in der Zustimmung im Einzelfall Oder durch 
Rechtsverordnung des Ministers der Finanzen vorgeschrie­
ben w~rdcn, daß der Hersteller über solche Fachkräfte und 
Vorrichtungen verfügt. 

(6) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonqeren Eigen­
schaften oder ihres besonderen Verwendungszwecks einer 
außergewöhnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport, In­
standhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der allge­
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im 
Einzelfall oder durch Re~htsverordnung des Ministers der 
Finanzen die Überwachung dieser Tätigkeiten durch eine 
Überwachungsstelle nach§ 22 c Abs, 1 Satz 1 Nr. 5 vorge­
schrieben werden. 

(7) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann im Einver­
nehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde in der Bau­
regelliste B 
1. festlegel1, welche der Klassen und Lcistungsstufen1 die in 

Normen, Leitlinien oder europäischen technischen 
Zulassungen nach dem Bauproduktengesetz oder in 
anderen Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien 
dCr Europäischen Gemeinschaften enthalten sind, Bau­
produkte nach Absatz 1 Satz l Nr. 2 erfüllen müssen, 
und · 

2. bekanntmachen, inwieweit andere Vorschriften zur 

Umsetzung vori Richtlinien der EuropäisChen Gemein-. 
schaften die wesentlichen Anforderungen nach § 5 
Abs. 1 BauPG nicht berücksichtigen. 

§ 19 
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassu11g 

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt auf schrift­
lichen Antrag eine allgemeine bauaufsichdiche Zulassung 
für nicht geregelte Bauprodukte, wenn bel deren Verwen­
dung die baulichen Anlagen den Anforderungen dieses 

'Gesetzes und den Vorschriften auf Grund dieses Gesetzes 
genügen. 

(2) Die zur Begründung des Antrags erforderlichen Unter­
lagen si~d beizufügen. Soweit erforderlich, sind PrObe­
stücke vom Antragsteller zur Verfügung zu stellen oder · 
durch Sachverständige, die das Deutsche Institut für Bau­
technik bestimmen kann, zu entnehmen soWie Probeaus­
führungen unter Aufsicht der Sachverständigen herzu­
stellen. § 64 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Das Deutsche InStitut für Bautechnik kann für die 
Durchführung der Prüfung die sachverständige Stelle und 
für Pr;beausführungen die Ausführungsstelle und Aus­
führungszeit vorschreiben. 

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird wider­
ruflich und für eine bestimm:te Frist erteilt, die in der Regel 
fünf Jahre beträgt. Die Zulassung kann mit Nebenbestim­
mungen erteilt werden. Sie kann auf schriftlichen Antrag in 
der Regel um jeweils fünf Jahre verlängert werden; § 71 
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend, 

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter 
erteilt. 

(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht die allge­
meinen bauaufsichtlicheri Zulassungen nach Gegenstand 
und wesentlichem Inhalt öffentlich bekannt, 

§ 19 a 
Allgemeines bauaufsiGhtliches. Prüfzeugnis 

(1) Nicht geregelte Bauprodukte, deren Verwendung nicht 
der Erfüllung_erhebJichcr Anforderungen an die Sicherheit 
baulicher Anlagen dient oder die· nach allgemein anerkann­
ten Prüfverfahren beurteilt Werden, bedürfen anstC!le einer 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eine~ allge­
meinen bauaufsichtlichen Prlifzeugnisses, Das Deutsche 
Institut für Bautechnik gibt diese,Bauprodukte im Einver­
nehmen mit der oberSten Bauaufsichtsbeh.örde in der Bau­
regelliste A. bekannt, 

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis wird von 
einer Prüfstelle nach § 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 für nicht 
geregelte Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn bei deren 
Verwendung die baulichen Anlagen den Anforderungen 
dieses Gesetzes und den Vorschriften auf Grund dieses 
Gesetzes genügen. § 19 Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. -

§ 20 
Zustimmung im Einzelfall 

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde dürfen 
im Einzelfall 
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1. Bauprodu}<te, die ausschließlich nac-h dem Bauproduk­
tengesetz oder nach sonstigen Vorschriften zur Umset­
zung von Richtlinien ·der Europäischen Gemeinschaften 
in den Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, 
jedoch deren Anforderung~n nicht erfüllen, und 

2, nicht geregelte Bauprodukte 
verwendet werden, wenn bei ihrer_ Verwendung die b,m­
lichen Anlagen den Anforde_rungen dieses Gesetzes und den 
Vorschriften auf Gnind dieses Gesetzes genügen. Die 
oberste Bauaufsichtsbehörde kann für genau begrenzte 
Fälle festlegen, daß ihre Zustimmung nicht erfo;derlich ist. 

§21 
Bauarten 

( 1) Bauarten, die von technischen Baubestimmungen 
wesentlich abweichen oder für die es allgemein anerkannte 
Regeln der Technik nicht: gibt (nicht geregelte Bauarten), 
dürfen bei der Errichtung, Änderung und Instandhaltung 
baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn für sie 
1. eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung oder 
2. eine Zustimmung im Einzelfall. ' 
erteilt worden ist. § 18 Abs. 5 und 6 sowie die §§ 19 und 20 
gelten ~lltsprechend. D\e oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
für genau begrenzte Fälle festlegen, daß eine allgemeine 
bauaufsichdiche Zulassung oder eine Zustimmung im 
Einzelfall nicht erforderlich ist. 

(2) Der Minister der Finanzen kann durch Rechtsverord­
nung vorschreiben1 daß für bestimmte Bauarten, auch so­
weit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften 
unterliegen, Absatz l ganz oder teilweise anwendbar ist, 
wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder 
zulassen, · 

§ 22 
Überei nstimmungsnachweis 

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung ihrer Überein~ 
stimmung mit den technischen Regeln der Bauregelliste A, 
den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassu0gen1 den allge­
meine·n bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder den Zustim­
mungen im Einzelfall; eine Übereinstimmung liegt vor, 

. wenn die AbweichunK nicht wesentlich ist, 

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung erfolgt durch 
1. Übereinstimmungserklärung des Herstellers (§ 22 a) 

oder 
2. Übereinstimmungszertifikat (§ 22 b ). 
Die Bestätigung durch Übereinstimmungszertifikat kann in 
der Bauregelliste A, in der allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung oder in der Zustimmung im Einzelfall vorge­
schrieben werden, wenn dies zum Nachweis einer 
ordnungsgem_äße~ Herstellung erforderlich ist. Die oberste 
ßauaufsichtsbehörde kann die Verwendung von Baupro­
dukten ohne Übereinstimmungszertifikat gestatten1 wenn· 
nachgewiesen ist, da·ß ·diese Bauprodukte den technischen 
Regeln, Zulassungen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen 
nach Absatz 1 entsprechen. Baupfodukte1 die nicht in Serie 
hergestellt werde1,1, bedürfen nur der Übereinstim.mungs­
crklärung des Herstellers nach§ 22 a Abs. 1, sofern nichts 
anderes bestimmt ist. 

(3) Für Bauarten gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die Übcreinstimmungscrklärung des Herstellers oder· 
die Erklärung, daß ein Übcreinstimmungszeitifikat erteilt 
ist, hat der Hersteller durch die Kennzeichnung der Bau­
produkte mit dem Übereinstimmungszcichen (Ü-Zeichen) 
unter.Hinweis auf den Ve~endungszweck .:.bzugeb~n. 

(5) Das O-Zeich·en ist auf dem Bauprodukt oder auf seiner 
Verpackung oder, wenn dies nicht möglich ist, auf de"m 
Lieferschein anzubringen. 

(6) Sind Bauprodukte ohne Vorliegen der Voraussetzungen 
mit dem Ü-Zeichen gekennzeichnet, so kann die Bauauf­
sichtsbehörde die Verwendung dieser Bauprodukte unter- . 
··sagen und deren Kenllzeichnung entwerten oder beseitigen 
lassen. 

§ 22 a 
Übereinstimmungserklärung des Herstellers 

(1) Der Hersteller darf eine Übcreinstimmungserklärung · 
nur abgeben, wenn er durch werkseigene Produktions­
kontrolle sichergestellt hat, daß das von ihm hergestellte 
Bauprodukt den maßgebenden technischen Regeln, der all­
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen · 
bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im 
Einzelfall entspricht. 

(2) In den technischen Regeln nach§ 18 .Abs. 2, in der Bau­
regelliste A, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassun­
gen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen 
oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine_Prüfung 
der Bauprodukte durch eine Prüfstelle nach § 22 c Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 vor Abgabe der ·Übereinstimmungserklärung 
vorgeschrieben werden, wenn dies zur Sicherung eirier 
ordnungsgemäßen Herstellurig erforderlich ist, In diesen 
Fällen hat die-Prüfstelle das Bauprodukt daraufhin zu über­
prüfen, ob es den maßgebenden technischen Regeln, der all­
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen 
bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im 
Einzelfall entspricht. 

§ 22 b 
Übere in st~ mmungs zertif ikat 

(1) Ein. Übereinstimmungszertifikat ist auf. schriftlichen 
Antrag von einer Zertifizierungsstelle_ nach § 22 c Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 zu erteilen, wenn das Baupr:odukt 
1. den maßgebenden technischen Regeln, der allgemeinen 

~auaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauauf­
skhtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzel­
fall entspricht und 

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle so-Wie· einer 
F remdüberwachun_g nach Maßgabe des Absatzes 2 
unterliegt. · 

(2) Die Fr'emdüberwachung ist Von Überwachu~gsstellen 
nach§ 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 durchzuführen. Die Frentd­
überwachung hat regelmäßig zu überprüfe.fl, ob das Bau­
produkt den maßgebenden technischen Regeln, der allge­
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau­
aufsichdichen Prüfzeugnis oder der Zustimrriung im. 
Einzelfall entspricht. 

:1 

' ' i. 
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§ 22 C. 

Prüf-, Zertifiz-ierungs- und 
Übe rwa Ch un gs stell e·n 

(1) Die oberste Bauaufsich~sbehörde kann eine Person, 
Stelle oder Überwachungsgemeinschaft als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher 

Prüfzeugnisse (§ 19 a Abs. 2), 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor 

Bestätigung der Übereinstimmung(§ 22 a Abs. 2), 
3. Zertifizierungsstelle(§ 22 b Abs. 1), 
4. Überwachungsstelle ·für die Fremdüberwachung (§ 22 b 

Abs. 2) oder 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 18 

Abs. 6 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach 
ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, persönJichen Zllverlässig­
keit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Ge­
währ dafür bieten, daß diese Aufgaben den öffentlich-recht­
lichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, 

. und· wenn sie über die erforderlichen Vorrichtungen ver­
fügen. Satz 1 ist entsprechend auf Behörden anzuwenden1 

wenn sie ausreichend mit geeigneten Fachkräften besetzt 
und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind. 

(2) Die von anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch­
land anerkannten Prüf-, Zertifizierungs- und Über­
wachungsstellen sind auch in. Rheinland-Pfalz anerkannt. 
Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse von 
Stellen, die nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenricht­
linie von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften oder von einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den . Europäischen Wirtschaftsraum 

· anerkannt worden sind, stehen den Ergebnissen der in 
Absatz 1 genannten Stellen gleich. Dies gilt auch für Prüf-, 
Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse von Stetien 
anderer Staaten, wenn sie in einem Artikel 16 Abs. 2 der 
ßauproduktCnrichtlinie entsprechenden Verfahren aner­
kannt worden sind. 

(.3) Die oberste Bauaufsichtsbehörde erkennt auf Antrag 
eine Person, Stelle, Überwachungsgemeinschaft oder Be­
hörde als Stelle nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauprodukten­
richtlinie an, wenri in dem dort vorgesehenen Verfahren 
nachgewiesen ist, daß die PCrson, Stelle, Überwachungs­
gemeinschaft oder Behörde die Voraussetzllngen erfüllt, um 
nach den Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaften oder eines anderen Ver­
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum zu p'rüfen, zu zertifizieren oder zu über­
wacheIL Dies gilt auch für die Anerkennung von Personen, 
s·cellefi1 Überwachungsgemeinschaften oder Behörden, die· 
nach den Vorschriften eines anderen Staates zu prüfen, zu 
zertifizieren oder zu über-Wachen beabsichtigen, wenn der 
erforderliche Nachweis in einem Artikel 16 Abs. 2 der Bau­
produktenrichtlinie entsprechenden Verfahren geführt 
wird. 

Dritter .Abschnitt 
Wände, Decken und Dächer 

§23 
Tragertde Wände, Pfeil<:r urid Stützen 

(1) Trage~de· und aussteifende Wände und ihre Unter-

stützungen sind bei Gebäuden 
der 
1. Gebäudekh1sse 4 feuerbeständig, 
2. Gebäudeklasse .3 in· Kellergeschossen feuerbeständig, im 

übrigen feuerhemmend, bei Gebäuden mit mehr als zWei 
Geschossen über der Geländeoberföiche feuerhemmend 
und in den wesentlichen Teilen aus nichcbrennbaren 
Baustoffen, 

3. Gebäudeklasse 2 in Kellergeschossen sowie im untersten 
Geschoß mit einer dritten Wohnung feuerhemmend und 
in den wesentlichen Teilen aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen, im übrigen feuerhemmend, 

herzustellen; dies gilt nicht für Geschosse im _Dachraum, 
über denen sich keine Aufenthaltsräume befinden. 

(2) Für tragende Pfeiler und Stützen gilt Absatz 1 ent­
sprechend. 

§24 
Außenwände 

(1) Nichttragellde Außenwände und nichttragende Teile 
tragender Außenwände sind bei Gebäuden der Gebäude­
klasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuer-

- hemmend ·herzustellen. 

(2) Außenflächen sowie Außenwandbekleidungen ein­
schließlich der Dämmstoffe und der Unterkonstruktionen 
müssen bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 schwCrent­
flammbar sein; Unterkonstruktionen aus normalentfl_amm­
baren Baustoffen können gestattet yrerd~n, wenn der 
Brandschutz gewährleistet ist. Außenflächen oder Außen­
wandbekleidungen aus normalentflammbaren Baustoffen 
sind, unbeschadet des § 8 Abs. 7, zulässig 
1. bei Außenwänden der Gebäudeklassen 2 und J, wenn die 

Rettung von Menschen über Rettungsgeräte der 'Feuer­
wehr im Brandfall dadurch nicht gefährdet ist und eine 
~randausbreitung auf angrenzende Gebäude oder 
3.ndere Brandabschnitte durch bauliche Vorkehrungen 
verhindert wird1 

2. bei Außenwänden der Gebäudeklasse 1. 

§ 25 
Trennwände· 

(1) Zwischen Wohnungen sowie zwischen Wohnungen und 
fremden Räumen sind Trennwände anzuordnen; sie sind in 
Gebäuden der 
1. Gebäudeklassen 3 und 4 feuerbeständig, im obersten 

Geschoß im Dachraum feuerhemmend, 
2. Gebäudeklasse 2 in Kellergeschossen sowie im untersten 

Geschoß mit einer dritten Wohnung feuerhemmend und 
in den wesentlichen .Teilen aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen, im übrigen feuerhemmend, 

herzustelleIL Abweichefid von Satz 1 Nr. 1 kann bei Ge­
bäuden der Gebäudeklasse .3 gestattet werden, daß die 
Trennwände. unter weitgehender Verwendung brennbarer 
Baustoffe hergestellt werden, wenn der Feuerwiderstand 
def Wände demfeuerbeständiger Wände entspricht und der. 

· Brandschutz damit gewährleist_et ist. 

(2) Die-Trennwände sind bis zur Rohdecke oder bis unter 
die Dachhaut zu führen. Öffnungen sind zulässig, wenn sie 
für die Benutiung des Gebäudes erforderlich sind. Sie sind 
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mit feuerhemmenden, selbstschließenden Abschlüssen zu 
versehen, wenn der Brandschutz nicht auf andere Weise ge­
währleistet ist, Leitungen dürfen durch die Wände nur hin­
durchgeführt werden, wenn eine Übertragung von Feuer 
und Rauch nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen hier­
gegen getroffen werden. 

§26 
Brandwände 

(1) Brandwände müssen feuerbeständig sein und aus nicht­
brennbaren Baustoffen bestehen; sie müssen so beschaffen 
sein, daß sie bei einem Brand ihre Standsicherheit nicht ver­
lieren und die Ausbreitung von Feuer auf andere Gebäude 
oder Gebäudeabschnitte verhindern. 

(2) Brandwände sind herzustellen 
1. zum Abschluß von Gebäuden, soweit die Abschluß­

wand in einem Abstand bis zu 2,50 m von der N3.chbar­
grenze errichtet wird, es sei denn1 daß ein Abstand vOn · 
5 m zu auf dem Nachbargrundstück bestehenden oder 
nach baurechtlichen VorschriftCn zulässigen Gebäuden 
öffentlich-rechtlich gesichert ist; dies gilt nicht für 
Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuer­
stätten bis zu 30 m 3 umbauten Raums1 

2. zum Abschluß von aneinandergereihten Gebäuden auf 
. demselben Grundstück, · ' 

J. innerhalb ausgedehnter Gebäude in Abständen vOn 
höchstens 60 m; größere Abstände können gestattet 
werden, wenn e.s die Benutzung des Gebäudes erfordert 
und der" Brandschutz gewährleistet ist; bei Gebäude-· 
tiefen von mehr als 40 m können besondere Anforderun­
gen gestellt werden, 

4. zwischen Wohngebäuden und angebauten land~irt­
schaftlichen Betriebsgebäuden au/ demselben Grund­
st{½:k sowie Zwischen dem Wohnteil oder Wohn- und 
Schlafräumen und dem landwirtschaftlichen Betriebsteil 
eines Gebäudes. 

Gemeins~me Brandwände sind zulässig. 

(3) An Stelle von Brandwänden sind feuerbeständige Wände 
aus nichtbrennbaren Baustoffen zulässig 
l. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 bei Ge­

bäuden der Gebäudeklasse 2, 
2, in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 4, wenn der um­

baute Raum des Betriebsgebäudes oder des Betriebsteils 
nicht mehr als 2000 m3 beträgt. 

~bweichend von Satz 1 Nr, 1 können bei aneinanderge­
bauten Gebäuden, deren-tragende Bauteile feuerhemmend 
sind, Wände, die unter Verwendung brennbarer Baustoff~ 
hergestellt sind, gestattet werden, wenn der Brandschutz 
gewährleistet ist und in Abständen. von riicht mehr als 
40 m Br.i(l:dwände errichtet werdeIL Die Absätze S bis 10 
gelten entSprech'end. 

(4) Statt durchgehender innerer Brandwände können 
Wände in Verbindung mit öffnungslosen Decken gestattet 
werden, wenn die Nutzung der Gebäude dies erfordert und 
eine senkrechte Brandübertragung nicht zu befürchten ist 
oder die Gefahr der Brandübertragung durch g~eignete 
bauliche Vorkehrungen vermindert wird, Füf diC Wände 
gelten die Absätze 1 und 5 bis 10 entsprechend. DieDecken . 
und ihre Unterstützungen sowie die Abschlüsse der 

Treppenräume müssen feuerbeständig sein und aus nicht­
brennbaren Baustoffen bestehenj Absatz 9 gilt ent­
sprechend, 

(5) Müssen auf einem Grundstück Gebäude oder Gebäude­
teile, die über Eck zusammenstoßen, durch eine Brandwand 
getrennt werden, so muß der Abstand der Brandwand von 
der inneren Ecke 5 m betragen, wenn nicht durch andere 
bauliche Vorkehrungen ein Feuerüberschlagsweg von 
5 m gewährleistet ist._ Dies gilt nicht, wenn die Gebäude 
oder Gebäudeteile in einem·\'v'inkel von mehr als 120° über 
Eck zusammenstoßen. 

(6) Bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis J ist die Brand; 
wand bis unmittelbar unter die Dachhaut zu führen. Bei 
Gebäuden der Gebäudeklasse 4 ist die Brandwand 
0,30 m über Dach zu führen oder in,Höhe· der Dachhaut mit 
~iner beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbeständigen 
Platte abztischließen;_ brennbare Teile des Daches dürfen 
nicht darüber hinweggeführt werden. Bei Gebäuden mit 
weicher Bedachung (§ 28 Abs. 2) ist die Bra11dwand 
0150 m über Dach zu führen. 

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dürfen Brandwände 
niCht überbrücken. Bauteile dürfen in Brandwände nur so 
weit eingreifen, daß der verbleibende Wandquerschnitt 
feuerbeständjg bleibt. Für Leitungen, Leitungsschlitze und 
Schornsteine gilt Satz 2 entsprech~nd. · ·, 

(8) Öffnungen in Brandwänden sind unzulässig; sie können 
gestattet werden; wenn es die N_utzung des Gebäudes erfor­
dert. Die Öffnungen müssen mit_ feuerbeständigen, selbst­
schließenden Abschlüssen versehen werden; Ausnahmen 
kön_nen gestattet werden, wenn der Brandschutz gewähr­
leistet ist. 

(9) Leitungen dürfen durch Brandwände nur hindurchge­
f~rt werden, wenn eine Übertl'agung von Feuer und Rauch 
nicht zu befürchten 'ist oder Vorkehrungen hiergegen ge­
troffen werden. 

(10) In Brandwänden können Teilflächen aus lichtdurch­
lässigen, nichtbrennbaren Baustoffen gestattet werden, 
wenn diese Einbauten feuerbeständig sind. . . . 

§ 27 

Decke.n 

(1) Decken_ und ihre Unterstützungen sind b.ei Gebäuden 
der 
1. Gebäudeklasse 4 sowie zwischen· dem ·landwirtschaft­

lichen Betriebsteil und dem Wohnte-il eines Gebäudes 
feuerbeständig, 

2. Gebäudeklasse 3 in Kellergeschossen feuerbeStändig 1 im 
übrigen feuerhemmend, be~ Gebäuden mit mehr als zwei 
Geschossen über der Geländeoberfläche feuerhemmend 
und in den wesentlichen Teilen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

J, Gebä~dek_lasse 2 in Kellergeschossen sowie im u.ntersten 
Geschoß mit einer dritten \Y/ ohnung feuerhemmend und 
auf der Unterseite mit einer au_sreichend widerstands­
fähigen Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen ver­
sehen, im übrigen feuerhemmend, 
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herztistellen; dies gilt, unbeschadet des§ 4J Abs. 5, nicht für 
Geschosse im Dachraum, über denen sich keine Aufent­
haltsräume befinden, 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Decken von landwirtschaftlichen 
Betriebsgebäuden1 außer Ställen, mit nicht mehr als zwei 
Geschossen über der Geländeoberfläche. Für Decken von 
Gebäuden mit nicht mehr als einem Ge.schoß über der Ge­
ländeoberfläche können Ausnahmen von Absatz l gestattet 
werden, wenn der Brandschutz gewährleistet ist. 

(J) Öffnungen in Decken, für die eine feuerhemmende oder 
feuerbeständige Bauart vorgeschrieben ist, sind unzulässig 
1. bei Gebäuden der Gebäudeklassen 3 und 4, 
2. bei Gebäuden der Gebäudeklasse 2 in Kellergeschossen 

sowie im u-mersten Geschoß mit einer dritten Wohnung; 
dies gilt nicht für Decken innerhalb von Wohnungen, Im 
übrigeit können, außer in der Decke über einer dritten 
Wohnung im untersten Geschoß von Gebäuden-der Ge­
bäudeklasse 2, Öffnungen gestattet werden, wenn es die 
Nutzung deS Gebäudes erfordert. Sie müssen entsprechend 
der Bauart der Decken mit feuerhemmenden oder feuerbe­
ständigen Abschlüssen versehen werden; dies gilt nicht für 
den Abschluß von Öffnungen bei einschiebbaren Treppen 
oder Leitern nach § 30 Abs. 2 Satz 4 in Gebäuden der 
Gebäudeklasse 2; Ausnahmen können gestattet werden, 
wenn der Brandschutz gewährleistet ist, 

(4) Leitungen dürfen durch Decken nach Absatz 3 Satz 1 
nur-hindurchgeführt Werden, wenn eine Übertragung von 
Feuer und Rauch nicht zu befürchten ist oder Vorkeh­
rungen hiergegen getroffen v.-:erden. 

§ 28 
Dächer 

(1) Die Bedachung muß gegen Flugfeuer und strahlende 
Wärme widerstandsfähig sein (harte Bedachung). Teil­
flächen der Bedachung sowie Vordächer, die diesen Anfor­
derungen nicht genügen, können gestattet werden, wenn 
der Brandschutz gewährleistet ist. 

(2) Bei freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3 
kann eine den Anforderungen nach Absatz 1 nicht ent­
sprechende Bedachung (weiche Bedachung) gestattet 
werden, wenn die Gebäude , 
1. von der Greilze" einen Abstand von 12 m, 
2. von Gebäuden auf demseloen Grundstück mit harter Be­

dachung einen Abstand von 15 m, 
3. vbn Gebäuden auf demselben Grundstück mit weicher 

Bedachung einen Abstand von 24 m, 
4. von kleinen, nur Nebenzwecken dienenden Gebä'uden 

ohrie Feuerstätter{° auf demselben·Grundstück einen.Ab­
stand von 5 m 

einhalten. In den Fällen der Nummer 1 werden angrenzende 
öffentliche Verkehrs-, Grün- und WasserfläChen zur Hälfte 
eingerechnet. 

(3) An Dächer, bei denen auf Grund ihrer Anordflung die 
Übertragung von Feuer auf andere Gebäude oder Gebä~de­
teile zu befürchten ist, können ·besondere Anforderungen 
gestellt werden. 

(4) Die Dächer von Gebäuden oder Gebäudeteilen, die an 
Wände mit höherliegenden Fenstern oder Türen anschlie­
ßen, sind bis zu einem Abstand von 5 m von diesen Wänden 
rnindesten_s so widerstandsfähig gegen Feuer herzustellen 
wie die Decken des anschließenden Gebäudes; AusnahlTlen 
können gest.ittet werden, wenn der Brandschutz gewähr­
leistet ist, 

(5) Dachvorsprünge, Dachgesimse, Dachaufbauteri, Glas­
dächer und Oberlichte sind so anzuordnen und herzu.:. 
stellen, daß ein Brand nicht auf andere Gebäude oder Ge­
bäudeteile übertragen Werden kann: Von Brandwänden 
oder von Wänden, die an Stelle von Brandwänden zulässig 
sind, müssen 1,25 m entfernt sein 
1. Öffnungen und Oberlichte in der Dachfläche, wenn die 

BrandWände oder Gebäudetrennwände nicht minde~ 
stens 0,30 m über Dach geführt sind, 

2. Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten aus brenn­
baren Bausco(fer1i wenn sie nicht durch Wände nach 
Nummer 1 gegen B_randübertragung geschützt sind. 

(6) Bei Dächern an Verkehrsflächen und über Eingängen 
können Vorrichtungen zum Schutz gegen das Herabfallen 
von Schnee und Eis verlangt werdeIL 

(7) Für Arbeiten auf dem Dach sind sicher benutzbare Vor-
richtungen anzubringen. ·· 

§ 29 
Vorbauten und Loggien 

Für Balkone, Erker und andere Vorbauten sowie für 
Loggien gelten die Bestimmungen für Wände, Decken und 
Dächer entsprechend; Ausnahmen von § 23 können bei zu 
ebener Erde liegenden Vorbauten wie Wintergärten und 
Terrassenüberdachungen gestattet werden, wenn der 
Brandschutz gewährleistet ist. § 8 Abs. 7 sowie § 26 Abs. 2 
gelten nicht für Außenwände von untergeordneten Vor­
bauten, wenn sie nicht mehr als 1,50 m vor die Flucht der 
vorderen (?der hinteren Außenwand des Nachbargebäudes 
vortreten und vom Nachbargebäude oder von der Nachbar­
grenze einen ihrer Ausladung entsprechenden -Abstand1 

mindestens aber einen Abstand von 1 m, einhalten. 

Vierter Abschnitt 
Treppen, Flure, Aufzüge und Öffnungen 

§30 
Treppen 

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoß eines Ge­
bäudes muß über rl)indestens eine Treppe zugänglich sein 
(!lotWendige Treppe); weitere Treppen können verlangt 
werden, wenn dies zur Rettung von Menschen im Brandfall 
erforderlich ist. 

(2) Notwendige Treppen müssen so angeordnet und ausge­
bildet sein, daß sie für den größten zu erwartenden Verkehr 
ausreichen und leicht und gefahrlos als Rettungsweg be­
nutzt werden können. Statt notwendiger Treppen können 
Rampen mit flacher Neigung gestattet werden. Einschieb­
bare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen 
unzulässig. Einschiebb3.re Treppen und Leitern sind bei Ge- . · 
bäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 als Zugang zu einem 
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· Dachraum ohne Aufenthaltsräume zulässigi sie könn~n als 
Zugang zu sonstigen Räumen, die keine Aufenthaltsräume 
sind, gestattet werden, wenn der Brandschutz gewährleistet 
ist. 

(J). In Gebäuden der Gebäudeklassen J und 4 sind die not­
wendigen Treppen in einem Zuge zu allen angeschlossenen 
Geschossen zu führen; sie müssen mit den Treppen zum 
Dachraum unmittelbar verbunden sein. 

(4) Die trageflden Teile notwendiger Treppen sind bei Ge­
bäuden der Gebäudeklasse 4 feuerbeständig aus nichi.­
brennbaren Baustoffen, in der Gebäudeklasse 3 aus nicht­
brennbaren Baustoffen oder feuerhemmend herzustellen; 
dies gilt nicht für Treppen in Wohnungen. 

(5) Die nutzbare Breite notwendiger Treppen und ihrer Ab­
sätze muß 1 m betragen. In Gebäuden der Gebäudeklasse 2 
und innerhalb von Wohnungeq genügt eine Breite von 
0,80 m. Für Treppen mit geringer Benutzung können ge­
ringere Breiten gestattet werden. 

(6) Zwischen einer Treppe und einer in ihrer Richtung auf­
schlagenden Tür muß ein Treppenabsatz angeordnet 
werden, dessen Tiefe der Breite der Tür entspricht. 

(?)'Treppen müssen mindestens einen festen und griffsiche­
ren Handlauf haben. Bei besonders breiten Treppen können 
Handläufe auf beiden Seiten und Zwischenhandläufe ge­
fordert werden. 

(8) An den freien Seiten der Treppen und Treppenabsätze 
sind verkehrssichere Geländer anzubringen; sie müssen 
0,90 m, bei mehr als 12 m Absturzhöhe 1,10 m hoch sein. 
Fenster, die unmittelbar an Treppen lieg·en und deren 
Brüstungen unter der erforderlichen Geländerhöhe liegen, 
sind zu sichern, 

(9) Auf Handläufe und· Gelä.nder kann verzichtet werdei'i, 
wenn die Verkehrssicherheit iewährleistet ist. 

§Jl 
Treppe·nräume 

(1) Jede notwendige Treppe im Innern von Gebäuden de·r 
GCbäudeklassen 3 und 4 !11Uß in einem eigenen, durch­
gehenden und an einer Außenwand angeordneten Treppen­
raum liegen, Innenliegeode Treppe~räume können gestattet 
werden, wenn ihre Benutzung dur~h Raucheintritt nicht ge­
fährdet werden kann. Für die innere Verbindung von höch­
stens zwei Geschossen derselben Wohnung sind Treppen 
ohne eigenen Treppenraum zulässig, wenn die Rettung von . 
Menschell aus den über diese Treppen zugänglichen 
Räumen noch auf andere Weise gewährleistet ist. 

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraums sowie eines 
Kellergeschosses muß der Treppenr3.um einer notwendigen 
Treppe oder ein Ausgang ins Freie in höchstens 35 m Ent­
fernung erreichbar ~ein. Sind me.hrere Treppen erforderlich, 
so sind sie so zu verteilen1 daß die Rettungswege möglichst, 
kurz sind. 

(J) Jeder Treppenraum nach Absatz 1 muß auf möglichst 
kurzem.Weg einen sicheren Ausgang ins Fre.ie haben, Der 

Ausgang muß so breit sein wie die zugehörigen riotwendi­
gen Treppen und darf nicht eingeengt werden. 

( 4) übereinanderliegende Kellergeschosse müssen je:weils 
mindestens zwei getrennte A~sgänge haben. Von je zwei 
Ausgängen jedes Kellergeschosses muß einer unmittelbar 
oder durch einen eigenen, an einer Außenwand liegenden 
Treppenraum ins Freie führen. Auf eigene Treppenräume 
für jedes Kellergeschoß kann verzichtet werden, wenn der 
Brandschutz gewährleistet ist; 

(5) In Gebäuden der Gebäudeklasse 4 müssen in Geschos­
sen mit me·hr als vier Wohnungen oder Nutzungseinheiten -
vergleichbarer Größe vor Treppenräumen allgemein zu:.. 
gängliche Flure angeordnet werden. 

(6) Die Wände von TrepPCnräumen und ihrer Außgänge ins 
Freie sind in Gebäuden der Geb1udeklasse 4 in der Bauart 
von B---;-andwänden, in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuer­
beständig herzustellen; dies gilt nicht für nichttragende 
Außenwände von Treppellfäumen, wenn sie aus nicht­
brennbaren Baustoffe.n bestehen und durch Öffnungen in 
anderen Außeflwänden im Brandfall nicht ·gefährdet 
werden können. Bekleidunge~ DämffiStoffe und Einbauten 
aus brennbaren Baustoffen sind .in Treppenräumen und 
ihren Ausgängen ins Freie unzulässig. Leitungen. dürfen 
durch Treppenraumwände nur hindurchgeführt werden, 
wenn eine Übertragung von_Feuer und Rauch nicht zu be­
fürchten ist oder Vorkehrungen hiergegen getroffen 
werden. 

(7) Für den ~beren Abschluß von Treppe~äumen gilt§ 27· 
Abs, 1 erster Halbsatz entsprechen~ sofern nicht das Dach 
den Abschluß bildet. I?er Treppenraum kann mit eineni 
Glasdach überdeckt werden. 

(8) In Treppenräumen von Gebäuden der Gebäudeklassen J 
und'4 müssen Öffnungen zum Kellergeschoß, zu nichtaus­
gebauten Dachräume_n, . Werkstätten, Läden, Gaststätten, 
Lagerräumen und ähnlichen Rätimen feuerhemmende, 
selbstschließende Türen, Öffnungen zu allgemein zugäng­
lichefl Fluren nichtabschließbare, rauchdichte und selbst­
schließende Türen haben. Sonstige Türen in Treppen­
räumen müssen dichtschließend sein. 

(9) Treppenräume müssen zu lüften und zu beleuchten sein. 
Treppenräume, die an einer Außenwand liegen, müssen in 
Gebäuden der Gebäudeklassen J und 4 in jedem Geschoß 
Fenster von 0,60 m ~ 0,90 m Größe erhalten, die geöffnet 
werden können. Innenlfegende Treppenräume müssen in 
Gebäude.ri mit mehr als fünf GeschosSen über der Gelände­
oberfläche eine voll der allgemeinen Beleuchtung unab~ 
hängige Beleuchtung haben. 

(10) In Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen über der 
Geländeob~rfläche und bei innenliegenden Treppenräumen 
ist an der höchsten Stelle des Treppenraums eine Rauch­
abzugsvorrichtung mit einer G(öße VOJl 5 v. H. der Grund-· 
fläche, mindestens von 1 m2 anzubringen, die vom Erdge­
schoß und vom obersten Treppenabsatz zu öffnen sein 
muß. Es kann verlangt werden, daß die Rauchabzugsvor­
richtung auch vön anderen Stellen aus bedient werden kann: 
Ausnahmen können gestattet werden, wenn der Rauch auf · 
a~dere Weise abgeführt werden kann, 
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§ 32 
Allgemein zugängliche Flure 

' 
(1) Die benutzbare Breite allgemein zugänglicher Flure muß 
für den größten zu erwartenden Verkehr ausreichen. Flure 
von mehr als 30 m Länge sollen durch nichtabschließbare, 
rauchdichte und selbstschließende Türen unterteilt werden. 
Stufen in Fluren sind riur als Folge von mindestens drei· 
Stufen zulässig. 

(2) Wände allgemein zugänglicher Flure sind in Gebäuden 
der 
1. GebäUdeklasse 4 feuerhemmend und in .d-en wesent­

lichefl--Tfifen aus ·nichtbrennbar~n Ballstoffen oder 
feuerhemmend und beidseitig mit einer ausreichend 
widerstandsfähigen Schicht aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen, 

2. Gebäudeklasse 3 feuerhemmend 
herzustellen; dies gilt nicht für Gebäude mit nicht mehr als 
einem Geschoß über der Geländeoberfläche. Die Wände 
sind bis an die Rohdecke oder bis an einen oberen Raumab­
schluß zu führen, der hinsichtlich Feuerwiderstand und 
Bauart den Wänden entspricht; Türen in diesen Wänden 
müssen dichtschließend sein. 

(3) Offene Gänge vor den Außenwänden, die die einzige 
Verbindung zwischen Aufenthaltsräumen und Treppen­
räumen bilden, müssen in· ihren tragenden Teilen ein­
schließlich des Abschlusses über dem obersten Gang den 
Anforderungen an tragende und aussteifende Wände sowie 
an Decken entsprec;hen. Im übrigen gilt für Wände und 
Brüstungen Absatz 2 entsprechend. 

(4) Bekleidungen einschließlich Unterdecken und Dämm­
stoffe müssen in allgemein zugängliChen Fluren und offenen 
Gängen von Gebäuden der' Gebäudeklasse 4 aus nicht­
brennbaren Baustoffen, von Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
mit mehr als zwei GeschosSen über der Geländeoberfläche 
aus schwerentflammbaren Baustoffen bestehen. 

§33 
Aufzüge 

(1) Aufzüge im Innern yon Gebäuden müssen eigene 
Schächte haben. In einem Aufzugsschacht dürfen bis zu drei 
Aufzüge liegen. In Gebäuden mit n-icht mehr als fünf Ge­
schossen über der Geländeoberfläche dürfen Aufzüge ohne 
eigene Schächte innerhalb der Umfassungswände des 
Treppenraums liegen. Die Aufzüge müssen sicher um­
kleidet sein. 

(2) Die Fahrschächte von Aufzügen im Innern von Ge­
bäuden müssen feuerbeständige Wände haben; Verklei..: 
dungen der Innenseiten müssen aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen bestehen. Für die Decken der Fahrschächte gilt§ 27 
Abs. 1 entsprechend, Fahrschachttüren und andere Öff­
nungen in Fahrschachtwänden sind so herzustellen, daß 
Feuer und Rauch nicht in andere Geschosse übertragen 
werden können. 

(J) Die Fa?rschächte dürfen nur für Aufzugseinrichtungen 
benutzt werden. Sie müssen zu lüften und mit Rauchab­
zugsvorrichtungen in einer Größe von 2,5 v. H. der Grund-

fläche des Fahrschachts, mindestens von 0, 10 m2 versehen 
sein. 

( 4) Bei Aufzügen, die außerhalb von Gebäuden liegen oder 
die nicht mehr als drei unmittelbar übereinanderliegende 
Geschoss~ verbinden, bei vereinfac.hten Güter-, Kleingüter-, 
Mühlen-, Lagerhaus- und Behindertenaufzügen sowie" bei 
Aufzugsanlagen, die den auf Grund des Gerätesicherheits­
gesetzes erlassenen Vorschriften nicht unterliegen, können 
Ausna.~1:!!_en von ~en Absätzen 1 bis 3 gestattet werdeO, 
wenn die Betriebssicherheit und der Brandschutz gewähr­
leistet sind. 

(5) In Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen über der Ge­
ländeoberfläche müssen Aufzüge in ausreichender Zahl ein­
gebaut und betrieben werden; hierbei zählt das oberste Ge­
schoß nicht, wenn seine Nutzung einen Aufzug nicht erfor- . 
dert. Mindestens einer der Aufzüge muß auch zur Auf­
nahme von Rollstühlen, Krankentragen und Lasten geeig­
net sein; dieser Aufzug soll von den Wohnungen ini Ge­
bäude und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus stufen­
los zu erreichen sein. Fahrkörbe zur Aufnahme einer 
Krankentrage müssen eine nutzbare Grundfläche von 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
1,10 m x 1,40 m haben; Türen müssen eine lichte Durch­
gangsbreite von 0,80 m haben. Vor den Aufzügen muß eine , 
ausreichende Bewegungsfläche vorhanden sein. Satz 1 gilt 
nicht beim nachtiäglichen Ausbau von Geschossen im 
Dachraum bestehender Gebäude. 

(6) Der Maschinenraum muß von benachbarten Räumen 
feuerbeständig abgetrennt sein; seine Türen müssen feuer­
hemmend sein. 

§34 
Fenster, Türen, Kellerlichtschächte 

(1) Glastür~n und ande;e Glasflächen, die bis zum Fuß­
boden allgemein zugänglicher Verkehrsflächen herab­
reichen, sind so zu kennzeichnen, daß sie leicht erkannt 
werden können. Schutzmaßnahmen zur Sicherung des Ver­
kehrs können verlangt wer~en. Fenster müssen ohne Ge­
(.i.hr benutzt und gereinigt .werden können. 

(2) Öffnungen in Fenstern, die als Rettungswege dien~n, 
müssen .im Lichten 0,90 m x 1,20 m groß sein; ihre 
Brüstungshöhe darf 1,20 m nicht überschreiten. Liegen 
diese Öffnungen in Dachschrägen oder Dachaufbauten, 
müssen sie so angeordnet und beschaffen sein1 daß Personen 
sich von diesen Öffnungen aus be.merkbar machen und über 
die Rettungsgeräte der Feuerwehr gerettet werden können. 

(J) Gemeinsame Kellerlichtschächte für übereinander­
liegende Kellergeschosse sind unzulässig. 

§35 
Umwehrungen 

(1) Zu umwehren sind 
L im allgemeinen zum Begehen bestimmte Flächen in, an 

und auf baulichen Anlagen bei einer Absturzhöhe von 
mehr als t m; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem 
Zweck der Flächen widerspricht, . · 

2. zum Aufenthalt von Menschen bestimmte DachfläCheri:, 
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J, nicht sicher abgedeckte Öffnungen in Flächen nach 
Nummern 1 und 2, 

.4. nicht begehbare Teile in Flächen nach Nummern 1 und 2, 
wie Oberlichte und Glasabdeckungen, wenn sie weniger 
als 0,50 m aus diesen Flächen herausragen und nicht auf 
andere Weise gegen Betreten gesichert sind. 

(2) Kellerlicht- und Betriebsschächte sind an Verkehrs­
flächen zu umwehren oder abzudecken, in Verkehrsflächen 
abzudecken; Abdeckungen_ an ·und .in öffent.lichen Ver­
kehrsflächefi müssen gegen unbefugtes Abheben gesichert 
sein. 

(J) Umwehrungen von Öffnungen in begehbaren Decken 
und [?achflächen sqwie von Flächen bis zu 12 m Absturz­
höhe müssen 0,90 m, mit mehr als 12 m Absturzhöhe 
1 ,t'o m hoch sein. 

( 4) Fensterbrüstungen müssen bis zu 12 m Absturzhöhe 
0,80 m, im übrigen 0, 90 m hoch sein. Geringere Brüstungs­
höhen sind zulässig, wenn durch andere Vorrichtungen, wie 
Geländer, die Mindesthöhen nach Absatz 3 eingehalten 
werden. Im Erdgeschoß können geringere Brüstungshöhen 
gestattet werden. 

Fünfter Abschnitt 
Feuerungs- und haustechnische Anl~gen 

§36 
Feuerungs-, Wärme- und 

B re n ns toff v e rs o rgungs an I ag e n 

(1) Feuerstätten, Verbindungsstücke und Schornsteine oder·. 
andere Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) sowie Behälter 
und Rohrleitungen für brennbare Gase und Flüssigkeiten· 
müssen betriebssicher und brandsicher sein und dürfen 
auch sonst nicht zu Gefahren oder unzumutbaren Belästi­
gungen führen können. Die \'v'eiterlcitung von Schall in 
fremde Räume muß ausreichend gedämmt sein. Ver­
bindungsstücke und Schornsteine oder andere Abgas­
anlagen müssen leicht und sicher zu reinigen sein. 

(2) Für die Anlagen zur Verteilung von Wärme und zur 
Warmwasserversorgung gilt Absatz 1 Satz 1 und 2 ent­
sprechend. 

(J) Feµerstätten, ortsfeste Verbrennungsmotoren·und Ver­
dichter sowie Behälter für brennbare Gase und Flüssig­
keiten dürfen nur in Räumen aufgestellt werden1 bei denen 
nach_ Lage, Größe, _baulicher Beschaffenheit und Be­
nutzungsart keine Gefahren entstehen. 

( 4) Die Abgase der Feuerstätten sind durch Schornsteine ab­
zuleiten. Abgase mit niedrigen Temperatl.lre·n sowie Abgase 
von Gasfeuerstätten mit abgeschlossenem Verbrennungs­
raum, denen die Verbrennungsluft durch dichte· Leitungen 
vom Freien zuströmt (raumluft~nabhängige Gasfeuer­
stätten), dürfen auch über andere Abgasanl~gen über D_ach 
abgeleitet werden. Ausnahmeri von den Sätzen 1 und 2 

· können gestattet werden, wenn keine Gefahren oder unzu­
mutbaren Belästigungen entstehen. 

(5) Schornsteine und andere Abgasanlagen sind in solcher 
Zahl und Lag< und so herzustellen, daß die Feuerstätten des 
Gebäudes ordnungsgemäß angeschlossen werden können. 

(6) Brennstoffe sind so zu lagern, daß keine Gefahren oder 
unzumutbaren Belästig"ungen entstehen. 

§37 
L üf tungsan lagen, Installations schächte 

und -kanäle 

(!) Lüftungsanlagen müssen betriebs- und brandsicher sein. 
Sie dürfen den ordnungsgemäßen Betrieb von Feuerungs­
anlagen nicht beeinträchtigen. 

(2) Lüftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und 
Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen be­
ste.hen; Ausnahmen können gestattet werden, Wenn der 
Bran~schutz gewährleistet ist. Lüftungsanlagen in Ge­
bäuden der Gebäudeklassen J und 4, ausgenommen 
Lüftungsanlagen i_nnerh?,lb derselben Wohnung, und 
Lüftungsanlageri, die Brandwände überbrücken, sind sO 
herzustellen, daß Feuer und Rauch nicht in andere Ge­
schos.se, Brandabschnitte oder Treppenräume übertragen 
werden können. 

(3) Lüftungsanlagen sind so herzustellen, daß sie Gerüche 
und Staub nicht in andere Räume übertragen. Die Weiter­
leitung von Schall in fremde Räume muß gedämmt sein. 

(4) Lüftungsleitungen dürfen nicht in Schornsteine einge­
führt werden; die gemeinsame Benutzung von. Lüftungs­
leitungen zur Ableitung der Abluft und der Abgase von 
Gasfeuerstätten kann gestattet.wcrdcn1 Wenn die Betriebs­
sicherheit und der Brandschutz gewährleistet sind. Die Ab­
luft ist ins Freie ·zu führen. Nicht zu Lüftungsanla"gen ge­
hörende Einrichlungen sind in Lüftungsleitungen unzu­
lässig .. 

(5) Lüftungsschächte1 die aus Mauersteinen oder aus Form­
stücken für Schornsteine hergestellt sind 1 müssen den An­
forderungen an Schornsteine entsprechen und gekenn­
zeichnet sein. 

(6) Für raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizun­
gen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

(7) Für Installationsschächte und -kanäle gelten Absatz 2 
u~d Absatz 3 Satz 2 entsprechend. 

§38 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

(1) Gebäude mit Aufenthaltsräumen dürfen nur errichtet 
werden, wenn die V erso~gung mit Trinkwasser dauernd ge­
sichert ist, Zur Brandbekämpfung muß eine ausreichende 
Wassermenge zur Verfügung stehen; Ausnahmen können 
für Einzelgehöfte in der freien Feldflur gestattet werden. 

(2) Bauliche Anlagen dürfen nur errichtet werden, wenn die 
Beseitigung des Abwassers auf Dauer gesichert ist. 

(3) \'1/'2sserverso_rgungs- und Abwasseranlagen sind so an­
zuordnen, herzustellen und instand zu halten, daß sie be­
triebssicher sind und keine Ge·f~hren oder unzumut~aren 
Belästigungen entstehen. 

(4) Bei gewerblich genutzten baulichen Anlagen mit hohem 
Trinkwasserverbrauch kann die Wiederverwendung des 
Brauchwassers verlangt werden. 
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§ 39 
Kleinkläranlangen und Gruben 

(1) Kleinkläranlageri und Gruben dürfen nicht unter Auf­
enthaltsräumen und nur in einem solchen Abstand von 
öffentlichen Verkehrsflächen, Gewässern, Wasserversor­
gungsanlagen, NachbargrenZeff sowie Fenstern und Türen 
von Aufenthaltsräumen angelegt werden, daß keine Ge­
fahren oder unzumutbaren Belästigungen entstehen, 

(2) Kleinkläranlagen und Gruben müssen ausreichend groß 
und wasserdicht sein. Sie müssen eine dichte und sichere 
Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungsöffnungen 
haben; die Öffnungen dürfen nur vom Freien aus zugäng­
lich sein. Die Anlagen sind so zu entlüften, daß Gesund­
heitsschäden oder unzumutbare Belästigungen nicht ent­
steherL Die Zuleitungen und Ablaufleitungen müssen ge­
schlossen, dicht und, soweit erforderlich, zum Reinigen ein­
gerichtet sein; Gruben dürfen keinen AbJauf habe-": und 
müssen gegen Über1aufen gesichert sein, Niederschlags­
wasser darf nicht in Kleinkläranlagen und nicht in dieselbe 
Grube wie.das übrige Abwasser geleitet werdeIL 

§ 40 
Abfallbehälter, Abfallschächte 

(1) Für bewegliche Abfallbehälter sind auf dem Grundstück 
befestigte Plätze an nicht störender Stelle vorzusehen. Die 
Aufstellung beweglicher Abfallbehälter innerhalb von Ge­
bäuden in besonderen, gut lüftbaren Räumen ist zulässig, 
wenn der Brandschutz gewährleistet ist. 

(2) Abfallschächte, ihre Einfüllöffnungen und die zugehöri­
gen Sammelräume sind außerhalb von Aufenthaltsräumen 
und Treppenräumen sowie nicht an Wänden von Wohn­
und Schlafräumen anzulegen. Abfallschächte und Sammel­
räume müssen aus feuerbeständigen Bauteilen 8estehen. Be­
kleidungen, Dämmstoffe und innere Wandschalen sowie 
Einrichtungen innerhalb des Schachts und des Sammel­
raum_s müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 1 

Der Einbau• einer Feuerlöscheinrichtung kann verlangt 
werden. 

(J) Abfallschächte sind bis zur obersten Einfüllöffnung 
ohne Querschnittsänderungen senkrecht zu führen. Sie 
müssen so ·beschaffen sein, daß sie Abfälle sicher abführen, 
Feuer, RauCh, Gerüche und Staub nicht in das Gebäude 
dringen können und die Weiterleitung von Sc.hall gedämmt 
wird. Eine ständig wirkende Lüftung muß gesichert sein. 

(4) Die Einfüllöffnungen müssen so beschaffen sein, daß 
Staubbelästigungen nicht auftreten· und sperrige Abfälle 

· nicht eingebracht werden können. Am oberen End~ des Ab­
fallschachts ist eine Reinigungsöffnung vorzusehen. Alle 
Öffnungen sind mit Verschlüssen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen zu versehen. 

(5) Der Abfallschacht muß in einen ausreichend großen 
Sammelraum münd_en, Die inneren Zugänge des Sammel­
raums sind mit feuerbeständigen, selbstschließenden Türen 
zu versehen. Der Sammelraum muß vom Freien aus zugäng-: 
lieh_ und entleerbar sein. Die Abfälle sind ~n beweglichen 

Abfallbehältern zu sammeln. Der Sammelraum muß eine 
ständig wirksame Lüftung und einen Bodenablauf mit 
Geruchverschluß haben. 

Sechster Abschnitt 
Aufenthaltsräume und Wohnungen 

§ 41 
Aufenthaltsräume 

(1) Aufenthaltsräume müssen eine für ihre Benutzung aus­
reichende Gmndfläche und eine lichte HOhe von 2,40 m 
haben. 

(2) Aufenthaltsräume müssen unmittelbar ins Freie 
führende Fenster von solcher Zahl und Beschaffenheit 
haben, daß die Räume ausreichend mit Tageslicht beleuch~ 
tet und gelüftet werden können (notwendige Fenster). Das 
Rohbaumaß der Fensteröffnungen muß mindestens ein 
Zehntel der Grundfläche des Raums betragen; ein geringe­
res Maß kann gestattet werden, wenn wegen der Lichtver­
hältnisse keine Bedenken bestehen. Bei Aufenthaltsräumen 
im Dachraum bleiben Raumteile mit einer lichten Höhe bis 
1,50 m bei der Ermittlung qer Grund fläche außer Betracht. 
Oberlichte an Stelle von Fenstern können gestattet werden, 
wen~ die Gesundheit nicht heeinträchtigt wird, 

(J) Verglaste Vorbauten Und Loggien sind vor notwendigen 
Fenstern zulässig, wenn die Beleuchtung mit Tageslicht und 
die Lüftung gewährleistet sind. 

( 4) Aufenthaltsräume, deren Benutzung eine Beleuchtung 
mit Tageslicht und eine Lüftung nach Absatz 2 verbietet, 
sind ohne notwendige Fenster zulässig, wenn d_ie damit ver­
bundenen Nachteile durch geeignete Maßnahmen, wie den 
Einbau von raumJufttechnischen Anlagen, ausgeglichen 
werden. Für Aufenthaltsräume, die niCht dem W ~hnen 
dienen, kann eine Ausführung nach Satz 1 gestattet werden,· 
wenn die Gesundheit nicht beeinträchtigt wird und der 
Brandschutz gewährleistet ist. 

(5) Aufenthaltsräume dürfen vOn Räumen mit erhöhter 
Brandgefahr sowie von Ställen nicht unmittelbar- zugänglich 
sem, 

§ 42 
Wohllungen 

(1) Jede Wohnung muß Von anderen Wohnungen und 
fremden Räumen baulich abgeschlosscll sein und einen 
eigenen, abschließbaren Zugang unmittelbar vom Freien, 
von einem Treppenraum, einem Flur oder einem anderen 
Vorraum haben, Wohnungen in Wo~ngebäuden mit nicht 
mehr als zwei WOhnungen brauchen nicht abgeschlossen zu 
sein. Wohnungen in Gebäuden, die nicht nur dem Wohnen 
dienen, müssen einen besonderen Zugang haben; gemein­
same Zugänge können gestattet werden, wenn Gefahren 
oder unzumutbare Belästigungen für die Benutzer der, 
Wohnungen nicht entstehen. 

(2) Wohnungen müssen durchlüftet werden können. Jede 
Wohnung mit mehreren Aufenthaltsräuffien soll einen be,­
sonnten Wohn- ·oder Schlafraum haben. 
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(3) Jede Wohming muß eine Küche oder Kochnische sowie 
einen Abstellraum haben, Fensterlose- Küchen oder Koch­
nischen sind zulässig, wenn sie für sich lüftbar sind. Der Ab­
stellraum soll 6 m 2 groß sein; davon soll eine Abstellfläche 

· von l m2 innerhalb der Wohnun~ liegen, 

(4) Für Gebäude mit Wohnungen über dem'zweiten Ge­
schoß über der Gelärideoberfläche s91len leicht erreichbare 
und gut zugängliche· Abstellräume für Kinderwagen und 
Fahrräder hergestellt werdep. 

. (5) Für Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen sollen aus­
reichend große Trockenräume eingerichtet werden. 

(6)Jede Wohnung in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnun­
gen soll einen eigenen Wasserzähler haben. 

§ 43 
Aufenthaltsräume und Wohnungen in 

Kellergescho~sen und Dachrällmen 

{1) In Kellergeschossen sind Aufenthaltsräume und Woh­
nungen nur zulässig, wenn das Gelände vor Außenwänden 
n:tlt notwendigen Fenstern in einer für die Beleuchtung mit 
Tageslicht ausreichenden Entfernung und Breite flicht mehr 
als 0,70 rn über dem Fußboden der Aufenthaltsräume liegti 
dies gilt auch für unterste Geschosse über d~r Geländeober­
fläche. 

(2) Aufenthaltsräume, deren Benutzung eine Beleuchtung 
mit Tageslicht verbietet, sind in Kellergeschossen unter den 
Voraussetzungen des § 41 Abs. 4 Satz 1 zuläs.sig. Verkaufs­
räume1 Gaststätten1 ärztliche Behandlungsräume, Sport-, 
Spiel- und Werkräume sowie ähnliche Räume können in 
Kellergeschossen gestattet werden; § 41 Abs. 4 Satz 1 gilt 
entspre'chend. 

(3) Räume nach Absatz 2 müssen unmittelbar mit Rettungs­
wegen in Ver.bindung stehen1 die ins Frde führen. Die 
Räume und Rettungswege müssen von anderen Räumen im 
Kellergeschoß durch feuerbeständige Wände abgetrennt 
sein; Türen in diesen Wänden müssen feuerhemmend sein. 
Dies gilt nicht bei Gebäuden der Gebäudeklassen t und 2. 

( 4) Aufenthaltsräume im Dachraum müssen eine lichte 
Raumhöhe von 2,20 m über der Hälfte ihrer Grundfläche 
haben; Raumteile mh einer lichten Höhe bis 1,50 m bleiben 
außer Betracht. · 

(5) Aufenthaltsräume und Wohnungen im ·Dachraum von· 
Gebäuden der Gebäudeklassen 2 bis 4 sind nur zulässig, 
wenn sie einsChließlich ihrer Nebenräume 
1. unmittelbar über Geschossen angeordnet werden, deren 

tragende Bauteile den §§ 23 und 27 entsprechen; liegen 
diese Geschosse im Dachraum, _müss~n ihre Dachschrä­
gen von innen dem Feuerwiderstand dieser Bauteile ent-
sprechen, · - · 

2. Trennwände nach-§ 25 und feuerhemmende Decken 
haben; dies gilt nicht für Decken von Geschossen, über 
denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, 

· Ihre Zugänge müssen durch Wände nach§ 32 Abs. 2, feuer­
hemmende Türen und feuerhemmende Decken' gegen den 
nichtausgebauten Dachraum abgeschlossefl sein. 

§ 44 
Bäder und Toilettenräume 

{!) Jede Wohnung muß ein Bad mit Badewanne oder 
Dusche haben. 

(2) Jede Wohnung und jede Nutzungseinheit mit Aufent­
haltsräumen muß mindestens eine Toilette mit Wasserspü­
lung haben. Toiletten 9hne Wasserspülung können zugelas­
sen werden, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
insbesondere Gesundheit und Hygiene gewährleistet sind . 
Toilettenräume für Wohnungen müssen innerhalb der 
Wohnung liegen. 

(J) Gebäude, die für einen größeren Personenkfeis be­
stimmt sind, müssen eine ausreichende Zahl voll Toiletten 

· in .. nach Geschlechtern getrennten Räumen haben; die 
Räume müssen je einen eigenen lüftbaren und beleucht­
baren Vorraum mit•Waschbecken haben. 

(4) Fensterlose Bäder und Toilettenräume sind nur zulässig, 
wenn eine wirksame Lüftung gewährleistet is.t. 

Siebter Abschnitt 
Besondere Anlagen 

§ 45 
Stellplätze und Garagen 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein 
Zugangs- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dürfen nur 
errichtet werden, ,wenn Stellplätze i~ ausreichender Zahl 
und Größe sowie in geeigneter· Beschaffenheit hergestellt 
werden (notwendige Stellplätze). Ihre Zahl und Größe 
richtet sich nach Art und Zahl der vorhandenen und zu er­
wartenden Kraftfahrzeuge det Benutzer und der Besucher 
der Anlagen; dabei ist die Möglichkeit der Inanspruch­
nahme öffemlichet Verkehrsmittel zu be!Ücksichtigen. Statt 
der Stellplätze können Garageri hergestellt werden, Die 
Herstellung von Garagen an Stelle von Stellplätzen kann 
verlangt werden, wenn die in Absatz 7 genannten Erforder­
nisse dies gebieten. Es kann gestattet werden, daß di~ not­
wendigen Stellplätze oder Garagen innerhalb einer ange­
messenen F_rist nach Fertigstellung der Anlagen hergestellt 
werden. Abstellplätze für Fahrräder können verfangt 
werden, wenn ein Zugangs- und Abgangsverkehr mit Fahr­
rädern zu erwarten ist und Bedürfnisse des Verkehrs es er­
fordern, 

{2} Werden bauliche Anlagen oder andere Anlagen, bei 
denen ein Zugangs- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, 
geändert oder ändert sich ihre Benutzting1 so sind Stell­
plätze in ;okher Zahl und Größe herzustellen, daß sie die 
infolge der Änderung zusät~Üch zu erwartenden Kraftfahr­
zeuge aufnehmen können. Dies gilt nicht, wenn Wohnraum 
in Gebäuden, deren Fertigstellung JTlindestens zwei Jahte 
zurückliegt, durch Wohnungsteilung, Änderung der 
Nutzung, Aufstockell oder durch Ausbau des Dachge­
schosses geschaffen wird und die Herstellung von Stell­
plätzen oder Garagen auf dem Grundstück nicht oder nur 
unter großen Schwierigkeiten möglich ist; Absat"z 4 ist in 
diesen Fällen nicht anwendbar, 

' 1 
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(3) Die Stellplätze oder Garagen sind auf dem Grundstück 
oder, sofern öffentlich-rechtlich gesichert, auf einem in zu­
mutbarer Entfernung liegenden anderen Grundstück her­
zustellen. Die·Bauaufsichtsbehörde kann, wenn Gründe des 
Verkehrs dies erfordern, im Einzelfall bestimmen, ob die 
Stellplätze oder Garagen auf dem zu bebauenden Grund­
stück oder einem anderen Grundstück herzustellen sind. 

(4) Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder 
Garagen nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten mög­
lich oder ist. sie auf Grund einer Satzung nach § 86 Abs. 3 
untersagt oder eingeschränkt, so kann der Bauh·err, wenn 
die Gemeinde zustimmt, seine Verpflichtungen nach den 
Absätz~n 11 2 und 3 auch dadurch erfüllen, daß er an die 
Gemeinde einen Geldbetrag zahlt. Der Geldbetrag darf 
60 v. H. der durchschnittlichen I-.Ierstellungskosten der 
Parkeinrichtungen einschließlich der Kosten des Grunder­
werbs nicht übersteigen. Die Höhe des Geldbetrags je Stell­
platz oder Garage ist durch Satzung festzulegen. 

(5) Der Geldbetrag nach Absatz 4 ist zu verwenden: 
1. zur Herstellung öffentlicher Parkeinrichtungen an geeig­

neter Stelle1 

2. für die -Instandhaltung .Und Modernisierung öffent­
licher Parkeinrichtungen, 

.3. zum Ausbau und zur Instandhaltung von P + R-An­
lagen, 

4. für die Einrichtung von Parkleitsystemen und andere 
Maßnahmen zur Verringerung des Parksuchverkehrs, 

5. für bauliche oder andere Maßnahmen zur He_rstellung 
und Verbesserung der Verbindungen zwischen Parkein­
richtungen und Haltestellen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. · 

(6) Stellplätze und Garagen müssen von den öffentlichen 
Verkehrsflächen aus sicher und auf möglichst kurzem Weg 
zu erreichen sein; es känn gefordert werden, daß Hinweise 
angebracht werden. 

(7) Stellplätze und Garagen dürfen die Herstellung der 
Spielplätze für Kleinkinder(§ 11) nicht behindern. Durch 
ihre Benutzung darf die Gesundheit nicht geschädigt sowie 
~as Wohnen und Arbeiten, die Ruhe und Erholung in der 
Umgebung nicht unzumutbar beeinträchtigt werden. Das 
Anpflanze'n von Bäumen und Sträuchern kann verlangt 
werden. 

(8) Stellplätze, Garagen und ihre Nebenanlagen müssen Ver­
kehrssicher sein und entsprechend der Art und Zahl der ab­
zustellenden Kraftfahrzeuge sowie der Gefährlichkeit der 
Treibstoffe den Anforderungen des Brandschutzes ge­
nügen. Abfließende Treibstoffe und.Schmierstoffe müssen 
unschädlich beseitigt werden können. Garagen und ihre 

. Nebenanlagen müssen gelüftet werden können. 

(9) Notwendige Stellplätze und Garagen dürfen ihrem 
Zweck nicht entfremdet werden. 

§ 46 
Ställe, Dungst.ätten, Jauche- und Güllebehälter 

(1) Ställe müssen so angeordnet und beschaffen sein, daß die 
.-Gesundheit der Tiere nicht beeinträchtigt wird und für die 

Umge.bung keine Gefahren oder unzumutbaren Belästi­
gungen entstehen. Sie müssen eine für ihre Benutzung aus­
reichende Grundfläche und lichte Höhe haberi und gelüftet 
werden können. 

(2) Ins -Freie führende Sta!ltüren müssen nach' außen auf­
schlagen.· und in solc~er Zahl und Größe vorhanden· sein, 
daß die _Tiere bei Gefahr ohne Schwierigkeiten ins Freie ge­
lang7n können. 

(3) Wände, Decken und Fußböden sind gegen schädliche 
Einflüsse der Stalluft, der Jauche und des Flüssigmists zu 
schützen. Die Fußböden oder darunterliegende Auffang­
räume für. Abgänge müssen: wasserdicht sein. 

(4) Für Schaf-, Ziegen- und Kleintiersiälle sowie für 
Offen- und Laufställe und für Räume, in denen Tiere nur 
vorübe_rgehend untergebracht sind, können Ausnahmen 
von den Absätzen 2 und .3 gestattet werden.· 

(5) Dungstätten müssen wasserdichte Böden haben; die 
Wände müssen bis in ausreichende Höhe wasserdicht sein. 
Flüssige Abgänge aus Ställen und Dungstätten sind in aus­
reichend große, wasserdichte Jauche- oder Güllebehälter zu 
leiten, die keine Verbindung zu anderen Abwasseranlagen 
haben dürfen. Dungstätten sollen von Öffnungen zu Auf­
enthaltsräumen 5 m, von Nachbargrenzen 2 m entfernt sein. 

§ 47 
Behelfsbauten.und unterg~ordnete Gebäude 

(1) Für bauliche Anlagen, die nach ihrer Ausführung für 
eine dauernde Benutzung nicht ge.eignet sind oder die nur 
für eine begrenzte Zeit aufgestellt werden sollen (Behelfs-_· 
bauten), können Ausnahmen von den§§ 2.3 bis 46 gestattet 
werden, wenn keine Gründe nach § .3 Abs. 1 entgegen­
stehen. 

(-2) Absatz 1 gilt auch für kleine1 Nebcnzy.recken dienende 
Gebäude ohne Feuerstätten und für freistehende andere 
Gebäude, die eingeschossig Und nicht für einen .Aufenthalt 
oder nur für einen vorübergehenden Aufenthalt bestimmt 
sind wie Lauben und U nterkunftshütten. 

(3) Gebäude nach Absatz 1, die überwiegend aus brenn­
baren Baustoffen bestehen, dürfen nur eingeschossig herg_e- · 
stellt werden. Ihre Dachräume dürfen nicht nutzbar sein; sie 

· müssen von den ·Giebelseiten oder vom Flur aus für die . 
Brandbekämpfung zugänglich sein. Brandwände sind 
mindestens alle 30 m arizuordnen und stets 0,.30 m über 
Dach und vor die Seitenwände zu führen. 

§ 48 
Bauliche Anlagen und Räume besonderer Art 

oder Nutzung 

(1) Soweit die Bestimmungen der§§ 6 bis 46 zur Abwehr 
von Gefahren oder unzumutbaren Belästigungen nicht aus­
reichen, können für bauliche Anlagen und Räume besonde­
rer Art Oder Nutzung im Einzelfall besondere Anforde­
rungen gestellt werden. Erleichterungen können gestattet 
werden, ·soweit es im Einzelfall der E_inhaltung dieser Be­
stimmungen wegen der besonderen Art oder Nutzung der 
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baulichen Anlagen und Räume oder wegen besonderer An­
forderungen nach Satz 1 nicht bedarf. Ailforderungen und 
Erleichterungen können sich insbesondere erstrecken auf 
die 

1. Abstände von Nachbargrenzen, von anderen baulichen 
Anlagen auf dem Grundstück, von öffentlichen Ver­
kehrsflächen, von Gewässern s0wie auf die Größe der 
freizuhaltenden Flächen der Grundstücke, 

2. Anordnung der. baulichen Anlagen auf dem Grund­
stück, 

J. Öffnungen zu öffentlichen Verkehrsflächen und zu anC 

grenzenden Grundstücken, 
4. Bauart und Anordnung aller für die 'Standsicherheit, 

Verkehrssic.herheit, den Brandschutz, den Wärme- und 
Schallschutz oder .Gesundheitsschutz wesentlichen 
Bauteile, 

5. BraQdschutzeinrichtungen und Brandschutzver-
kehrungen sowie Auffangvorrichtungen für Löschwas­
ser, 

6. Feuerungsanlagen, Heizräume -sowie Räume für die 
Aufstellung ortsfester Verbrennungsmotore und Ver­
dichter, 

7. Anordnung und Herstellung der Aufzüge sowie der 
Treppen, Ausgänge und sonstigen Rettungswege, 

8. zulässige Zahl der Benutzer, die Anordnung und Zahl 
der zulässigen Sitz- und Stehplätze bei Versammlungs­
stätten, Tribünen und Fliegenden Bauten, 

9. Lüftung, 
10. Beleuchtung und Energieversorgung, 
11. Wasserversorgung, 
12. Aufbewahrung und Beseitigung von Abwasser und 

Abfällen, 
13. Stellplätze und Garagen,. 
14. Anlage der Zu- und Abfahrten. 
Als Nachweis dafür, daß die besonderen Anforderungen er­
füllt sind, können Bescheinigungen verlangt werdeIL Ferner 
k~nn gefordert werden, daß Prüfungen und deren Wieder­
holungen in festzulegenden Zeitabständen durch die Bau­
aufsichtsbehörde oder sachverständige Personen oder' 
Stellen vorgenommen werden. Soweit notwendig, können 
auch Anforderungen an den Betrieb der Anlagen und 
Räume gestellt werden. 

(2) Die Bestimmungen ~es Absatzes 1 gelten insbesondere 
für 

1. Hochhäuser, 
2. Verkaufsstätten, 
3. Versammlungsstätten, 
4. Büro- und Verwaltungsgebäude, 
5. Gaststätten, 
6. Krankenhäuser, Entbindungs- und Säuglingsheime, 

Heime iür Behinderte und alte Menschen, 
7. Kinder- und Jugendheime, Kindertagesstätten, 
8. Schulen und Sportstätten, 
9. bauliche Anlagen und Räume von großer Ausdehnung 

oder mit erhöhter Brand-, Explosions- ode"r Verkehrs­
gefahr, 

10. bauliche Anlagen und Räume, die für gewerbliche . 
Betriebe bestimmt sind, 

11, bauliche Anlagen und Räume, deren Nutzung mit 
einem starken Abgang schädlicher Stoffe verbunden ist, 

12. fliegende Bauten, 
13. Camping- und Wochenendplätze. 

§ 49 
Bauliche Maßnahmen für besondere 

Personengruppen 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrich­
tungen, die überwiegend oder ausschließlich von Behinder­
ten oder alten Menschen genutzt werden, wie 
1. Tagesstätten, Werkstätten und Heime für Behinderte, 
2. Altenheime, Altenwohnheime und Altenpflegeheime, 
sind so _herzustellen und instand zu halten, daß sie von 
diesen Personen ohne fremde Hilfe zweckentsprechend ge­
_nutzt werden können. 

(2) Bei folgenden baulichen Anlagen, die von Behinderten, 
alten Menschen und Müttern mit Kleinkindern nicht nur 
gelegentlich aufgesucht werden, sind die dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teile so herzustellen und in­
stand zu halten, daß den besonderen Belangen dieser Perso­
nengruppen Rechnung getragen wird: 

1. Versammlungsstätten einschließlich der für den 
Gottesdienst bestimmten Anlagen, 

2. Verkaufsstätten, 
3. öffentliche Büro- und Verwaltungsgebäude sowie 

Gerichte, 
4. Schalter- und Abfertigungsräume der öffentlichen Ver­

kehrs- und Versorgungseinrichtungen und der Kredit­
institute, 

5. Gaststätten, Kantinen, Beherbergungsbetriebe, 
6. Schulen, Hochschulen, Weiterbildungseinrichtun.gen, 
7. Krankenhäuser, 
8, Arztpfaxen und ähnliche Einrichtungen der Gesund­

heitspflege, 
9. Kinder-.und Jugendheime, Kindertagesstätten, 

1 0„ Museen, öffentliche Bibliotheken, Messe- urid Ausstel-
lungsräume, . 

1 !. Sportstätten, Spielplätze und ähnliche Anlagen, 
12. öffentliche Bedürfnisanstalten, 
13. Stellplätze und Garagen, die zu den Anlagen und Ein-

richturigen nach den Nummern 1 bis 11 ge_hören: 

(J) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und.Einrich'. 
tungen nach den Absätzen 1 und 2 müssen durch einen Ein­
gang mit einer lichten Durchgangsbreite von 0,95 m stufen­
los erreichbar sein. Vor Türen muß eine ausreichende Be­
wegungsfläche vorhanden sein. Rampen sollen nicht mehr 
als 6 v. H. geneigt und müssen 1,20 m breit sein; sie müssen 

· beidseitig einen festen und griffsicheren Handlauf haben.-
Am Anfang und End.e jeder Rampe ist ein Podest, alle 
6 mein Zwischenpodest mit jeweils 1,20 m Länge anzuord­
nen. Treppen müssen Setzstufen und an beiden Seiten 
Handläufe haben, die über T reppenabsäcze un~ Fensteröff­
nungen sowie Uber die letzten Stufen geführt sind. Allge­
mein zug"ängliche Flure sollen 1,40 m breit sein. Ein Toilet­
tenraum muß auch für Benutzer von Rollstühlen geeignet 
sein; er ist zu kennzeichnen. 

(4) Ausnahmen von den Absätzen 2 und 3 können gestattet. 
werden, wenn die Anforderungen wegen technischer 



: i 

1 

38 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz 

Schwierigkeiten nur mit einem unverhältn.ismäßigen Mehr­
aufwand erfüllt werden können. 

§ 50 
Werbeanlagen und Warenauto,maten 

(1) Anlagen der Außenwerbung (Werbeanlagen) sind alle 
ortsfesten Einrichtungen, die der Ankündigung oder An­
preisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen 
und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sin_d. 
Hierzu zählen insbesondere Schilder, sonstige Anschläge, 
Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schau­
kästen sowie für Anschläge oder Lichtwerbung bestimmte 
Säulen, Tafeln und Flächen. 

(2) Füi- \'iferbeanlagen, die keine baulichen Anlagen sind, 
gelten § ·J Abs. 1 und § 5 entsprechend, Eine störende 
Häufung von Werbeanlagen ist unzulässig. 

- (3) Außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei!e 
sind Werbeanlagen unzulässig. Das gleiche gilt für Werbe­
anlagen an Ortsrändern, soweit sie in die freie Landschaft 
wirken, Ausgenommen sind: 
1. Werbeanlagen an der Stätte der Leistung, . 
2. Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe 

kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Orts­
durchfahrten auf einer Tafel zµsammerigefaßt sind, 

J. einzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstraßen und Weg­
abzweigungen, di~ im. Interesse des Verkehrs auf außer­
halb der Ortsdurchfahrt liegende gewerbliche Betriebe 
oder versteckt liegende Stätten aufmerksam machen, 

4. Hinweisschilder der Straßenverwaltung Rheinland­
Pfalz, K;eiswappe.nschilder, Gerileindewappenschilder 

.am Ortsein- und -ausgang, landschaftsangepaßte Hin­
weisschilder auf Gebietskörperschaften an Ortsum­
gehungen sowie auf die herausragende Weinlage eine_r 
Gemeinde, 

5. \Y/ erbeanlagen an und auf Flugplätzen und Sportstätten 
sowie auf abgegrenzten Versammlungsstätten, soweit sie 
nicht störend in die freie Landschaft wirken, 

6. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegeländen, 

(4) In Kleinsiedlungsgebieten,'reinen Wohngebieten, allge­
meinen \Y/ ohngebieten und_ Dorfgebieten sind nur Werbe­
anlanlagen an der Stätte der Leistung sowie Anlagen für 
amtliche Mitteilungen und. zur Unterrichtung der Bevölke­
rung über kirchliche, kulturelle, politische, sportliche und 
ähnliche Veranstaltungen zulässig; die jeweils freie Fläche 
diese'r Anlagen darf auch für andere Werbung verwendet 
werden. In reinen Wohngebieten darf an der Stätte de'r 
Leistung nur mit Hinweisschildern geworben werden. An 
Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs können 
andere Werbeanlagen gestattet Werden, wenn die Eigenart 
des Gebiets und das Ortsbild nicht beeinträchtigt werden. 

(5) Die Absätze 2 und J gelten für Warenautomaten ent­
sprechend, wenn sie vom öffentlichen Verkehrsraum aus 
sichtbar sind. · 

( 6) Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anzu­
wenden auf 
1. Anschläge und Lichtwerbung an genehnugtcn Säulen, 

Tafeln und Flächen, ' ' 

2. Wefbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftem:erkaufs­
stellen, 

J, Auslagen und Dekorationen in Schaufe'nstern und 
Schaukästen, 

4 .. Wahlwerbung für die D.iuer eines \Y/ahlkampfs. 
' . 

§ 51 
Baustellen 

(1) Baustellen sind so einzurichten, daß bauliche Anlageri 
s0wie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 ordnungsgemäß errichtet, ge_ändert oder 
abgebrochen werden können und Gefahren oder unzumut-
bar~ Belästigungen nicht entstehen. · 

(2) Öffentliche Verkehrsflächen, Versorgungs-, Abwasser­
und Meldean.!agen sowie Pegel- uhd Grundwasserrneß­
stellen, Vermessungs- und Grenzmarken sind während der 
Bauarbeiten zu schützen und, soweit erforderlich, unter den 
notwendigen Sicherheitsvorkehrungen zugänglich zu 
halten. Bäume, die auf Grund.öffentlich-rechtlicher Vor­
schriften zu erhalten sind, müssen während der Bauarbeiten 
geschützt werden. 

(J) Bei der Ausführung genehmigungsbedürftiger Vor­
haben ist an der Baustelle eine von der Bauaufsichtsbehörde 
ausgehändigte Ke'nnzeichnµng anzllbringen, die über die 
Erteilung der Baugenehnugung unter Angabe des Aus­
stellungsdatums und des Aktenzeichens Auskunft gibt. Der. 
Bauherr hat vor Baubeginn Namen, Anschrift und Ruf­
nummer des Entwurfsverfassers, des Bauleiters und der am 
Rohbau beteiligten Unternehmer in die Kennzeichnung 
einzutragen, Die Kennzeichnung muß dauerhaft, leicht les­
bar und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar 
angebracht sein. 

Vierter Teil 
Verantwortliche Personen 

§ 52 
Gründsatz 

(1) Bei der Erricht.ung, Änderung, Nutzungsänderung oder 
dem Abbruch baulicher, Anlagen sowie anderer Anlagen · 
und Einricl~tungen im Sinne des § 1 A~s. 1 Satz 2 sind det · 
Bauherr und im Rahmen ihres WirkungSkreises die anderen 
am Bau Beteiligten dafür verantwortlich, daß die baurecht­
lichen und die sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
eingehalten werden. 

(2) Bauherr und Eigentümer sind dafür verantwortlich, daß· 
bauliche Anlagen sowie Grundstücke den baurechtlichen 
Vorschriften entsprechen. Der Erbbauberechtigtr tritt an 
die Stelle der Eigentümers. Wer die tatsäch~iche Gewalt 
über eine bauliche Anlage oder ein Grundstück aUsübt, ist 
neben dem Eigentümer· oder Erbbauberechtigten verant­
wortlich. 

§ 53 
Bauherr. 

(1) Der Bauherr hat zur Vorbereitung, Ausführung und 
Überwachung eines genehnugungsbedürftigen Vorhabens 
nach Sachkunde un~ Erfahrung geeignet_e Entwurfsver-
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fasser, Unternehmer und Bauleiter zu bestellen. Zum Bau­
leiter d~rf nicht bestellt werden, wer als Unternehmer Bau­
arbeiten für das Vorhaben ausführt. Dem Bauherrn obliegt 
es, die nach baurechtlichen und sonstigen öffentliCh-recht­
lichen Vorschriften erforderlichen· Anzeigen und Nach­
weise gegenüber der Batiaufsichcsbehörde zu erbringen, 

(2) Bei geringfügigen oder technisch einfachen Vorhaben 
kann die Bauaufsichtsbehörde auf die Bestellung eines Ent­
wurfsverfassers und eines Bauleiters verzichten. Bei Bau­
arbeiten; die in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe ausgeführt 
werden, ist die Bestellung von Unternehmern nach Ab­
satz 1 nicht erforderlich, wenn genügen~ Fachkräfte mit der 
notwendigen Sachkunde, Erfahrung und Zuverlässigkeit 
mitwirkeIL Genehmigungsbedürftige Abbrucharbeiten 
dürfen nicht in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe ausgeführt 
werden.·· 

(3) Der Bauherr hat vor Baubeginn der Bauaufsichts­
behörde den Namen des Bauleiters schriftlich mitzuteilen; 
die Mitteilung ist von dem Bauleiter mit zu unterschreiben. 
Dies gilt auch beim Wechsel des Bauleiters während der 
Ausführung des Vorhabens. Die Sätze 1 und 2 gelten für 
Fachbauleiter (§ 56 Abs. 2) entsprechend. 

(4) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, daß ihr für bes 
stimmte Batiarbeiten die Unternehmer und Fachleute(§ 55) 
namhaft gemacht werden. 

(5) Ist eine von dem Bauherrn bestellte Person für ihre Auf­
gabe nach Sachkunde und Erfahrung nicht geeignet, so kann 
die Bauaufsichtsbehörde vor und während der Ausführung . 
de:S Vorhabens verlangen, daß sie durch eine geeignete 
Person ersetzt wird oder geeignete Fachleute oder Sachver­
ständige herangezogen werden. Die Bauaufsichtsbehörde 
kann die -Einstellung der Bauarbeiten anordnen, bis geeig­
nete Personen bestellt oder herangezogen worden sind. 

(6) Wechselt der Bauherr, so hat der neue Bauherr dies der 
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(7) Treten bei einem Vorhaben mehrere Personen als Bau­
herr auf, so kann die Bauaufsichtsbehörde verlangen, daß 
ein Vertreter bestellt wird, der ihr gegenüber die Pflichten 
des Bauherrn zu erfüllen hat. 

§ 54 
EntwurfsverfasSer 

(1) Der Entwurfsverfasser ist fü)- die Vollständigkeit und 
Brauchbarkeit seines Entwurfs verantWortlich. Er hat dafür 
zu sorgen, daß die für die Ausführung des Vorhabens erfor­

, derlichen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen· und 
Anweisungen geliefert werden und daß diese den ge­
nehITUgten Bauunterlagen sowie den baurechtlichen und 
sonstige·n öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprec~en. 

(2) Hat der_ Entwurfsverfasser auf einzetrien Fachgebieten 
nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so hat er· 
den Bauherrn zu veranlassen, geeignete Sachverständige 
heranzuziehen. Für diese gilt Absatz 1 entsprechend. Der 
Entwurfsverfasser ist für das Ineinandergreifen seines Ent­

. wurfs und der Entwürfe der Sachverständigen verantwort-
lich. . 

§ 55 
Unternehmer 

(1) Die Unternehmer sind dafür verantwortlich, daß die von 
ihnen übernommenen.Arbeiten nach den genehmigten Bau­
unte~lagen und den Anweisungen des Entwurfsverfassers 
gemäß den baurechtlichen und sonstigen öffentlich-recht­
lichen Vorschriften ausgeführt werden. Sie sind ferller ver­
antwortlich für die ordnungsgemäße Einrichtung und den 
sicheren Betrieb der Baustelle. Sie haben die erforderlichen 
Nachweise über die Brauchbarkeit der verwendeten Bau­
produkte und Bauarten auf der Ba:istelle bereitzuhalten. 

(2) Hat ein Unternehmer für einzelne Bauarbeiten nicht die 
erfOrderliche Sachkunde und Erfahrung, so hat er den Bau­
herrn zu veranlassen, andere geeignete Unternehmer oder 
·Fachleute heranzuziehen. Diese sind für ihre Arbeiten ver­
·anrwortlich. 

(3) Die Unternehmer und Fachleute haben auf Verlangen 
der Bauaufsichtsbehörde für Bauarbeiten, bei denen die · 
Sicherheit der baulichen Anlage in a,ußergewöhnlichem 
Maße von einer besonderen Sachkunde und Erfahrung oder 
von einer Ausstattung des Unternelimens mit besonderen 
Einrichtungen abhängt1 nachzuweisen, daß sie für diese 
Bauarbeiten geeignet sind und über die e1:forderlichen Ein­
richtungfn verfügen. 

§ 56 
Bauleiter 

(1) Der Bauleiter hat darüber zu wachen, daß das Vorhaben 
nach den genehmigten Bauunterlagen sowie unter Beach­
tung der baurechtlichen und sonstigen öffentlich-recht­
lichen Vorschfiften durchgeführt wird; nach Fertigstellung 
hat er dem Bauherrn und der Bauaufsichtsbehörde schrift­
lich zu bestätigen, daß das Vo~haben entsprechend durchge­
führt worden ist. Seine Überwachungspflicht erstreckt sich 
auch auf offensichtli9he Verstöße geg~n die Bestimmungen 
des§ 51. · 

(2) Hat der Bauleiter nicht für alle ihm obliegenden Auf­
gaben die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so hat er 
den Bauherrn zu veranlassen1 geeignete Fachbauleiter her­
anzuziehen. Für diese gilt Absatz 1 entsprechend. Der Bau­
leiter ist für das Ineinandergreifen seiner Tätigkeit und der 
T~tigkeiten der Fachbauleiter verantwortlich. 

(3) Soweit es die Überwachungspflicht erfordert, müssen 
Bauleiter und Fachbauleiter auf der Baustelle anwe·send sein 
oder die Überwachung durch geeignete Vertreter sicher­
stellen .. 

Fünfter Teil 
Behörd~n 

§ 57 
Bauaufsichtsbehörden 

(1) Bauaufsichtsbehörden sind: 
1. das Ministerium der Finanzen als oberste Bauaufsichts­

. behörde, 
2. die Bezirksregierung als obere Bauaufsichtsbehörde, 

li 
I' 
1, 
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J. die Kreisverwaltung, in kreisfreien und großeri kreisan­
gehörigen Städten die Stadtverwaltung, als ufltere .Bau­
aufsichtsbehörde. 

(2) Der Minister der Finanzen kann im Einvernehmen mit 
dem Minister des Innern und für Sport durch Rechtsverord- · 
nung 
1. die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde für die in 

den§§ 61 und 65 aufgeführten Vorhaben auf eine Ver­
bandsgemeindeverwaltung oder die Verwaltung einer 
verbandsfreien Gemeinde auf Antrag der betreffenden 
Körperschaft widerruflich übertragen, 

2, die bestehende Aufgabenübertragung nach Anhörung 
der betreffenden. Körperschaft an geänderte Bestim­
mungen des Gesetzes angleichen. 

Soweit eine Übertragung der Aufgaben vorgenommen 
wurde, ist die Verbandsgemeindeverwaltung oder die Ver­
waltung der verbandsfreien Gemeinde untere Bauaufsichts­
behörde. -

(3) Der unteren ßauaufsichtsb~hörde bei den Kreisverwal­
tungen sowie den Verwaltungen der kreisfreien und großen 
kreisangehörigen Städte muß ein Beamter mit Befähigung 
zum höheren hochbautechnischen Verwaltungsdienst an­
gehören; die oberste Bauaufsichtsbehörde kann Aus­
nahmen gestatten. 

(4) Die verbandsfreie'n Gemeinden, die Verbandsgemein­
den, die großen kreisangehörigen und die kreisfreien Städte 
sowie die Landkreise nehmen die Bauaufsicht als Auftrags­
angelegenheit wahr. 

§ 58 
· Aufgaben und Befugnisse der 

Bauauf s ichtsbchörden 

(1) Die Bauaufsichtsbehörden haben bei der Errlchtung, 
Änderung, Instandhaltung, Nutzung, Nutzungsänderung 
und dem Abbruch baulicher Anlagen sowie anderer An-· 
lagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 dar­
über zu wachen, daß die baurechtlichen und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die auf Grund 
dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten 
werden; sie haben zu dieserh Zweck nach pflichtgemäßem 
Ermessen die erforderlichen Maßnahmen zu treffeIL Im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit haben sie die verantwortlichen 
Personen (§·52 Abs. 1) zu beraten. 

(2) Die Bauaufsichtsbehörden haben im Rahmen ihrer Auf- . 
gaben zugleich die Befugnisse von allgemeinen Ordnungs­
behörden nach den §§ 6 und 7, 50 bis 54, 56 und 56 a des 
Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes, 

(J) Die Ballaufsichtsbehörden können sachverständige Per­
sonen oder Stellen heranziehen. 

(4) Die mit der Durchführung dieses Gesetzes beauftragten 
Personen sind befugt, zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Grundstücke und bauliche Anlagen ·einschließlich der 
Wohnungen zu betreten. \'v'ohnungen dürfen nur zur Ab­
wehr drjngender Gefahren für die öffen,diche Sicherheit 
oder Ordnung betreten werden; die Absicht des Betretens 
soll unter Darlegung des Zwecks vorher schriftlich mitge­
teilt werden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 

Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) Wird insoweit. 
eingeschränkt. 

§ 59 
Sachliche Zuständigkeit 

Sachlich zuständig ist, soweit in diesem Gesetz oder in Vor­
schriften auf Grund dieses Gesetzes nichts anderes be­
stimmt ist, die untere Bauaufsichtsbehörde. 

Sechster Teil 
Verfahren 

§ 60 
Genehmigungsbedürftige Vorhaben 

Die Errichtung, die Änderung, die Nutzungsänderung und 
der Abbmch baulicher Anlagen sowie anderer Anlagen und 
Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 bedürfen der 
Genehmigung (Baugenehmigung), soweit in den§§ 61, 65 a 
und 81 nichts anderes bestimmt ist. 

§ 61 
Geflehmigungsfreie· Vorhaben 

(1) Unbeschadet einer nach anderen Vorschriften erforder­
lichen Genehmigung bedürfen keiner Baugene.hmigung das 
Errichten, Herstellen, Aufstellen, Anbringen oder Änd~rn 
von: 

1. Gebäuden ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder 
Feuerstätten bis zu J0 m3

, im Außenbereich bis zu 
10 m3 umballteri Raums; ausgenommen sind Kultui-­
denkmäler1 Gebäude in deren Umgebung und in der 
Umgebung von Naturdenkmälern sowie Garagen, 
Verkaufs- und Ausstellungsstände, 

2. freistehenden land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebsgebäuden ohne Unterkellerung und ohne 
Feuerstätten bis zu 50 m2 Grundfläche und 4 m First­
höhe, die nur zur Unterbringllng von Sac~en Oder zum 
vorübergehend.eo Schutz von Tieren bestimmt sind; 
ausgenommen sind Gebäude im Außenbereich, 

3, Gewächshäusern für den Erwerbsgartenbau bis zu 
4 m Firsthöhe, · · 

4. Transformatoren-, Gasregl~r- und Gewässergütemeß­
stationen bis _zu 50 m3 umbauten R~ums; ausge­

. nommen sind Anlagen in der Umgebung von Kultur­
und Naturdenkmälern, 

4 a. Fahrgastunterständen <;les öffentlichen Personennah­
. verkehrs, 

5. Kleinwochenendhäusern, Wohnwagen und Zeiten auf 
genehmigten Camping- und \'v' ochenendplätzen, 

5 a. Gartenlauben in Dauerkleingärten (§ l Abs, J und 
§ J Abs. 2 Bundeskleingartengesetz), 

6 a. tragenden oder aussteifenden Bauteilen im Innern von 
Gebäu·den nach§ 65 Abs. 1 mit Ausnahme von Kultur­
denkmälern; der Bauherr muß sich vor Baubeginn die 
Unbedenklichkeit der Maßnahme Von einer Person 
nach§ 65 Abs. J Satz 2 bestätigen lassen, 

6 b. nichttragenden oder nichtaussteifenden Bauteilen im 
Innern von Gebäuden, bei Gebäuden, die nicht unter 
§ 65 Abs. 1 fallen, jedoch nur außerhalb von Rettungs­
wegen; ausgenommen sind Kulturdenkmäler, , 

7. \'ifasser- und Warmwasserversorgungsanlagen in <;;e­
bäuden und auf Grundst.ücken, 
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7 a. Feuerstätten1 wenn sie nachweislich {Unternehmerbe­
scheinigung) von einem FachU:nternehmer errichtet 
werden, Sowie Abgasanlagen mit Ausnahme von 
Schornsteinen; § 76 Abs. 7 bleibt unbcriihrt, 

8. Abwasserbeseitigungsanlagen in Gebäuden und auf 
Grundstückcnj ausgenommen sind Kleinkläranlagen 
und Gruben, 

9. Anlagen zur Verteilung von Wärme bei Wasser­
heizungsanlagen, 

9 a. Wärmepump~n; für Wärmepumpen1 die Feuerstätten 
sind, gilt Nummer 7 a, 

10. Lüftungsleitungen und Leitungen· von Warmluft-· 
heizungen, wenn sie weder Brandabschnitte noch in 
Gebäuden der Gebäudeklasse 4 Geschosse über­
brücken, 

11. Energieleitungen in Gebäuden und auf Grundstücken, 
12. Blitzschutzanlangen, 
13. Antennen einschließlich der Masten bis zu 10 m Höhe; 

ausgenommen sind Parabolantennen auf o·aer· an 
Kulturdenkmälern sowie in der Umgebung von 
Kultur- und Naturdenkmälern, 

14. Solaranlagen auf oder an Gebäuden; ausgenommen 
sind Solaranlagen auf oder an Kulturdenkmälern so­
wie in der Umgebung von Kultur- und Naturdenk­
mälern, 

15. Durchlässen und Brücken bis zu 5 m lichte Weite; aus­
genommen sind Überbrückungen zwischen Ge­
bäuden, 

16. Wasserbecken im Freien bis zu 100 m3 Rau~inhalt, 
außer im Außenbereich, 

17. luftgetraienen Schwimmbeckenüberdachungen bis zu 
100 m2 Grundfläche, außer im Außenbereich, 

18. se!bständigen Aufschüttungen oder Abgrabungen bis 
zu·Jo m2 Grundfläche und bis zu 2 mHöhe oder Tiefe; 
ausgenommen sind Abgrabungen in Grabungsschutz­
gebieten gemäß § 22 des Denkmalschutz- und 
-pflegegesetzes, 

19. Stützmauern bis zu 2 m Höhe über Geländeober­
fläche, 

20. Einfriedungen, 
a) soweit sie den Festsetzungen eines Bebauungs­

plans oder einer örtlichen Bauvorschrift über Ein­
friedungen entsprechen, 

.b) außerhalb des Geltungsbereichs solcher Vorschrif­
ten, soweit sie vom öffentlichen Verkehrsraum aus 
sichtbar sind, bis zu 1,50 rn, im übrigen bis zu 
2 m Höhe; ausgenommen sind Einfriedungen im 
Außenbereich sowie in der Umgebung von 
Kultur- und Naturdenkmälern, 

21. Weidezäunen sowie offenen . Einfriedungen von 
Grufldstücken im Außenbereich, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb dienen; ausgenommen 
sind Einfriedungen in der Umgebung von Kultur- und 
Naturdenkmälern, 

22. Behältern bis zu 50 m' Behälterinhalt und bis zu 
3 m Höhe; ausgenommeri sind Behälter für Gase, Be­
hälter für brennbare und wassergefährdende Flüssig­
keiten mit mehr als 10 m3 Behälterinhalt sowie Behäl­
ter mit mehr als 5 m3 Behälterinhalfin der Umgebung 
von Kultur- und Naturdenkmälern, 

23. ·ortsfesten Behältern für verflüssigte Gase mit weniger 
als 3 t Fassungsvermögen und nicht verflüssigte Gase 
bis zu 5 m3 Behälterinhalt, 

24. freistehenden Regalen und Hochregalen bis zu 
12 m Höhe, 

25. Kranbahnen- und ihren Unterstützungen fÜr. Krane 
bis zu 50 kN Traglast, 

26. Masten: und Unte_rstützungen für Fernmeldeleitungen 
oder Leitungen zur Versorgung mit Elektrizität sowie 
sonstigen Masten bis zu 10 m Höhe, 

27. Unterstützungen von Seilbahnen, die der ~astenbe­
förderung dienen und nicht über öffentliche Verkehrs­
flächen führen, 

28. Sprungschanzen und -türmen bis zu 5 m Höhe, 
· 29. Signalhochbauten der Landesvermessung, 
30. baulichen Anlagen, die der Gartenge'staltung oder der 

zweckentsprechenden Einrichtung von Sport- und 
· Spielplätzen _dienen, wie Pergolen, Trockerunauern, 

Toren für Ballspiele, 
3 !. Plastiken, Denkmälern und ähnlichen Anlagen bis 

3 m Höhe sowie Grabkreuzen und -steinen auf Fried­
höfen, 

32. Fahrzeugwaagen, 
33. Lager- und Abstellplätzen für die Landwirtschaft, die 

ForstwinsChaft und den Erwerbsgartenbau sowie son­
stigen Lager-, Abstell-, Aufstell- und Ausstellungs­
plätzen bis zu 300 m2 Fläche, 

33 a. Stellplätzen, Sport- und Spielplätzen bis zu 100 m2 

Fläche, 
33 b. Abstellplätzen für Fahrräder, . 
34. landwirtschaftlichen Fahrsilos, 
35. nichtöffentlichen Verkehrsflächen, 
36. Gerüsten, 
37. Baustelleneinrichtungen einschließlich der Lager- und 

Schutzhallen sowie der zum vorübergehenden Auf­
enthalt dienenden Unterkünfte (Baubuden), 

38. Werbeanlagen bis zu 0,50 m2 Größe, soweit durch 
Satzung nach§ 86 Abs, 1 keine andere Größe bestimmt 
ist, 

)9. Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen, 
wie Aus- und Schlußverkäufe, Märkte, Messen und 
Heimatfeste, für die Dauer der Veranstaltung, 

40. Werbeanlagen, die an der Stätte der Leistung vorüber­
gehend angebracht oder aufgestellt sind, soweit sie 
nicht mit dem Boden oder einer baulichen Anlage ver­
bunden sind und 'nicht über die Baulinie oder 
-grenze hinausragen,_ 

41. Hinweisschildern der Straße•nverwaltung Rheinland­
Pfalz, Kreiswappenschildern und Gemeindewappen­
schildern am Ortsein- und -ausgang, 

42. Warenautomaten, wenn sie in-räumlicher Verbindung 
mit einer offenen Verkaufsstelle stehen und nicht über 
die Baulinie oder -grenze hinausragen, 

_43. unbedeutenden ·baulichen Anlagen, soweit sie nicht 
durch die Nummern 1 bis 42 erfaßt sind, wie nicht· 
überdachten ·Terrassen, zu Straßenfesten und ähn­
lichen Veranstaltungen kurzfristig errichteten bauli­
chen Anlagen, die keine Fliegende Bauten sind, Klein­
tierställen bis· 5 m3 umbauten Raums, Fahf)en- oder 
Teppichstangen sowie Markisen außerhalb öffent­
licher Verkehrsflächen. 

(2) Keiner Baugenehmigung bedürfen ferner: 
1. Qie Änderung der-äußeren Gestaltung genchmigungs­

bedürftiger baulicher Anlagen durch Anstrich, Verputz 
oder Dacheindeck\lng, durch Austausch von Fenstern, 
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Feristertüren oder Außentüren sowie durch Beklei­
dungen und Verblen4ungen von Wänden mit nicht · 
mehr als 8 m Höhe über der Geländeoberfläche; dies 
gilt nicht in Gebieten, fü; die örtliche Vorschriften über 
die Gestaltung oder E~haltung ·baulicher Anlagen be­
stehen, für Gebäude in der Umgebung von Kultur- und 
Naturdcnkmälein sowie für Kulturdenkmäler, die 
nicht nach dem Denkmalschutz- und -pflegegesetz 
unter Schutz gestellt sind; · 

1 a. zu ebener Erde liegende, unbeheizte Anbauten wie 
Wintergärten und Terrassenüberdachungen bis zu 
30 m 1 umbauten Raums bei Wohngebäuden der Ge: 
bäudeklassen 1 bis 3, 

1 b. der Ausbau einzelner Aufenthaltsräume im Dachraum 
von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 bis \ wenn 
die äußere Gestaltung des Gebäudes nicht verändert 
wird; in der Dachfläche liegende Fenster Sind zulässig, 

1 c, die nicht wesentliche ÄnQerung von Schornsteinen; 
§ 76 Abs. 7 bleibt unberührt, 

2. Nutzungsänderungen von 
a) Gebäuden und Räumen, die nicht im Außenbereich 

liegen, wenn für die neue Nutzung keine anderen 
öffentlich-rechtlichen Anforderungen als für die 
bisherige Nutzung gelten, 

b) anderen Anlagen und Einrichtungen, wenn deren 
Errichtung oder Änderung für die neue Nutzung 
genehmigungsfrei wäre, 

J, der Abbruch oder die Beseitigung von 
a) Anlagen und Einrichtungen nach Absatz 1 und Ab-

satz 2 Nr. 1 a, · 
b) baulichen Anlagen nach·§ 79 Abs. 4 und§ 81, 
c) Gebäuden bis zu JOO m3 umbauten Raums mit Aus-

nahme von notwendigen Garagen, 
d) ortsfesten Behältern bis zu 300 m3 Behälterinhalt, 
e) Feuerstätten; 
ausgenommen sind Kulturdenkmäler, die nicht nach 
dem Denkmalschutz- und -pflegegesetz unter Schutz 
gestellt sind. 

(J) Die Genehmigungsfreiheit entbindet nicht von der Ver­
pflichmng Zur Einhaltung der Anforderungen, die durch 
baurechtliche und sonstige öffentlich-rechtliche Vo~schrif­
ten an bauliche Anlagen. sowie andere Anlagen und .Einrich­
tungen gestellt werden. 

(4) Ist für bauliche Anlagen und andere Anlagen oder Ein­
richtungen, die keiner Genehmigung bedürfen, eine Aus­
nahme oder Befreiung erforderlich, so ist die Ausnahme 
oder Befreiung_ sChrifili.ch zu beantragen. Die§§ 62, 64, 66 
und 68 gelten entsprechend.-

§ 62 
Bauantrag 

(!) Der Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung (Bau­
antrag) ist von dem Bauherrn schriftlich bei der Gemeinde­

. verwaltung einzureichen. Bei verbandsangehörigen Ge­
•mcinden tritt an die Stelle der Gemeindeverwaltung die 
V e rbandsgcmeindeverwaltung. 

(2) Mit dem Bauantrag sind alle für die Beurteilung des Vor­
ha~cns und die Bearbeimng des Antrags erf?rderlichen 

Unterlagen (Bauunterlagen) einzureichen. Es kann gestattet 
werden, daß einzelne Bauunterlagen nachgereicht werdeIL 

(J) Der Bauantrag" und die Bauunterlagen müssen von dem 
Bauherin und dem Entwurfsverfasser, die von Sachver­
ständigen im Sinne des§ 54 Abs, 2 bearbeiteten Unterlagen 
von diesen mit Tagesangabe unterschrieben sein. 

( 4) Die Gemeindeverwalru~g leitet, soweit sie nicht selbst 
.für die Entscheidung zuständig ist, den'Bauantrag unver­
züglich an die Bauaufsichtsbehörde weiter und nimmt um­
gehend zu dem Vorhaben Stellung. 

(5) Ist der Bauherr nicht Grundstückseigentümer oder Erb­
'bauberechtigter, so kann der Nachweis verlangt werden, 
daß er zur Ausführung des Vorhabeßs berechtigt ist. 

(6) Z-ur Beurteilung, wie sich das Vorhaben in die µm­
„gebung einfügt, kann verlangt werden, daß es in geeigneter 
Weise,-·soweit erforderlich auf dem Grundstück, dargestellt 
wird~ · 

§ 63 
Bauvorlage bere~htigung 

(1) Bauunterlagen für die genehmigungsbedürftige Errich­
tung und Änderung von Gebäuden müssen von eineffi Ent­
wurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlageberech­
tigt ist. Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, daß die 
Bauvorlageberechtigung nachgewiesen wird. 

(2) B°auvorlageberechtigt ist, 
1. wer auf Grund'des J\rchitektengesetzes Rheinland-Pfalz· 

die Berufsbezeichnung Architekt zu fü~ren berechtigt" 
ist, 

2. wer in einer von der Kammer der Beratenden Ingenieure 
des Landes Rheinland-Pfalz zu führenden Liste eingetra­
gen ist; in die Liste ist auf Antrag einzutragen, wer auf 
Grund der§§ 1 oder 2 des Ingenieurgesetzes als Absol- . 
vent der Fachbereiche Archit~ktur oder Bauingenieur.:. 
wesen die Berufsbezeichnung Ingenieur zu führen be­
rechtigt ist und mindestens drei Jahre in der Plariung und 
Durchführung von Gebäuden praktisch tätig war, 

3. wer auf Grund des Architektengesetzes Rheiriland-Pfalz 
die Berufsbezeichnung Innenarchitekt zu führ~n 
berechtigt ist, für die mit ·der Berufsaufgabe des Innen­
architekten verbunden~ bauliche Änderung von Gebäu­
den, 

4. wer die Befäh_igung zum hö.heren oder geh~benen bau­
technischen Verwaltungsdienst besitzt, für seine-dienst­
liche Tätigkeit. 

Ingenieure, die keirien Wohnsitz und keine Niederlassung 
in Rheinland-Pfalz haben, sind in die Liste nach Satz 1 Nr. 2 
nur einzutragen, wenn sie nach dem Recht des Landes ihres 
Wohnsitzes oder ihrer Niederlassung bauvorlageberechtigt 
sind; Einschränkungen der BauvorlagebeieChtigung gelten 
auch in Rheinland-Pfalz. 

(J) Unternehmen dürfen Bauunterlagen von den für sie 
zeichnungsberechtigten Personen als Entwurfsverfasser 
unterschreiben lassen, wenn die Bauunterlagen unter der 
Leitung eines Batlvorlageberechtigten aufgestefü worden 
sind. Der Bauvorlageberechtigte hat die Bauunterlagen 
durch Unterschrift anzuerkennen. 
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( 4) Absatz 1 gilt nicht für Garagen bis zu 100 m2 Nutzfläche 
sowie für Behelfsbauten und untergeordn.ete Gebäude 
(§ 47). 

(5) Ingenieure, die auf Grund des § 95 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
und Satz 2 der Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz vom 
27. Februar 1974 (GVBI. S. 53) planvorlageberechtigt sind 
und hierüber eine Bescheinigung der Bezirksregierung er­
halt~n haben, sind auf Antrag ohne weiteren Nachweis in 
~ie Liste. nach Absatz 2 Nr. 2 einzutragen. 

(6) Nicht bauvorlageberechtigte Personen, die vor Inkraft­
treten dieses Gesetzes regelmäßig Bauunterlagen für Ge-: 
bäude nach§ 95 Abs. 6 Nr. 1 bis 3 der Landesbauordnung 
für Rheinland-Pfalz vomi7. Februar 1·974 (GVBI. S. 53) ge-

1 fertigt und dies innerhalb einer Frist von drei Jahren ab 
Inkrafttreten dieses Gesetzes der zuständigen oberen Bau­
aufsichtsbehörde nachgewiese-n haben, können Bauunter­
lagen für Gebäude dieser Art auch weiterhin unterschrei­
ben. 

§ 64 
Behandlung des Baua~trags 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde hat zu prüfen, ob dem Vor­
haben bauiechtliche oder sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften entgegenstehen. 

(2) Die Bauaufsichtsbehörde hat nach Eingang des Bauan­
trags binnen zehn Werktagen zu prüfen, ob der Bauantrag 
und die Bauunterlagen vollständig sind. Fehlende Angaben 
und Bauunterlagen sind unbeschadet des§ 62 Abs. 2 Satz 2 
nachzufordern. Die Bauaufsichtsbehörde kann den Bauan­
trag zurückweisen, wenn die Bauunterlagen unvollständig 
sind oder erhebliche Mängel haben. Die Bauaufsichtsbe­
hörde· führt unverzüglich einen Anhörungstermin durch, 
wenn dies der Vereinfachung und Beschleunigung des Ver­
fahrens dient. 

(3) Bautechnische Nachweise, die von einem Prüfamt für 
Baustatik allgemein geprüft sind (Typenprüfung), bedürfen 
keiner nochmaligen Prüfung, Typenprüfungen ande_rer 
Länder der Bundesrepublik Deutschland gelten auch im 
Land Rheinland-Pfalz. 

(4) Legt der Bauherr Bescheinigungen eines Sachverständi­
gen oder einer sachverständigen Stelle im Sinne der Rechts­
verordnung nach § 85 Abs. S vor, wird vermutet, daß die 
bauaufsichtlichen Anforderungen insoweit erfüllt sind. Die 

· Bauaufsichtsbehörde kanri die Vorlage solcher Bescheini­
gungen verlangen. 

· (5) Et die Erteilung der Baugenehmigung von der Zustim­
mung einer anderen Behörde abhängig oder bedarf das Vor­
haben einer weiteren Genehmigung oder Erlaubnis einer 
anderen Behörde, so holt die Bauaufsichtsbehörde die Ent­
scheidung der anderen Behörde ein. Zu diesem Zweck kann 
sie der anderen Behörde personenbezogene Daten mit­
teilen, die diese für ihre Entscheidung benötigt. Eine nach 
landesrechdichen Vorschriften erforderliche Zustimmung, 
Genehmigun·g oder Erlaubnis gilt als erteilt, wenn sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Eingan·g des Ersuchens unter 
Angabe der Gründe versagt wird; dies gilt nicht1 wenn die 
Bauaufsichtsbehörde auf begründeten Antrag der anderen 

Behörde die Frist verlängert hat. Die Sätze 1 bis 3 gelten ent­
sprechend, wenn die Erteilung der Baugenehmigung von 
dem Einvernehmen einer anderen Behörde abhängig ist. Die 
Bauaufsichtsbehörde teilt die Entscheidung der anderen Be­
hörde zusammen mit threr Entscheidung dem Antragsteller 
mit. ' 

(6) Kann _über den Bauantrag nicht innerhalb von zwei 
. Monaten, beim vereinfachten Genehmigungsverfahren 

(§ 65) nicht innerhalb eines Monats nach Eingang bei der 
Bauaufsichtsbehörde entschieden werden, so hat die Bau­
aufsichtsbe_hörde dem Bauherrn den Grund der Verzöge­
rung und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Entschei­
du~g schriftlich mitzuteileIL 

§ 65 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren 

(1) Bei folgenden Vorhaben, soweit sie nicht nach§ 61 oder 
65 a genehmigungsfrei sind; wird .ein vereinfachtes Geneh­
migungsverfahren durchgeführt: 

1. Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. freistehende landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit 

nicht mehr als zwei Geschoss~n über der Gelände­
oberfläche, 

· 3. Gewächshäuser bis zu 4 m Firsthöhe, 
4. freistehende, nicht gewerblich genutzte Gebäude bis 

zu .300 m3 umbauten Raums, , 
5. oberirdische Garagen bis zu 100 m2 Nutzfläche, 
6. Behelfsbauten und untergeordnete Gebäude (§ 47), 
7. nicht gewerblich genutzte Lager-, Abstell-, Aufstell-

und Ausstellungsplätze, 
7 a. Stellplätze, Sport- und Spielplätze, 
8. Einfriedungen, ' 
9. sonstige bauliche Anlagen wie Kleinkläranlagen, 

Gruben, Dungstätten, Jauche- und Güllebehälter, die 
zu Gebäuden nac·h den Nummern 1 bis 4 und Num­
mer 6 gehören, 

10. Werbeanlagen und Warenautomaten. 

{2) Im vereinfachten Genehmigungsverfahren beschränkt 
sich die Prüfung auf die Zulässigkeit des Vorhabens nach 
den Vorschriften des Baugesetzbuchs und. sonstigen öffent­
lich-rechtlichen Vorschriften. Aus der Stellungnahme der 
Gef!leindeverwaltung nach § 62 Abs. 4 muß hervorgehen, 
daß die Erschließung(§ 6) und die Erfüllung der Stellplatz­
verpflichtung(§ 45) gesichert sind. 

(2 a) Für Ausnahmen oder Befreiungen von bauordnungs­
rechtlichen Bestimmungen gilt§ 61 Abs. 4 entsprechend. 

(3) Spätestens bei Baubeginn müssen der Bauaufsichtsbe­
hörde die Nachweise der Standsicherheit und, soweit erfor­
derlich, des Wärme- und Schallschutzes vorliegen. Die 
Nachweise müssen von Personen mit ausreichender Sach­
kunde und Erfahrung aufgestellt sein; Standsicherheits-; 
nachweise müssen von Personen aufgestellt sein, die in einer 
von .der Kammer der Ber_atenden Ingenieure des Landes 
Rheinland-Pfalz zu führenden Liste eingetragen sind. 

(4) Die Vollständigkeit des Bauantrags ist unter Angabe des 
Datums ihrer Feststellung schriftlich zu best:icigen. Über 
den Bauantrag ist innerhalb einer Frist von einem Monat 
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nach Feststellung der Vollständigkeit zu entscheiden; ist clas 
Einvernehmen der Gemeinde (§ 14 Abs. 2 Satz 2 und § 36 
Baugesetzbuch) erforderlich, beginnt diese Frist erst mit 
Eingang der Mitteilung über die Entsc~eidung der Ge­
m~inde; tritt das Einvernehmen der Gemeinde durch Frist­
ablauf nach § 36 Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuchs oder§ 5 
Abs. 3 des Maßnahmengesetzes zum Baugesetzbuch ein, 

· beginnt die Frist nach Satz 2 mit dem Zeitpunkt, bis zu dem 
die Erklärung über die Verweigerung des Einvernehmens 
der Gemeinde bei der Bauaufsichtsbehörde hätte eingehen 
·müssen, sofern der Bauantrag bei der B1uaufsichtsbehörde 
vorliegt. Die Bauaufsichtsbehörde kann die Frist aus wichti­
gem Grund uin bis zu zwei Monate verlängern. Als wichti­
ger Grund gelten insbesondere die notwendige Beteiligung 
anderer Behörden sowie Entscheidungen über Ausnahmen 
und Befreiungen. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn 
über den Bauantrag nicht innerhalb der nach Satz 2 und 3 
maßgeblichen Fris·~ entschieden worden ist. Auf Verlangen 
des Bauherrn hat die Bauaufsichtsbehörde die Genehmi­
gung nach Satz 5 schriftlich zu bestätigen. Absatz 4 gilt 
nicht für Vorhaben im Außenbereich(§ 35 Baugesetzbuch). 

(5) In die Liste nach Absatz 3 sind auf Antrag einzutra.gen: 
1. Personen mit einem abgeschlossenen Studium der Fach­

richtung Bauingenieurwesen, die mindestens fünf Jahre 
regelmäßig Standsicherheitsnachweise aufgestellt oder 
geprüft haben, · 

2. Personen mit einem .abgeschlossenen Studium einer an­
deren, das Fach Statik und mindestens ein Fach des kon­
struktiven lngeni"eurbaus umfassenden Fachrichtung des 
Bauwesens, die mindestens acht Jahre regelmäßig Stand­
sicherheitsnachweise aufgestellt oder geprüft haben, 

J; sonstige Personen, die mindestens zehn Jahre regelmäßig 
Standsicherheitsnachweise aufgestellt und ihre· Befähi­
gung anhand eigener Arbeiten nachgewiese~ haben. 

· (6) Personen nach Absatz 5 Nr. 1 und 2, die keinen Wohn­
sitz und keine Nie~erlassung in Rheinland-Pfalz haben und 
nur gelegentlich Standsicherh~icsnachweise für Vorhaben i~ 
Rheinland-Pfalz aufstellen, bedürfen keiner Eintragung in 
die Liste riach Absatz l Satz 2, wenn sie-im Einzelfall die 
ausreichende Sachkunde und Erfahrung gegenüber der 
unteren Bauaufsichtsbehörde nac~weisen; Absatz 5 gilt ent­
sprechend. 

(7) Personen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund des § 96 Abs, 3 der Landesbauordnung für Rhein­
land-Pfalz vom 27, Februar 1974 (GVBl. S. 53) einen Be­
scheid darüber erhalten haben, daß sie ausreichende Sach­
kunde und Erfahrung für die Aufstellung von Standsicher­
heitsnachweisen für statisch einfache Konstrukt.ionen be­
sitzen, können sülche Standsicherheitsnachweise für Ein­
familienhäuser und deren zugehödge Nebengebäude auch· 
weiterhin aufstellen, ohne daß die Nachweise einer Prüfung 
bedürfen. 

§ 65 a 
Genehmigungsf reie Wohnungsbau vorhaben 

(1) Vorhaben nach§ 65 Abs, 1 Nr. 1 im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 Abs. 1 de_s Bauge­
setzbuc'hs oder einer Satzung nach § 7 des Maßnahmenge­
setzes zum Baugesetzbuch bedürfen, einschließlich ihrer 

Nebengebäude und Nebenanlagen keiner Baugenehmi­
gung) wenn, 
1. sie den Festsetzungen des Bebauungsplans oder der 

Satzung nach § 7 des Maßnahmengesetzes zum Bauge­
setzbuch entsprechen und 

2. die Erschließung gesichert ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Gemeinde erklärt, daß ein 
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll. 

(2) Mit dem Vorhaben darf einen Monat nach Vorlage der 
erforderlichen Bauunterlagen bei der Gemeindeverwaltung 
begonnen werden; teilt die Gemeinde dem Bauherrn vor 
Ablauf der Frist schriftlich mit 1 daß kein Genehmigun~s­
verfahren durchgeführt werden soll1 darf der Bauherr be­
reits vor Ablauf der Monatsfrist mit dem Vorhaben be­
ginnen. Die'Gemeindeverwaltung leitet eine Ausfertigung· 
der Bauunterlagen an die Bauaufsichtsbehörde weiter, so­
weit sie nicht selbst die Aufgaben der Bauaufsicht wahr­
nimmt. 

(3) Die Gemeinde kann die Erklärung nach Absatz 1 Satz 2 
abgeben, wenn sie beabsichtigt, eine Veränderungssperre 
nach§ 14 des Baugesetzbuchs zu beschließen oder eine Z~­
rückstellung nach § 15 des Baugesetzbuchs zu beantragen1 

oder wenn sie der Auffassung ist1 daß dem Vorhaben öffent­
lich-rechtliche Vorschrifteh entgegenstehen. Erklärt die 
Gemeinde, daß ein Genehmigullgsverfahren durchgeführt 
werden soll, hat sie dem Bauherrn die vorgelegten Unter­
lagen zurückzureichen} es sei denn, der Bauherr hat in der 
Vorlage zum Ausdruck gebracht, daß sie im Falle der Erklä­
rung der Gemeinde nach Absatz 1 Satz 2 als Bauantrag zu 
behandeln ist, 

(4) § 61 Abs .. 3 und 4, § 62 Abs. 2 und 3, die§§ 63 und 65 
Abs. 3, die§§ 66, 67 und§ 74 Abs. 2 und 3, § 75, § 76 Abs. 1 
mit der Maßgabe, daß der Bauaufsichtsbehörde nur die ab­
schließende Fertigstellung anzuzeigen· ist, § 76 Abs. 3 und 
5 bis 7 sowie die§§ 77 und 78 gelten entsprechend. 

(5) Auf V_erlangen des Bauherrn ist ein Baugenehmigungs­
verfahren nach § 65 durchzuführen. 

§ 66 
Beteiligung der Nachbarn 

(1) Der Bauherr hat den Eigentümern der ang/e.nzenden 
Grundstücke (Nachbarn) den Lageplan und die Bauzeich­
nungen zur Unterschrift vorzulegen, wenn Ausnahmen 
oder Befreiungen von Bestimmungen erforderlich sind, die 
auch dem Schutz nachbarlicher Interesse~ dienen. Die 
Unterschrift gilt als' Zustiffiil1ung. Verweigert ein Nachbar 
die Unterschrift} so hat der Bauherr dies der Bauaufsichts­
behörde unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(2) Fehlt die Zustimmung eines Nachbarn und beabsichtigt 
die BauaufsiChtsbehörde von Bestimmungen, die auch dem 
Schutz nachbarlicher Interessen dienen, Ausnihmcn zu ge­
statten oder Befreiungen zu gewähren, so teilt sie 'dies dem 
Nachbarn mit. Auf Verlangen ist dem Nachbarn Einsicht in 
den Lageplin und in die Bauzeichnungen zu gewähren; 

. hierauf ist in der Mitteilung hinzuweisen. Der Nachbar 
kann innerhalb von zwei W, ochen nach Zustellung der Mi.t-
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teilung bei der Bauaufsichtsbehörde schriftlich oder zur 
Niederschrift Einwendungen erheben. 

. (3) Bei einer Mehrheit von Eigentümern eines angrenzen­
den Grun~stücks genügt die Mitteilung an einen von ihneIL 
Ist der Eigentümer nur unter Schwierigkeiten zu ermitteln 
oder zu erreichen, so genügt die Mitteilung an einen un­
mittelbaren Besit.zer. 

§ 67 
Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von bauordnungsrechtlichen ßestimmllngen, die als 
Regel- oder Sollbestirhmung aufgestellt oder in denen Aus­
nahmen vorgesehen sind, können Ausnahmen gestattet 
werde~ wenn die für die Ausnahmen festgelegten Voraus­
setzungen vorlieg~n und öffentliche Belange nicht ent­
geg~nstehen. 

(2) Weiter können Ausnahmen von den Bestimmungen der 
§§ 23 bis 46 gestattet werden 
1. zur Erhaltung und weiteren Nutzung von Kulturdenk­

mälern1 wenn Gefahren für Le.ben oder Gesundheit nicht 
zu befürchten sind, 

2. bei Modernisierungsvorhaben für Wohnungen und 
\Y/ ohngebäude und bei Vorhaben zur Schaffung von zu­
sätzlichem Wohnr~um durch Ausbau, wenn gesunde 
Wohnverhältnisse und der Brandschutz gewährleistet 
sind. 

.(J~ Von anderen _bauo"rdnungsrechtlichen Bestimmungen 
kann auf schriftlichen, zu begründenden Antrag Befreiung 
gewährt werden, wenn · 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung er­

fordern oder 
2,_ es zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohn­

formen oder von Maßnahmen zur Kostendämpfung 
du.rch Versuchsbauten der Abweichung bedarf und die 
Belange nach § J Abs. 1 nicht wesentlich beeinträchtigt 
werderi oder 

J, die Einhaltung der Bestimmungen im Einzelfall zu einer 
offenbar nicht beabsichtigten Härte führefi würde und 
die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen B~langen vereinbar ist; 
eine nicht beabsichtigte Härte liegt auch dann vor, wenn 
einer technischen Anforderung in bauordnungsrecht­
lichen Vorschriften durch ein'e andere gleich:wertige 
Lösung nachweislich entsprochen wird. 

' 
(4) Ausnahmen und Befreiungen können mit Auflagen und 
Bedingungen verbunden sowie befristet und widerruflich 
gewä~rt werden. 

§ 68 
Baugenehmigung 

-Ü) Öie B·augenehmigu.ng ist zu erteilen, wenn dem Vor­
haben keine baurechtlichen od_er sonstigen öfferltlich-recht­
lichen Vorschriften entgegenstehen. Sie wird unbeschadet 

· priVatet Rechte Dritter erteilt und wirkt für uild gegen die 
Rechtsnachfolger des Bauherrn. Die Baugenehmigung be-
darf der Schriftform ·(Bauschein); sie und ihre Nebenbe­
stimmungen müssen nur insowCit begründet werden, als 

·Einwendungen des Nachbarn nic.ht entsprochen '?'ird. Wird 
die Baugenehmigung uriter Auflagen oder Bedingungen er­
teilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt weiden . 

(2) Bauliche Anlagen, die nur für eine begrenzte Zeit errich­
tet werden sollen, kö~nen widerruflich oder b~fristet ge-. 
nehmigt werden. Die Baugenehmigung soll nur erteilt 
werden, wenn die Beseitigung bei Widerruf od~r nach Frist­
ablauf gesichen ist. Behelfsbauten, Werbeanlagen und 
Warenautomaten sowie bauliche Anlagen auf öf(entlichen 
Verkehrs-, Versorgungs- und Grünflächen sowie auf 
Flächen, die als solche festgesetzt sind, dürfen nur widerruf­
lich oder befristet geßehmigt werden. Nach Widerruf oder 
nach Fristablauf sind di"e Anlagen ohne Entschädigung zu 
beseitigen; ein ordnungsgemäßer Zustand ist herzustellen. 

(3) Die Baugenehmigung ist dem Bauherrn mit den mit dem 
Genehmigungsvermerk versehenen Unterlagen zuzu­
stellen. Hat ein Nachbar Einwendungen erhoben, denen 
nicht entsprochen wird1 oder hat er sich innCrhalb der Frist 
nach§ 66 Abs. 2 Satz J nicht geäußert1 so ist ihm eine Aus­
fertigung des B~uscheins mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzu-
stellen. ' 

(4) Die Gemeindeverwaltung ist von der Entscheidung der 
Bauaufsichtsbehörde zu benachrichtigen. Wird die Bauge­
nehmigung erteilt, so sind ihr eine Abschrift des Bauscheins 
sowie je eine Ausfertigung der mit dem Genehmigungsver­
merk vCrsehenen Bauunterlagen zu ü~ersenden. 

(5) Bei Anlagen und Räumen, die für gewerbliche Betriebe 
bestimmt sind1 ist das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt von 
der Entscheidung der Bauaufsichtsbehörde zu benachrich­
tigen, ~bsatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Die Genehmigung nach § 7 des Atomgesetzes schließt 
die Baugenehmigung ein. 

§ 68 a 
Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 

(1) Hat eine Gemeinde, die nicht untere Bauaufsichtsbe­
hörde ist, ihrnach § 14 Abs. 2 Satz 2, § 19 Abs. 3 Satz 1, § 22 
Abs, 6 Satz 1 oder nach § 36 Abs. 1 Satz 1 des Baugesetz­
buchs erforderliches Einvernehmen rechtswidrig versagt1 
ist das fehlende Einvernehmen.nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 5 zu e·rsetzen. 

(2) § 121 der Gemeindeordnung findet keine Anwendung. 

(J) Die Genehmigung gilt zugleich als Eisatzvornahme im 
Sinne des § 123 der Gemeindeordnung; sie ist insoweit zu 
begründen. · 

( 4) Die Gemeinde ist vor Erteilung der Genehmigung anzu­
hören. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen angemes­
sener ~rist erneut über das gemeindliche Einvernehmen zu 
entscheiden. 

(5) \'1/urde das rechtswidrig versagte Einvernehmen nicht 
nach Absatz 3 ersetzt, gelten die Ahsätze 2 bis 4 ent­
sprechend für das Widerspruchsverfahren. Für di~ Beteili­
gung der Gemeincle in diesem Verfahren finden § 65 Abs. 2 
und§ 121 der Verwaltungsgerichtsordnui:ig entsprechende 
Anwendung. 
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(6) Der Inhaber der Ausführungsgenehmigung hat den 
WechseJ seines Wohnsitzes oder seiner gewerblichen 
Niederlassung oder die Pbertragung eines fliegenden Baus 
an Dritte der Bauaufsichtsbehörde oder der nach Absatz 4 
bestimmten Stelle anzuzeigen, die die Ausfüh0mgsgeneh­
migung erteilt hat. Die Behörde oder die nach Absatz 4 zu­
ständige Stelle hat die Änderungen in das Prüfbuch einzu­
tragen und sie, wenn mit den Änderungen ein Wechsel der 
Zuständigkeit verbunden ist, der nunmehr zustandigen 
B"ehörde oder Stelle mitzuteilen. 

(7) Fliegende Bauten, die einer Ausfülirungsgenehinigung 
bedürfen, dürfen unbeschadet anderer Vorschriften nur in 
Gebra~ch genommen werden, wenn ihre Aufstellung der 
Bauaufsichtsbehörde des Aufstellungsorts unter Vorlage 
des Prüfbuchs angeze.igt.iSt und die Fliegenden Bauten von 
ihr abgenommen sind (Gebrauchsabnahme). Die Bauauf­
sichtsbehörde kann im Einzelfall auf die Gebrauchsab­
nahme verzichten. Das Ergebnis der Gebrauchsabnahme ist 
in das Prüfbuch einzutragen. 

(8) Die Bauaufsichtsbehörde des Aufstellungsorts kann 
Auflagen machen oder die Aufstellung oder den Gebrauch 
Fliegender Bauten untersagen, wenn dies nach den örtlichen 
Verhältnissen oder sonst zui' Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist, insbe­
sondere weil die Betriebssicherheit oder die Standsicherheit 
nicht oder nicht mehr gewährleistet ist oder weil von der 
Ausführungsgenehmigung abgewichen wurde, Wird die 
Aufstellung· oder der Gebrauch wegen Mängeln untersagt, 
so ist dies in das Prüfbuch einzutragen. Ist die Behebung der 
Mängel innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten, so 
ist das Prüfbuch einzuziehen und der für die Erteilung der 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Behörde oder Stelle 
zuzuleiten. 

· (9) Bei Fliegenden Bauten, die längere Zeit an demselben 
Aufstellungsort betrieben werden, kann die Bauaufsichts­
behörde des Aufstellungsorts Nachabnahmen anordnen 
und vornehmen, Das Ergebnis der Nachabnahmen ist in das 
Prüfbuch ei11ztitragen. 

§ 74 . 
Baubeginn_· 

(1) Mit der Ausführung genehmigungsbedürftiger Vor­
haben einschließlich des Aushubs der Baugrube darf erst 
begonnen werden, wenn 
1. die Bauge·nehroigung oder Teilbaugenehmigung zuge­

stellt worden ist, . 
2, der Bauherr den Namen des Bauleiters gemäß§ 53 Abs. 3 

schriftlich mitgeteilt hat und · 
3. der Ba'uherr den Beginn der Bauarbeiten der Bauauf­

sichtsbehörde mindestens eine Woche vorher schriftlich 
mitgeteilt hat; dies gilt auch für die Wiederaufnahme von 
Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei 
Monaten. 

(2) Vor Baubeginn muß die Grundfläche d·er baulichen An­
lage abgesteckt und ihre Höhenlage festgestellt sein. Die 
Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, daß die Absteckung 
und die Festlegung der Höhenlage durch sachverständige 
Personen oder Stellen vorgenomnien oder v~r Baubeginn 
abgenommen werden. 

(3) Baugenehmigung und Bauunterlagen müssen an der 
Baustelle von Baubeginn an vorliegen. 

.§ 75 
B auü berwachl~ng 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Einhaltung der 
öffentlich-rechtlid1en Vorschriften und Anforderungen 
sowie die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten der 
am Bau Beteiligten überprüfen. 

(2) Die Bauüberwachung erstreckt sich insbesc;mdere 
J. auf die Prüfung, ob das Vorhaben gemäß den bau­

rechtlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Vor­
schriften ausgeführt wird, 

2. auf den Nachweis der Brauchbarkeit der Bauprodukte 
und Bauarten sowie auf. die Einhaltung der für ihre 
Verwendung oder Anwendung getroffenen Neben­
bestimmungen, 

3. auf die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten der 
am Bau Beteiligten .. , 

())'Die Bauaufsichtsbehörde und die von ihr Beauftragten 
können Proben von Bauprodukten, soweit erforderlich 
auch aus fertigen Bauteilen, entnehmen und prüfen oder 
prüfen lassen. 

(4) Den mit der Überwachung beauftragten Personen ist 
jederzeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassungen, 
Prüfzeugnisse, ÜbereinsrimmungserkJärungen, Überein­
stimmungszertifikate, Überwachungsnachweise, Befähi­
gungsnachweise, Zeugnisse und Aufzeichnungen über die 
Prüfungen von Bauprodukten und Bauarten, in die Bau"­
tagebücher und andere vorgeschriebene Aufzeichnungen 
zu gewähren. 

(5) Der Bauherr hat die für die Überwachung erforderlichen 
Arbeitskräfte und Geräte bereitzustellen. Die mit der Bau­
genehmigungsgebühr nicht abgegoltenen Kos_ten der Bau­
üb~rwachung, insbesondere·Jüfdie Entnahme und Prüfung 
von Ballprodukten und Bauarten sowie für die Heran­
ziehung sachverständiger Personen und Stellen, fallen dem · 
Bauherrn zur Last, 

§ 76 
.Ba uzüstands besich tigung 

(1) Die Fertigstellung des Rohbaus und die abschließende 
Fertigstellung genehmigungsbedürftiger baulicher Anlagen 
sind der Bauaufsichtsbehörde vom Bauherrn jeweils zwei 
Wochen vorher anzuzeigen, um ihr eine Besichtigun-g des 
Bauzustands zu ermöglichen; bei Anlagen mit Schorn­
steinen ist die Fertigstellung _des Rohbaus auch dem 
Bez i rkssc ho r ns tei nf eger meister an zuze i_ge n. 

(2) Der Rohbau ist fertiggestellt, wenn die tragenden Teile, 
Schornsteine, Brand_wände, Treppenräume und die Dach­
konstruktion vollendet sind. Zur Besichtigung des Rohbaus 
sind die Bauteile, di·e für die Standsicherheit und, soweit 
möglich, die Bauteile, die ,für den Brandschutz, den Wär~e­
und den Schallschutz sowie für die Abwasserbeseitigung 
wesentlich sind, derart offen zu halten, daß Maße und Aus­
führungsart geprüft werden können. Die abschließende 
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§ 69 
Bauvorbescheid 

Vor Einreichung des Baua~trags kann der Bauherr zu 
einzelnen Fragen des Vorhabens einen schriftlichen Be­
scheid (Bauvorbescheid) beantragen. Der Bauvorbescheid 
gilt zwei Jahre, wenn er.nicht kürzer befristet ist. Die§§ 62, 
64 bis 68 sowie§ 71 Abs. 2 gelten. entsprechend. 

§ 70 
Teilbaugenehmigung 

(1) Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der Beginn der 
Bauarbeiten für 4ie Baugrube und für einzelne Teile oder 
Bauabschnitte des Vorhabens auf schriftlichen Antrag 
schon vor Erteilung der Baugenehmigung genehmigt 
werden (Teilbaugenehmigung); die§§ 62 bis 68 gelten ent­
sprechend, 

(2) In der Baugenehmigung können, ungeachtet der Teil­
baugenehmigung, für bereits ausgeführte Teile oder Bauab­
schnitte zusätzliche Anforderungen gestellt werden, wenn 
sich bei der weiteren Prüfung der Bauunterlagen ergibt, daß 
diese Anforderungen zum Schutz der öffentl_ichcrt Sicher­
heit oder Ordnu~g erforderlich sind. 

§ 71 
Geltungsdauer der Baugenehmigung 

(!) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung er­
löschen1 wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Zu­
stellung mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen 
oder die Ausführung zwei Jahre unterbrochen würden ist. 
Die Ausführung eines Vorhabens gilt nur dann als .be­
·gonnen oder als nicht unterbrochen, wenn' innerhalb der 
Frist wesentliche Bauarbeiten ausgeführt wurden. 

(2) Die Frist nach Absat,z 1 kann auf schriftlichen Antrag je­
weils bis zu zwei Jahre verlängert werden. Sie .kann auch 
rückwirkend verlängert werden, wenn der Antrag vor Frist­
ablauf bei der Bauaufsichtsbehörde eingegangen ist. Die 
V crlängerung kann mit neuen Auflagen und Bedingungen 
verbunden werden. Der Bescheid über die Verfängerung ist 
dem Bauherrn zuzustellen; § 68 Abs. 4 und 5 gilt ·ent­
sprechend. 

§ 72 
Typengenehmigung 

(!) Für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an 
mehrer.en Stellen errichtet werden sollen, kann die oberste 
Bauaufsichtsbehörd~ eine allgemeine Genehmigung 

, (Typengenehmigung) erteilen1 wenn die baulichen Anlagen 
den bauaufsichtlichen Vorschriften entsprechen und ihre 
Brauchbarkeit für den jeweiligen Verwendungszweck 
nachgewiesen ist. Eine Typengenehmigung kann aUch' er­
teilt werden für bauliche Anlagen, die in unterschiedlicher 
Ausführung, aber nach einem bestimmten System und aus 
bestimmten Bauteilen an mehreren Ste1len errichtet werden 
sollen; in der Typengenehmigung ist die zulässige Ver­
änderbarkeit festzulegen. Für Fliegende. Baute_n wird. eine 
Typengenehmigung nicht erte"ilt. 

(2) Die Typengenehmigung bedarf der Schriftform. Sie wird 
widerruflich und für eine bestimmte Frist erteilt, die fünf 
Jahre nicht überschreiten soll; sie kann auf schriftlichen An­
trag um jeweils bis zu fünf Jahre verlängert werden. Eine 
Ausfer.tigung der mit dem Genehmigungsvermerk ver~ehe­
nen Bauunterlagen ist dem Antragsteller mit der Typenge­
nehmigung zuzustellen. § 62 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 64 
und 67 gelten entsprechend. 

(3) Typengenehmigungen anderer Länder der Bundesrepu­
blik Deutschland gelten auch im Land Rheinland-Pfalz. 

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Ver­
pflichtung, eine Baugenehmigung einzuholen. Die Bauauf- · 
sichtsbehörde braucht eine P.tiifung nur insoweit vorzu­
nehmen, als diese nicht bereits nach Absatz 1 erfolgt ist. Sie 
kann im Einzelfall weitere Auflagen machen oder die Ver­
wendung·genehmigter Typen ausschließen, wenn dies nach 
den örtlichen Verhältnissen erforderlich ist, 

§ 73 
Fliegende Bauten 

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die dazu geeig-
. net und bestimmt si_nd, an verschiedenen Orten wiederholt 

aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrichtungen 
und Gerüste gelt~n nicht als fliegende Bauten. 

(2) Fliegende Bauten bedürfell, ~evor 5:ie erstmals aufgestellt 
und in Gebrauch genommen werden, einer Ausführungsge­
nehmigung. Dies giit nicht für untergeordnete Fliegende 
Bauten, an die besonqere Sicherheitsanforderungen nicht zu 
stellen sind oder die von Besuchern nicht betreten werden. 

(3) Die Ausführungsgenehmigung wird von der oberen 
Bauaufsichtsbehörde oder der nach Absatz 4 bestimmten 
Stelle erteilt, in deren Bereich der Antragsteller seinen 
Wohnsitz oder seine gewerbliche Niederlassung hat. Hat 
der Antragsteller seinen Wohnsitz oder seine gewerbliche 
Niederl~ssung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
so ist die Ballaufsichtsbehörde oder die nach Absatz 4 be­
stimmte Stelle Zuständig,· iri deren Bereich der Fliegeflde 
Bau erstmals aufgestellt und in Gebrauch genom~cn 
werden soll, § 58 Abs. 3, § 62 Abs, 2 und 3 sowie die §§ 64 
und 67 gelten entspr~chend. 

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann durch Rechtsver­
ordnung besti,mmen, daß die Ausführungsgenehmigung 
durch von ihr bestimmte Stellen erteilt wird, und die V er­
gütung dieser Stellen regeln. 

(5) Die Ausführungsgenehmigung wird für eine bestimmte 
Frist erteilt1 die fünf Jahre nicht überschreiten soll. Die Frist 
kann auf schriftlichen Antrag von der für die Erteilung der 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Behörde oder der 
nach Absatz 4 beStimmten Stelle jeweils bis zu fünf Jahre 
v·erlängert werden; § 71 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt ent­
sprechend. Die Genehmigungen werden in ein Prüfbuc_h 
eingetragen, dem eine Ausfertigµng der mit einem Geneh-

. migungsvermerk zu versehenden Bauunterlagen beizu-. 
fügen ist. Atisführungsgenchmigungen anderer Länder der 
Bund.csrepublik Deutschland gelten auch im Land Rhein­
land-Pfalz. 
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Fertigstellung umfaßt auch die Fertigstellung der Wasser­
versorgungs- und Abwasserbescitigµngsanlagen. Der Bau­
herr hat für die Besichtigungen und die damit verbundenen 
Prüfungen die erforderlichen Arbeitskräfte und Geräte 
bereitzustellen. 

(3) Ob und in welchem Umfang eine Besichtigung nach Ab­
satz 1 durchgeführt wird, liegt im Ermessen der Bauauf­
sichtsbehörde. Über das Ergebnis der Besichtigung ist auf 
Verlangen des Bauherrn _ei.ne Bescheinigung auszustellen, 

(4) Mit dem Innenausbau darf erst einen Tag nach dem in 
der Anzeige nach Absatz 1 genannten Zeitpunkt der Fertig..: 
Stellung des.Rohbaus begonnen werden, soweit die Bauauf­
sichtsbehörde nicht ei.nem früheren Beginn des Innenaus­
baus zugestimmt hat. 

(5) Die Bauaufsichtsbehörde kann über Absatz 1 hinaus 
verlangen, daß ihr Beginn 'und Beendigung bestimmter Bau­

. arbeiten angezeigt werd_en und Arbeiten erst fortgesetzt 
oder Anlagen erst benutzt werden, wenn sie von ihr geprüft 
worden sind. Sie kann. ferner die Vorlage von ·Bescheini­
gungen bestimmter sachverständiger Personen oder Stellen 
verlangen, daß bestimmte Bauteile oder Bauarbeiten ent­
sprechend den ·Bauunterlagen ordnungsgemäß ausgeführt 
sind. 

(6) Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden, wenn sie 
ordnungsgemäß fertiggestellt und sicher benutzbar ist, 
frühestens •jedo~h eine Woche nach dem in der Anzeige 
nach Absatz 1 genannten Zeitpunkt def Fertigstellung. Die 
Bauaufsichtsbehörde soll auf Antrag gestatten, daß die bau­
liche Anlage ganz oder teilweise Schon früher benutzt wird, 
wenn wegen. der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
keine Bedenken bestehen. 

(7) Bei der Errichtung ~der Änderung von Feuerungsan- -
lagen muß sich der Bauherr vqr der Inbetriebnahme die 
sichere Benutzbarkeit der Schornsteine, der anderen Abgas­
anlagen und der Anschlüsse de~ Feuerstätten durch den Be­
zirkss-chornsteinfegermeister bescheinigen lassen. 

§ 77 
Baueinstellung 

. (1) Werden Bauarbeiten im Widerspruch zu baurechtlichen 
oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften aus­
geführt oder werden Bauprüdukte verwendet,, die unbe­
rechtigt mit dem CE-Zeichen(§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) oder 
dem Ü-Zeichen (§ 22 Abs. 4) gekennzeichnet sind, so kann 
die Ballaufsichtsbehörde die Einstellung dieser Arbeiten an­
ordnen. 

(2) \Verden Bauarbeiten trotz einer angeordneten Ein­
stellung fortgesetzt, so kann die Bauaufsichtsbehörde die 
Baustelle versiegeln und die an der Baustelle vorhandenen 
Baupro-dukte, Hilfsmittel, Gerüste, Maschinen und ähn- , 
liehe Gegenstände auf Kosten des Bauherrn sicherstellen. 
§ 22 Nr.1 sowie die§§ 23 bis 25 des Polizei-und Ordnungs­
behördengesetzes gelten entsprechend. 

§ 78 
Beseitigungsahordnung und 

Benutzungs unters agu n g 

Verstoßen bauliche Anlagen oder andere Anlagen und Ein­
richtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 gegen baurecht­
liche oder sonstige öffentlich-rechtliche Vors_chriften über 
die Errichtung, die Änderung, die Instandhaltung oder die 
Nutzungsänderung dieser Anlagen, so kann die Bauauf­
sichtsbehörde deren teilweise oder-vollständige Beseitigung 
auf Kosten der nach§ 52 verantwortlichen Personen anord-

. nen oder die Benutzung der Anlagen untersagen, wenn 
nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt 
werden können. Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, 
daß ein Bauantrag gestellt wird. BeseitigungsanOrdnung 
und Benutzungsuntersagung gelten auch gegenüber den 
Rechtsnachfolgern. 

. § 78 a . 

Abbruch verfallender bauiichet Anlagen 

Soweit bauliche Anlagen nicht genutzt werden und im Ver­
fall begriffen sind, kann die Bauaufsichtsbehörde die nach 
§ 52 Abs. 2 verantwortlichen Personen verpflichten, die An­
lage abzubrechen oder zu beseitigenj die Bestimmungen des 
Denkmalschutz- und ..:pflegegesetzes bleiben unberührt. 
Für die Grundstücke gilt § 10 Abs. 3 entsprechend. 

§79 
Vorhaben des Bundes und der Länder 

(1) Vorhaben des Bundes und der Lände"r sowie ihrer 
rechtsfähigen Anstalten, Körperschafteri und Stiftungen be-

' dürfen an Stelle der Baugenehmigung der Zustimmung der 
ßauaufsichtSbehörde, wenn sie unter der Leitung eines 
Beamten des höheren bautechnischen Verwaltungsdienste$ 
einer Staatsbauverwaltung vorbereitet und ausgeführt 
werden. · 

(2) Der Antrag auf Zustimmung ist bei der Gemeindever­
waltung einzureichen; § 62 gilt entsprechend. Die bautech­
nischen Nachweise brauche:O nicht vorgelegt zu werden. 

(3) Für das Zustimmungsverfahren gelten§ 64, § 65 Abs. 2 
und§§ 66_bis 71 entsprechend, Eine Bauübetw.ichung sowie 
Bauzustandsbesichtigungen finden nicht statt. 

( 4) Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen, sind ab­
weichend von den Absätzen 1 bis 3 der oberen Bauauf­
sichtsbehörde vor Baubeginn in geeigneter Weise zur 
Kenntnis zu bringen. Auf Fliegende Bauten, die der Landes­
verteidigung dienen, ist§ 73 Abs. 2 bis 9 nicht anzuwenden. 

§ 80 entfällt 

§ 81 
Der Bauaufsicht nicht unterliegende Vorhaben 

Wenn nach anderen Rechtsvorschriften eine Genehmigung, 
Bewilligung oder Erlaubnis erforderlich ist, bedürfen keines 
bauaufsichtlichen Verfahrens: 
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1. Anlagen in und an obairdischen Gewässern, Anlagen 
der G·ewässerbenutzung, der Gewässerunterhaltung und 
des Gewässe"rausbaus SOV(ie D~iche und Dämme; ausge-
nommen sind Gebäude, ' 

2. Wasserversorgungs- urid Abwasseranlagen, 
3. Entwässerungs- und Bewässerungsanlagen, 
4. Abfallentsorgungsanlagen, 
5. Anlagen für das Fernmeldewesen und Anlagen für die 

öffentliche Versorgung mit Elektrizität1 Gas· und 
Wärme; ausgenommen sind oberirdische Anlagen mit 
mehr als 50 m) umbauten Raums oder Behälterinhalt so­
wie Gebäude, 

6. Aufschüttungen un,d Abgrabungen im Außenbereich, 
die unrer das Landespflegegesetz, das Landeswasserge­

. setz oder das Landesgesetz über deri Abbau und die Ver­
wertung von Bimsvorkommen fallen, 

7. Überwachungsbedürftige Anlagen nach§ 11 des Geräte­
sicherlieitsgesetzes, 

8. Anlagen, di.e im Rahmen eines Flurbereiiligungsver­
fahrens außerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile er~ichtet werden, mit Ausnahme von Ge­
bäuden. · 

Die für _den Vollzug dieser Rechtsvorschriften zuständigen 
Behörden nehmen die Aufgaben nach§ 67 wahr;§ 61 Abs. 4 
ist entsprechend aflzuwenden. · 

§ 82 
Nachträgliche Anforde,rungen 

(1) Bei rechtmäßig begonnenen oder bestehenden baulichen 
Anlagen sowie anderen Anlagen und Einrichtungen im 
Sinne des § 1 Abs, 1 Satz 2 können nachträglich Anforde­
rungen nur gestellt werden, wenn dies zur Abwehr von 
erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbe­
sondere für Leben oder Gesundheit,· erforderlich ist. Bei 
Gefahr im Verzug kann ·bis zur Erfüllung dieser Anforde- . 
rungen die Benutzung der Anlageh und Ein~ichtungen ein­
geschrä~kt oder untersagt werden. 

(2) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen, ande(e 
Anlagen oder Einrichtungen wesentlich geändert werden, 
so kann gefordert werden, daß auch die nicht unmittelbar 
berührten Teile mit den baurechtlichen und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften in Einklang gebracht 
werden, wenn dies keine unzumutbaren Mehrkosten ver­

ursacht. 

§ 83 entfällt 

§ 84 
Baulasten 

(1) Durch Erklärung gegenüber der Bauaufsichtsbehörde 
kann der _Grundstückseigentümer öffentlich-rechtliche 
Verpflichtungen zu einem sein Grundstück betreffenden 
Tun, Dulden oder Unterlassen übernehmen, die sich nicht 
schon aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben 
(Baulast), Baulasten werden un9eschadet der Rechte Dritter, 
mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam 
und wirken auch gegenüber dem F:echtsnachfolger. 

(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform. Die 
Unterschrift muß öffentlich beglaubigt oder vor der Bau­
aufsichtsbehörde geleistet oder vor ihr anerkannt werden. 

(3) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichts­
behörde geführt. In daS Baulastenverzeichnis können auch 
Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufs~or­
behalte eingetragen werden. 

(4) Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bau­
;ufsichtsbehörde unter. Der Verzicht ist zu erklären, wenn 
ein öffentliches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. 
Vor dem Veriicht sollen der Verpflichtete Und der durch die 
Baulast Begünstigte gehört werden. Der Verzicht wird mit 
der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam; von 
der Eintragung sollen der Verpflichtete und der Begüns'tigte 
~enachrichtigt werden. 

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt1 kann in das Bau­
lastenverzeichnis Einsicht nehmen und sich Abschrift~n er­
teilen lassen. 

Siebter Teil 
Ermächtigungen, Ordnungswidrigkeiten, 

Übergangs- und SchlußbeStimmungen 

§ 85 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechts-

und Verwaltungsvorschriften 

(1) Zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 kann der Minister der Finanzen durch Rechtsver­
ordnung Vorschriften erlassen über 
1. die nähere Bestimmung der Anforderungen in den 

§§ 6 bis 17, 23 bis 47, 50 und 51, 
2. den Nachweis der Befähigung der in§ 18 Abs. 5 genann­

ten Personen; dabei können Mindestanforderungen an 
die Ausbildung, die durch Prüfung nachzuweisende Be­
fähigu~g und die Ausbildung·s-Stitten einschließlich der 
Arterkennungsvoraussetzungen gestellt werden, 

3. die Überwachung der Tätigkeiten nach § 18, Abs. 6; 
da~ei · können für die Überwachungsstellen über die in 
§ 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 festgelegten Mindestanforde­
rungen hinaus weitere Anforderungen im Hinblick auf 
die besonderen Eigenschaften und die besondere Ver­
wendung der Bauprodukte gestellt werden,· 

4. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen in 
§ 36, insb_esondere über Feuerungsanlagen und Anlag'en 
zur Verteilung von Wärme oder zur Warmwasserversor­
gung sowie über deren Betrieb, über Brennstoffleitungs­
anlagen, über Aufstellräume für Feuerstätten, Ver­
brennungsmotore und Verdichter, über die Lagerußg 
von Brennstoffen sowie über die Anwendung. solcher 
Anforderungen au( bestehende bauliche Anlagen; dabei 
können Erleichterungen unter bestimmten Vorausset­
zungen allgemein für zulässig erklärt und es kann vorge:­
sehen werden, daß für Feuerungsanlagen besonderer Art 
andere Anforderungen gestellt wer4en können, 

S. besondere Anforderungen · oder Erleichterungen, die 
sich aus der besondereri Art oder Nutzung der baulichen 
Anlagen und Räume für ihre Errichtung, Änderung, 
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Instandhaltung, Nutzung und ihren Betrieb ergeben 
(§§ 48 und 49) sowie über qie Anwendung solcher An­
forderungen auf bestehende bauliche Anlagen, 

6. eine von Zeit zu Zeit zu wiederholende Nachprüfung 
von Anlagen oder Einrichtungen, die zur Verhütung 
erheblicher Gefahren oder Nachteile ständig ordnungs­
gemäß i_nstand gehalten werden müssen, und die Er­
streckung dieser NachprüfungsPflicht auf bestehende 
Anlagen oder Einrichtungen, 

7. die Anwesenheit von Fachleuten beim Betrieb technisch 
schwieriger Anlagen und Einrichtungen, wie Bühnen­
betriebe und techni_sch schwierige· fliegende Bauten, -, 

.8. den Nachweis der Befähigung der in Nummer 7 genann­
ten Fachleute, 

9. die Durchführung von Verordnungen, Richtlinien oder 
Entscheidungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemcinschafcen, die sich auf Bauprodukte 
oder Bauarten nach den§§ 18 bis 22 c beziehen. 

(2) Der Minister ·der Finanzen kann durch Rechtsverord­
nung Vorschrift~n erlassen über 
1. Umfang, Inhalt, Zahl und Beschaffenheit der Bauunter­

lagen sowie der Verwendung von Vordrucken, 
2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nach~eise und 

Bescheinigungen, 
J. die Übermittlung personenbezogener Daten an Be­

, hörden außerhalb qes Baugenehmigungsverfahrens zur 
Erfüllung der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben, 

4. das V erfahren im einzelnen. 
Er kann dabei für verschiedene Arten von Bauvorhaben 
unterschiedliche Anforderungell und Verfahren_ festlegen. 

(3) Der Minister der Finanzen kann durch Rechtsverord-­
nung vorschreiben, 
1. daß zum Nachweis der otdnungsgemäßen Bauaus­

führung. Bescheinigungen, Bestätigungen Oder Nach­
weise Qes Entwurfsverfassers, der Unternehmer, des 
Bauleiters1 von Sa,chverständigen oder Behörden über 
die Einhaltung bauaufsichtlicher Anforderungen vorzu­
legen sind, 

2. wie das Verfahren für die Eintragung in die von der 
Kammer der Beratenden Ingenieure des Landes Rhein­
land-Pfalz nach § 63 Abs, 2 Nr. 2 und § 65 Abs. J zu 
führenden Listert durchzuführen ist und w~lche Nach­
weise vorzulegen sind; dabei können auch Regelungen 
über Gebührell für die Eintragung getroffen werden, 

3. daß Personen nach§ 65 Abs. 3 Sich einer laufenden Fort­
bildung unterziehen und ausreichend haftpflichtver­
sichert sein n:iüssen. 

( 4) Der Minister der Finanzen kann zur Vereinfachung oder 
Beschleunigung des Baugenehmigungsverfahrens oder zu·r 
Entlastung der Bauaufsich~sbehörden durch Rechtsverord­
nung Vorschriften erlassen über · 
1. weitere und weitergehende Ausnahmen von dem Erf(?r­

dernis der Genehmigung, 
2. den vollständigen oder teilweisen \Y/ egfall der bautechni­

schen Prüfung bei bestim~nten Arten von Bauvorhaben1 

3~ ~ie Heranziehung von sachverständigen Personen oder 
Stellen und die Übertragung von Prüfaufgaben de'r Bau­

. aufsichtsbehörde im Rahmen des bauaufsichtlichen Ver­
fahrens einschließlich der Bauüberwac~ung und Bauzu-

standsbesichtigung auf sachverständige Personen oder 
Stellen. Er kann dafür b~stimmte Voraussetzungen fest­
legen, die die Verantwortlichen nach den §§ 54 bis 56 
oder die sachverständigen. Pe·rsonen oder Stellen zu 
erfüllen haben. Er kann dabei insbesondere Mindest­
anforderungen an die Fachkenntnisse sowie in zeitlicher 
und sachlicher Hinsicht an· die Berufserfahrung fest­
legen, eine laufende Fortbildung vorschreiben, durch 
Prüfungen nachzuweisende Befähigungen sowie den 
Nachweis der persönlichen Zuverlässigkeit und eine aus­
reichende Haftpflichtversicherung fordern und Altei-s­
grenzen festsetzen. 

Er kann darüber hinaus eine besondere Anerken~ung der 
sachverständigen Personen und Steilen vors~hreiben sowie 
das Verfahren und die Voraussetzungen für die Aner­
kennung, ihren Widerruf, ihre Rücknahme und ihr Er­
löschen regeln. Er kann ferner das Verfahren regeln, ·nach 
dem die sachverständigen Personen oder Stellen die über­
tragenen Aufgaben wahrzunehmen haben;,.•Er kann außer­
dem Regelungen über die Vergütungen der: sachverständi­
ge_n Personen und Stellen treffen; dabei ist von dem Schwie­
rigkeitsgrad der: Tätigkeit, von dem Zeitaufwand oder von 
einer anderen zweckdienlichen Bemessungsgrundlage aus­
zugehen. 

(5) Der Minister der Finanzen kann durch Rechtsverord-' 
nung Vorschriften erlassen über 
1. die Fachbereiche, in denen die Sachverständigen nach 

§ 64 Abs. 4 tätig werden, 
2. die Anforderungen an die Sachverständigen, insbe-. 

sondere in bezug auf deren Ausbildung, Fclchkenntnisse, 
Berufserfahrung, persönliche Zuverlässigkeit sowie 
Fort- und Weiterbildung, , 

3. das Anerkennungsverfahren, wobei die Befugnis zur 
Anerkennung auf Dritte übertragen werden kann, 

4. die Überwachung der Sachverständigen, 
5. die Festsetzung einer Altersgrenze,. 
6. das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtver-

sicherung sowie 
7. die Vergütung der SachverständigeIL 

( 6) Der Minister der Finanzen kann durch RechtsvCrord­
nung 
1. das Ü-Zeichen festl~gen und zu diesem Zeichen zusäcz:.. 

liehe Angaben verlangen, 
2. das Anerkennungsverfahren nach§ 22 c Abs, 1, die Vor­

aussetzungen für die Anerkennung, ihren Widerruf und 
ihr Erlöschen regeln, insbesoridere auch Altersgrenzen 
festlegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtversiche­
rung fordern, 

3. für die Personen, Stellen, Überwachungsgemeinschaften 
und Behörden nach § 22 c die Gebühren und Vergütun­
gen festleg~n sowie die Fachaufsicht regeln. 

(7) Der Minister der Finanzen kann durch Rechtsverord­
nung bestimmen, daß die Anforderungen der auf Grund des 
§ 11 des Gerätesicherheitsgesetzes und des § 1J Abs. 2 des 
Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Verordnungen ent­
sprechend für Anlagen Und Einrichtungen gelten, die wede( 
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in 
deren Gefahrenbereich keine Arbeitnehmer beschäftigt 
werden. Er kann auch die Verfahrensvorschriften dieser 
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Verordnungen für anwendbar erklären oder selbst das Ver­
fahren bestimmen sowie Zuständigkeiten und Gebühren 
regeln. Dabei kann er auch vorschreiben, daß danach zu er-• 
teilende Erlaubnisse die Baugenehmigung einschließlich der 

· zugehörigen Ausnahmen und Befreiungen einschließen. 

(8) In den Rechtsverordnungen nach Absat~ 1 kann wegen 
der technischen Einzelheiten auf Bekanntmachungen be­
sonderer sachverständiger Stellen unter Angabe der Furl.d­
stell_e verwiesen werden, soweit diese in einer dem Betroffe­
nen zugänglichen Weise veröffentlicht worden sind. 

(9) Das fachlich zuständige Ministerium erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver­
waltungsvorschriften. 

§ 86 
Örtliche Bauvorschriften 

(1) Die Gemein~en können durch Satzung Vorschriften er­
lassen über 
1. die äußere . Gestaltung baulicher l}nlagen sowie von 

Werbeanlagen und Warenautomaten zur Durchführung 
gestalterischer Absichten in bestimmten bebauten oder 
unbebauten Teilen des Gemeindegebiets; die Vorschrif­
ten über Werbeanlagen können sich auch auf deren Art, 
Größe und Anbringungsort erstrecken, 

2. besondere Anforderungen gestalterischer Art an bau­
lic_he Anlagen, \Verbeanlagen und Warenautomaten zum 
Schutz bestimmter Bauten, Straßen, Plätze oder Ortsteile 
von kultureller, historischer oder städtebaulicher Bedeu­
tung oder zum ·schutz von Kultur- und Naturdenkmä­
lern; dabei können nach den örtlichen Gegebenheiten ins­
besondere bestimmte Arten von \\1/erbeanlagen und \V/a­
renautomaten und die \Verbung an bestimmten baulichen 
Anlagen ausgeschlossen sowie \V/erbeanlagen und Waren­
automaten auf Teile baulicher Anlagen und auf bestimmte 
Farben beschränkt werden, 

3. die Gestaltung der Lager-, Abs\ell-, Aufstell- und Aus­
stellurigsplätze, der Camping- und Wochenendplätze, 
der Sport- und Spielplätze, der Stellplätze und der unbe­
bauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie ü_ber 
die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von Ein­
friedungen; dabei kann bestimmt werden, daß Vorgärten 
nicht als Arbeits- oder Lagerflächen benutzt werden 
dürfen, 

4. geringere Oder größere als die in§ 8 Abs. 6 vorgeschrie­
benen Maße zur Wahrung der baugeschichtlichen Be­
deutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart 
eines Ortsteils; die Ortsteile sind in der Satzung genau zu 
bestimmen, 

5. den Anbringungsort und die Gestaltung von Haus­
nummern, 

6. die Unzulässigkeit von mehr als einer Antenne auf Ge­
bäuden sowie die Unzulässigkeit von Außenantennen, 
soweit der Anschluß an die Gemeinschaftsantenne mög­
lich ist, 

7. die Begrünung baulicher Anlagen sowie ,die Anpflan­
zung von Bäumen und Sträuche~n. 

(2) Anforderungen in Satzungen nach Absatz 1 können 
auch in einem Plan durch Zeichnung, FaibC oder Schrift 

festgesetzt werden (Gestaltungsplan). Der Gestaltungsplan 
ist zum Bestandteil der Satzung zu erklären. Satzungen mit 
eirlem Gestaltungsplan sind öffentlich auszulegen. 

(3) Die Gemeinden können ferner für abgegrenzte Teile des 
GCmeindegebiets oder für bestimmte Fälle durch Satzung 
•1. die Herstellung notwendiger Stellplätze füi- bestehende 

bauliche Anlagen verlangen, soweit Bedürfnisse des Ver­
kehrs oder die Behebung städtebaulicher Mißstände dies 

erfordern, 
2. auf die Herstellung von Stellplätzen ganz oder teilweise 

verzichten, soweit Bedürfnisse des Verkehrs nicht ent­
gegel).stehen oder ein Bedarf an Stellplätzen nicht be­
steht, insbesondere weil die Benutzer der baulichen An­
Iaien öffentliche VerkehrsmitteJ in Anspruch nehmen 
können, · 

3. die Herstellung von Stellplätzen untersagen oder ein­
schränken, sowCit Bedürfnisse des Verkehrs oder städte­
bauliche Grüride dies erfordern, 

4. die Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder ver­
langen, wenn B~dürfnisse des Verkehrs dies erfordern; 
die erforderliche Größe, die Lage und die Ausstattung 
können in der Satzung festgelegt werden. 

(4) Die Gemeinden können außerdem durch Satzung be­
stimm.en, daß 
1. in wegen ihrer kulturellen, historischen oder städtebau­

lichen Bedeutung besonders ,schutzwürdigen Gebieten 
genehmigungsfreie Werbeanlagen und Warenautomaten 
einer Genehmigung durch die Bauaufsichtsbehörde be- · 

dürfen, 
2. im Gemeindegebiet oder in Teilen des Gemeindegebiets 

bei bestehenden Gebäuden Kinderspielplätze nach Maß­
gabe des § 11 Abs. 4 herzustellen und instand zu halten 
sind, 

3. im Gemeindegebiet oder in Teilen des Gemeindegebiets 
zum Schutz vor Staub, Rauch und Ruß bestimmte 
Brennstoffe als Heizstoffe nicht verwendet werden 
dürfen. 

(5) Die Satzungen nach den Absätzen 1 bis 4 bedürfen bei 
kreisangehörigen Gemeinden de! Genehmigung der Kreis­
verwaltung, bei kreisfreien und großen kreisangehörigen 
Städten der Genehmigung der Bezirksregierung. 1111 übri­
gen gelten für die Satzungen die Bestimmungen der Ge­
meindeordnung sowie die dazU. erlassenen Durchführungs­

. vorschriften. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 wird 
die Satzung im Benehmen mit der zuständigen Dei:ikmal-
schutzbehörde erlassen. -

(6) Regelungen nach den Absätzen 1 bis 4 können in den Be­
bauungsplan als Festsetzungen aufgenommen werden. Auf 
diese Festsetzungen sind die§§ 3 und 4, 10 bis 13 Abs. 1 und 
die§§ 214 bis 216 des Baugesetzbuchs anzuwenden; Ab­
satz 5 findet keine Anwendung. 

(7) Für Ausnahmen und Befreiungen von Satzungsbestim­
mungen gilt § 67. Vor der Gestattung von Ausnahmen und 
vo'r der Gewä_hrung voh Befreiungen ist die Gemeinde, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 auch die zuständige 
Denkmalschutzbehörde zu hören. 



52 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz 

(8) Die Landkreise können durch Satzung für das Kreise 
gCbiet, für Tei'le des Kreisgebiets, für das Gebiet einer Ge­
meinde oder für Teile von Gemeindegebieten Regelungen · 
nach den Absätzen 1 bis 4 treffen, wenn, soweit und solange 
die Gemeinden von.den Ermächtigungen nach diesen Ab­
sätzeri keinen Gebrauch machen. Die Satzungen der Land­
k~eise bedürfen der Genehmigung der Bezirksregierung. 
Absatz 5 Satz 3 und Absatz 7 gelten entsprechend. Im übri­
gen gelten für die Satzungen die Bestimmungen der Land~ 

.kreisordnung sowie die dazu erlassenen Durchführungs-
. vorschrifteIL 

§ 87 
0 rdn ungswid rigkei te n 

(!)Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
eine bauliche Anlage errichtet, ändert, benutzt oder ab­
bricht, öhne die hierfür erforderliche Gen"ehmigung zu be­
sitzen. Ordnungswidrig handel~ auch, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig vo_n der erteilten Genehmigung abWeicht1 wenn 
die Abweichung einer erneuten Genehmigung bedurft 
hätte, Ordnungswidrig handelt ferner, wer vor Ablauf der 
Frist nach § 65 a Abs. 2 mit dem Vorhaben beginnt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann _ ,mit einer Geldbuße bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt für die Errichtung, Aufstel-
, lung, Anbringung, Änderung und den Abbruch anderer 

Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in 
Vorschriften auf Grund dieses Gesetzes Anforderungen ge­
stellt werden, und für Abweichungen von einer für diese 
Anlagen oder Einrichtungen erteilten Genelun.igung ent­
sprechend. Die Ordnungswidrigkeit kann mit. einer Geld­
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Ordilungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. als Bauherr, Unternehmer oder Bauleiter Bauprodukte 

verwendet oder verwenden läßt, für die der nach§ 18 er­
forderliche Nachweis über ihre Verwendbarkeit nicht 
vorliegt, 

2. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kennzeichnet, ohne 
daß dafür die Voraussetzungen nach§ 22 Abs. 4 vor­
liegen, ode.r 

3. als Bauherr, Unternehmer oder Bauleiter Bauarten nach 
§ 21 ·ohne die erforderliche allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung oder Zustimmung im EinzClfalf a_nwendet 
oder anwenden läßt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuge his zu 
vierzigtausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. die Pflicht, den Befall durch Hausbock, Echten Haus­

schwamm oder Termiten mitzuteilen(§ 14 Abs. 2), ver­
letzt, 

2. als Unternehmer oder bei Bauarbeiten in Selbst- oder 
Nachbarschaftshilfe als Bauherr b~i der Einrichtung 
und dem Betrieb einer Baustelle entg~gen § 51 Abs. 2 
die erforderlichen Schutzvorkehrungen oder Sicher­
heitsvorkehrungen unterläßt, 

3. als B~ulciter eine unrichtige Bestätigung nach § 56 
Abs. 1 abgibt, 

4. · die Pflicht, den Namen oder den Wechsel des Bau-· 
leiters, Fachbauleiters oder den Wechsel des.Bauherrn 
mitzuteilen(§ 53 Abs. 3 und 6), verletzt, 

5. einer vollziehbaren Ei0stellungsanordnung nach § 53 
Abs. 5 Satz 2 zuwiderhandelt, 

6.- entgegen§ 61 Abs. 1 Nr. 6 a zweiter Halbsatz tragende 
oder aussteifende Bauteile errichtet oder ändert, 

7. als Inhaber einer Ausführungsgenehmigung für 
Fliegende Bauten die Anzeigepflicht nach § 7J Abs. 6 
Satz 1 verletzt, · 

8. entgegen S 73 Abs. 1 SatZ 1 oder entgegen Cinef voll­
ziehbaren Anordnung nach § 73 Abs, 8 Fliegende 
Bauten aufstellt oder in Gebrauch nimmt, 

9. entgegen § 74 Abs. 1 mit der Ausführung eines ge­
nehmigungsbedürftigen Vorhabens beginnt, 

10 .. entgegen § 76 Abs. 5 Satz 1 Beginn und Beendigung 
bestimmter Bauarbeiten nicht anzeigt, Arbeiten fort­
setzt oder Anlagen benutzt, 

11. entgegen § 76 Abs. 4 mit dem Innenausbau beginnt, 
12. entgegen § 76 Abs .. 6 Satz 1 eii,e bauliche Anlage 

benutzt, 
13. entgegen § 76 Abs. 7 Feuerungsanlagen in Betrieb 

nimmt, 
14. einer vol)ziehbaren Einstellungsanordnung nach § 77 

Abs. 1 zuwiderhandelt, 
15. einer vollziehbaren Benutzungsuntersagung nach § 78 

zuwiderhandelt, 
16. gegen e.ine Verfahrens- oder Betriebsbestimmung 

verstößt, die in einer" auf Grund des§ 85 Abs. 1 Nr. 5 
und 6 erlassenen Rechtsverordnung enthalten ist, so­
weit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tat­

. bestand auf ·diese Bußgeldbestimmung verweist. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(5) Or.dnungswidrig handelt, wer wider besseres Wissen 
unrichtige Angaben macht oder unrichtige· Pläne oder Un­
terlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz vorgesehe­
nen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehn­
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(6) Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit be­
zieht oder die zu ihrer Vorb~reitung oder Begehung ver­
wendet worden sind, können eingezogen werden. 

(7) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr.- 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die untere Bauaufsichtsbehörde. 

§ 88 
Einge leitete V erfahren 

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten 
Verfahren sind nach · den bisherigen V erfahrensbestim­
rnungen weiterzuführen. 

(2) Ist ein Antrag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ge-. 
stellt worden1 so kann dc;r Antragsteller verlangen, daß die 
Entscheidung nach dem zur Zeit der Antragstellung gelten-­
den Recht getroffen wird. 
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§ 88 a 
Übergangsbestimmungen 

(1) Als allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach§ 19 
gelten: 
1. die für nicht geregelte Bauprodukte nach bisherigem 

Recht erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassun­

gen, 
2. Prüfbescheide, mit denen nach, bisherigem Recht Prüf-_ 

zeichen für nicht geregelte Bauprodukte zugeteilt 
worden sind. 

(2) Personen, Stellen, Überwachungsgemeinschaften oder 
Behörden, die bisher zu Prüfstellen bestimmt oder als Über­
wachungsstellen anerkannt ·waren, gelten für ihren bis­
herigen Aufgabenbereich weiterhin als Prüf- oder Überwa­
chungsstellen nach§ 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 4. Prüf­
stellen nach Satz 1 gelten bis zum 31. Dezember 1996 auch 
als 'Prüfstellen nach § 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. Personen, 
Stellen, Überwachungsgemeinschaften oder Behörden, die 
nach bisherigem Recht für die Fremdüberwachung aner­
kannt waren, gelten für ihren bisherigen Aufgabenbereich 
bis zum 31. Dezember 1996 auch als anerkannte Zertifizie­

. rungsstellen nach § 22 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 3. 

(3) Als Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach § 22 
Abs. 4 gelten: 
1. Überwachungszeichen (Ü-Zeichen), mit denen Baupro~ 

dukte vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gekennzeichnet 
wurden, 

2. Prüfzeichen und 'Überwachungszeichen aus anderen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland, in denen 
Prüfzeichen- und Überwachungspflichten nach bisheri­
gem Recht noch bestehen. 

(4) Bauprodukte, die nach bi_sherigem Recht weder prüf­
zeichen- noch überwachungspflichtig waren, bedürfen bis 
zum 31. Dezember 1995 keines Übereinstimmungsnach-· 
weises nach § 22 Abs. 1. 

§ 89 
A uß erkraf ttr e te n besteh en·d er Vorschrift e.n 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

· 1. die Landesbauordnu~g Rheinland-Pfalz vom 8. Novem­
ber 1986 (GVBI. S, 307, 1987, S. 48), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Oktober 1993 
(GVBI. S. 481), BS 213-1, 

2. die Prüfzeichenverordnung.vom 17. August 1989 (GVBl. 
S. 203, BS 213-1-3). 

(2) Rechtsverordnungen, die au_f Grund des in Absatz 1 
Nr. 1 genannten Gesetzes, auf Grund der Landesbauord­
nung für Rheinland-Pfalz vom 27. Februar 1974 (GVBI. 
S. 53), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.Juli 1982 
(GVBI. S. 264) BS 213-1, oder auf Grund der Landesbau­
ordnung für Rheinland-Pfalz vom 15. November 1961 
(GVBI. S. 229), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge­
setzes vom 20. November 1969 (GVBI. S. 179), erlassen 
worden sind, bleiben, soweit. sie nicht durch Absatz 1 oder 
durch§ 89 Abs. 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz 
vom 8. November 1986 außer Kraft getreten sind, bis zum· 
Erlaß neuer Rechtsverordnungen in Kraft. Der Minister der 
Finanzen wird ermächtigt, sie durch Rechtsverordnuilg 
außer Kraft zu setzen. 

(3) Soweit in anderen Vorschriften aUf Yorschriftell oder· 
Bestimmungen verwiesen wird, die durch Absatz 1 oder 
durch§ 89 Abs. 1- der Landesbauordnung Rheinland-Pf~lz 
't:Om 8. November 1986 außer Kraft getreten sind, 
treten an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes, 

§ 90 
Inkrafttreten 

D!eses Gesetz tritt am 1. April 1995. in Kraf~. 

Mainz, den 8. M,irz 1995 
Der Ministerpräsident 

Kurt Beck 
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